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	 Vorwort

Walter Straumann
Bau- und Justizdirektor des Kantons Solothurn

Präsident der VLP-ASPAN

Die Schweiz verzeichnet zurzeit ein erhebliches Bevölkerungs‑
wachstum. Zugenommen haben zudem die Raumansprüche des 
Einzelnen; und dies nicht nur in Bezug auf das Wohnen. Auch 
die wachsende Mobilität beansprucht immer mehr Fläche. Un‑
verändert gross ist dagegen der für die verschiedenen Nutzungen 
zur Verfügung stehende Boden. Die Raumplanung wird damit zu 
einer immer wichtigeren, aber auch anspruchsvolleren Aufgabe. 
Der vorliegende Jahresbericht illustriert dies in der ganzen Breite, 
von A wie Agglomeration bis Z wie Zweitwohnungsbau. Er zeigt 
zudem das wachsende Interesse der Politik, Wirtschaft und Me‑
dien an diesen Themen auf. So ist auf Bundesebene die Revision 
des Raumplanungsgesetzes am Laufen. Die Kantone sind zum Teil 
bereits an der dritten Generation ihrer Richtpläne und Städte so‑
wie Gemeinden sind gefordert, den Fokus ihrer raumplanerischen 
Bemühungen vermehrt auf die Siedlungsentwicklung nach innen 
und die Förderung der Siedlungsqualität zu legen. Die heutigen 
Probleme können nur Gemeinde- und Kantonsgrenzen über‑
schreitend gelöst werden. Der von Bund, Kantonen, Städten und 
Gemeinden anfangs 2011 vorgestellte Entwurf für ein Raumkon‑
zept Schweiz schafft den für diese Zusammenarbeit notwendigen 
Rahmen. Der Nutzen einer vorausschauenden Raumplanung wird 
zunehmend auch von der Wirtschaft erkannt. Ein Zeichen hier‑
für ist das 2010 von Avenir Suisse, der Denkfabrik der Schweizer 
Wirtschaft, durchgeführte Kantonsmonitoring in der Raumpla‑
nung. Stärker präsent als früher sind raumplanerische Themen 
schliesslich auch in den Medien. Fast täglich berichten diese über 
die zunehmende Zersiedelung, über neue Planungs- und Bauvor‑
haben sowie wichtige raumplanerische Weichenstellungen. Die 
rege Bautätigkeit in vielen Städten und Agglomerationen, aber 
auch die wirtschaftlichen Probleme strukturschwacher Regionen 
beschäftigen die Bevölkerung. Deren Bedenken gilt es ernst zu 
nehmen, denn ohne Bevölkerung lässt sich in der Schweiz keine 
Raumplanung machen.

Gegenstand des zweiten Teils dieses Jahresberichts sind die Ak‑
tivitäten der VLP‑ASPAN. Die zunehmende Beanspruchung der 
Dienstleistungen durch die Mitglieder und die vielfältigen Kon‑
takte der VLP‑ASPAN zu den verschiedenen raumplanerischen 
Akteuren machen den Verband zu einer wichtigen Anlaufstelle 
für Fragen der Raumentwicklung. Mit dem Aufbau einer «Be‑
ratungsstelle Siedlungsentwicklung», für die der Vorstand der 
VLP‑ASPAN im Frühling 2011 grünes Licht gegeben hat, dürfte 
sich diese Funktion künftig noch verstärken. 
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	 Agglomerationen

Modellvorhaben fördern die 
Zusammenarbeit
Im Rahmen seiner Agglomerationspo‑
litik stellt der Bund den Gemeinden und 
Kantonen technische und finanzielle Un‑
terstützung bei der Durchführung inno‑
vativer Modellvorhaben bereit. Zwischen 
2002 und 2007 wurden zahlreiche Mo‑
dellvorhaben unterstützt. In seinem Eva‑
luationsbericht kommt das Bundesamt für 
Raumentwicklung ARE zum Schluss, dass 
in den 17 untersuchten Modellvorhaben 
das Hauptziel, die verbesserte Zusam‑
menarbeit zwischen Kantonen, Städten 
und Gemeinden, erreicht wurde. Da die 
Ausgangslage der Agglomerationen in 
Bezug auf die Zusammenarbeitsstrukturen 
jedoch verschieden war, erzielten die Vor‑
haben unterschiedlich grosse Fortschritte. 
In vielen Agglomerationen trugen die 
Modellvorhaben zum Aufbau von Orga‑
nisationsformen, beispielsweise von Ver‑
einen, für die bereichsübergreifende und 
interkommunale Zusammenarbeit bei. Die 
jeweiligen Projektorganisationen setzten 
sich aus Vertretungen der Politik und der 
Verwaltung zusammen, oft mit externer 
Unterstützung. Häufig wurden Zusam‑
menarbeitsstrukturen aufgebaut, die über 
das Projekt hinaus wirken und langfris‑
tigen Charakter haben. Vier Modellvor‑
haben mündeten in einer verbindlichen 
bereichsübergreifenden Zusammenarbeit. 
Die inhaltlichen Ziele wurden hingegen 
bei einzelnen Modellvorhaben nicht voll‑
ständig erreicht. Das Hauptmerkmal der 
Modellvorhaben lag – wie erwähnt – im 
Aufbau einer interkommunalen Organisa‑
tionsstruktur. Eine intensive Beschäftigung 
mit konkreten Inhalten und Teilprojekten 
ist jedoch oft erst nach dem Aufbau einer 
tragfähigen Struktur möglich. 
Im Berichtsjahr unterstützte das ARE 23 
Modellvorhaben in allen Landesteilen der 
Schweiz.
www.are.admin.ch/themen/agglomeration

Programm «Projets urbains» wird 
verlängert
Die Quartierentwicklungsprojekte des 
Bundes «Projets urbains - Gesellschaftliche 
Integration in Wohngebieten» haben zum 
Ziel, kleinere und mittelgrosse Städte sowie 
Agglomerationsgemeinden bei der Förde‑
rung der Lebensqualität in Wohngebieten 
zu unterstützen. Die von den Projekten 
erfassten Wohngebiete sehen sich vor 
beträchtliche Herausforderungen gestellt. 
Sie zeichnen sich durch eine Konzentrati‑
on benachteiligter Bevölkerungsgruppen, 
eine vernachlässigte Bausubstanz, ein un‑
freundliches Wohnumfeld und damit auch 
durch Imageprobleme aus. Um in solchen 
Gebieten die Lebensqualität zu fördern, 
ist ein ganzheitlicher Ansatz erforderlich, 
der sowohl räumliche als auch soziale 
Massnahmen umfasst. Gerade kleine und 
mittelgrosse Städte stossen wegen der 
Komplexität solcher Entwicklungsprozesse 
häufig an ihre Grenzen. Mit dem Programm 
«Projets urbains» unterstützt der Bund 
bis Ende 2011 elf Städte und Agglome‑
rationsgemeinden in ihren Bestrebungen 
um die Erhöhung der Lebensqualität und 
Stärkung des sozialen Zusammenhalts. Im 
Berichtsjahr wurde eine zweite Pilotphase 
(2012 - 2015) der «Projets urbains» lan‑
ciert. An der Ausschreibung im ersten Se‑
mester 2011 können sich sowohl bereits 
am Programm beteiligte als auch neue 
Gemeinden um technische und finanzielle 
Unterstützung bewerben. Der Bund will 
damit sowohl laufende «Projets urbains» 
stärken als auch das Spektrum der Erfah‑
rungen durch neue Projekte erweitern. 
www.are.admin.ch/themen/agglomeration

Weiterentwicklung der Agglomera‑
tionsprogramme
Bei der Prüfung der 2007 dem Bund ein‑
gereichten Agglomerationsprogramme 
«Siedlung und Verkehr» hat sich gezeigt, 
dass im Bereich der konzentrierten, über‑
regional abgestimmten Siedlungsentwick‑
lung deutliche Verbesserungen möglich 
sind. Aus diesem Grund hat das Bundes‑
amt für Raumentwicklung ARE eine Ar‑
beitshilfe zur «Siedlungsentwicklung nach 
innen» ausgearbeitet, die den Kantonen, 
Gemeinden und Projektverantwortlichen 
bei der Erarbeitung der Agglomerations‑
programme zweiter Generation als Unter‑
stützung dienen soll. Die methodische Ar‑
beitshilfe ist als Empfehlung zu verstehen, 
wie der Bereich Siedlungsentwicklung im 
Agglomerationsprogramm aufgearbeitet 
werden kann. 
www.are.admin.ch/themen/agglomeration

Agglomerationsprogramm 	
von EU ausgezeichnet
Das Agglomerationsprogramm franco-val‑
do-genevois der Region Genf und Umge‑
bung wurde Ende 2010 mit dem 8. euro‑
päischen Raumplanungspreis (8ème Grand 
prix européen de l’urbanisme GPEU) aus‑
gezeichnet. Der Wettbewerb wird vom eu‑
ropäischen Rat für Raumplanung (Conseil 
européen des urbanistes) durchgeführt. 
Der Preis zeichnet die intensive grenz
überschreitende Zusammenarbeit sowie 
die engagierte, innovative und vielver‑
sprechende Vorgehensweise des Agglo‑
merationsprogramms aus. 2010 wurden 
28 Projekte aus 14 europäischen Ländern 
eingereicht. 



�

VLP‑ASPAN

	 Bauen ausserhalb 
der Bauzonen

Tessiner Rustici-Problematik 
Landschaftsprägende Bauten ausserhalb 
der Bauzonen dürfen gestützt auf Artikel 
39 Absatz 2 RPV nach bestimmten Krite‑
rien umgenutzt und entsprechend auch 
in Ferienhäuschen umgewandelt werden. 
Der Kanton Tessin will für seine Rustici von 
dieser Möglichkeit Gebrauch machen. Das 
Kantonsparlament hiess hierfür einen für 
die Umnutzung erforderlichen kantonalen 
Nutzungsplan «Landschaften mit schüt‑
zenswerten Bauten» gut. Damit könnten 
12’600 Rustici ausserhalb der Bauzonen 
als schützenswert anerkannt und 11’100 
davon in Ferienhäuser umgewandelt 
werden. Das Bundesrecht sowie der vom 
Bundesrat genehmigte Tessiner Richtplan 
verlangen ein restriktives Ausscheiden der 
schützenswerten Landschaften und der 
darin umnutzbaren Bauten. Aus der Sicht 
des Bundesamtes für Raumentwicklung 
ARE müssen daher einige Elemente des 
kantonalen Nutzungsplans präzisiert wer‑
den. Nach Auffassung des Amtes sind die 
darin ausgeschiedenen Landschaften nicht 
in allen Teilen schützenswert und die An‑
forderungen hinsichtlich des Schutzes und 
der Pflege der Landschaft ungenügend. 
Es sei zu prüfen, ob diejenigen Teile des 
kantonalen Nutzungsplans, in welchen 
sich Infrastrukturen, Bauzonen oder neu‑
ere Wohnbauten befinden, tatsächlich 
noch schutzwürdig sind. Zudem sei sicher‑
zustellen, dass die offenen Landschaften 
innerhalb des Nutzungsplans nicht durch 
Bauten und Anlagen, Terrainverände‑
rungen oder das Einwachsen des Waldes 
beeinträchtigt würden. Um sicherzustel‑
len, dass der Nutzungsplan bundesrechts‑
konform angewendet wird, reichte das 
ARE beim Verwaltungsgericht des Kantons 
Tessin vorsorglich eine Beschwerde ein. 
Diese soll dazu beitragen, die Schwächen 
des Nutzungsplans zu beheben, damit die 
Umnutzung von Rustici auf eine bundes‑
rechtskonforme Grundlage gestellt wer‑
den kann.

	 Beschwerderecht 
der Umwelt-	
verbände

Liste der beschwerdeberechtigten 
Organisationen
Der Bundesrat bereinigte 2010 die Liste 
der Umweltorganisationen, welche zur Ver
bandsbeschwerde berechtigt sind. Grund 
für die Überprüfung ist das 2006 geänderte 
Umweltschutzgesetz, welches präzisiert, 
in welchem Mass beschwerdeberechtigte 
Umweltorganisationen wirtschaftlich tätig 
sein dürfen. Daneben wurde auch geprüft, 
ob die Organisationen gesamtschweize‑
risch aktiv sind. Die Prüfung ergab, dass 
keine der betroffenen Organisationen eine 
wirtschaftliche Tätigkeit aufweist, die mit 
dem neuen Recht unvereinbar ist. Die Vor‑
aussetzung der gesamtschweizerischen 
Tätigkeit erfüllten zwei Organisationen 
nicht mehr: die Schweizerische Verkehrs-
Stiftung und Pro Campagna, eine Orga‑
nisation zur Pflege ländlicher Bau- und 
Wohnkultur. Die Schweizerische Liga ge‑
gen den Lärm verzichtete aus Gründen 
des Kostenrisikos freiwillig auf das Ver‑
bandsbeschwerderecht. Die «Verordnung 
über die Bezeichnung der beschwerdebe‑
rechtigten Umweltorganisationen» wurde 
entsprechend angepasst.

Hohe Erfolgsquote
Auch 2010 zeigten die Umweltorganisati‑
onen auf, dass sie von ihrem Einsprache‑
recht zurückhaltend Gebrauch gemacht 
hatten. So meldeten die 31 beschwerde‑
berechtigten Umweltorganisationen für 
das Jahr 2009 insgesamt 75 erledigte Be‑
schwerdefälle. 61 Prozent der Beschwer‑
den wurden gutgeheissen oder teilweise 
gutgeheissen (2008: 61,5%). Rund fünf 
Prozent der Beschwerden wurden zurück‑
gezogen und in weiteren 13 Prozent er‑
wies sich die Beschwerde als gegenstands‑
los, weil das Baugesuch zurückgezogen 
oder abgeändert wurde. Abgewiesen wur‑
den die Beschwerden in knapp 19 Prozent 
der Fälle. Mehr als die Hälfte der Verfahren 
wurden bereits vor der ersten Beschwer‑
deinstanz abgeschlossen. 

	 Bundesgesetz über 
die Raumplanung

Teilrevision im Bereich Siedlung 
Mit einer Teilrevision des Bundesgesetzes 
über die Raumplanung RPG wollen Bun‑
desrat und Parlament der Landschaftsiniti‑
ative «Raum für Mensch und Natur» einen 
indirekten Gegenvorschlag gegenüber‑
stellen. Die Ziele des Volksbegehrens – der 
Stopp der Zersiedelung und der bessere 
Schutz der Landschaft – lassen sich ihrer 
Meinung nach besser und schneller über 
eine Gesetzes- anstatt eine Verfassungsän‑
derung erreichen. Mit der Teilrevision des 
RPG sollen die bestehenden und künftigen 
Bauzonen besser auf den Baulandbedarf 
und die übrigen Nutzungsbedürfnisse ab‑
gestimmt werden. Die Trennung von Bau‑
gebiet und Nicht-Baugebiet soll im Gesetz 
festgeschrieben und das Kulturland besser 
geschützt werden. Die Planung soll zudem 
konsequent auf die Schaffung kompakter 
Siedlungen und auf eine bessere Nutzung 
brachliegender oder ungenügend ge‑
nutzter Flächen innerhalb der bestehenden 
Bauzonen ausgerichtet werden (Siedlungs‑
entwicklung nach innen). Die Vorlage ent‑
hält entsprechend – neben der Ergänzung 
der Planungsgrundsätze und der präzi‑
seren Umschreibung der Bauzonenbestim‑
mung – klare Vorgaben an die Richtpläne 
der Kantone zur besseren Steuerung der 
Siedlungsentwicklung in den Gemeinden. 
Der Ständerat hat die Revisionsvorlage 
des Bundesrates weitgehend übernom‑
men, insbesondere aber den heutigen 
Gesetzgebungsauftrag an die Kantone zur 
Einführung einer Mehrwertabgabe (Art. 
5 RPG) verschärft. Gemäss der Regelung 
des Ständerates sind künftig bei der Ein‑
zonung neuen Baulandes mindestens 25 
Prozent des Mehrwertes abzuschöpfen 
und insbesondere für die Finanzierung 
entschädigungspflichtiger Auszonungen 
einzusetzen. Kommt ein Kanton drei Jahre 
nach Inkrafttreten des revidierten Raum‑
planungsgesetzes dieser Regelung nicht 
nach, greift eine subsidiäre Bundesrege‑
lung. In der nationalrätlichen Kommission 
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ist die Vorlage und insbesondere die vom 
Ständerat eingeführte Verschärfung der 
Mehrwertabgabe auf erheblichen Wider‑
stand gestossen. Es wurden verschiedene 
Zusatzabklärungen verlangt, um die Re‑
gelung und deren Auswirkungen besser 
beurteilen zu können. Die Verabschiedung 
der Vorlage wird sich daher nicht unerheb‑
lich verzögern.

Zweite Etappe der Gesetzesrevision
Die zurzeit vom Parlament beratene Revisi‑
onsvorlage beschränkt sich, wie erwähnt, 
auf den Bereich der Siedlung. Die übrigen 
Bereiche des Raumplanungsgesetzes sol‑
len in einer zweiten Etappe angegangen 
werden. Zu diesem Zweck hat das Bundes‑
amt für Raumentwicklung in Zusammen‑
arbeit mit der kantonalen Bau-, Planungs- 
und Umweltdirektorenkonferenz sieben 
Arbeitsgruppen einberufen, welche zu 
den zentralen Fragen der Gesetzesrevision 
Lösungsvorschläge erarbeiten sollen. Die 
Themen dieser Arbeitsgruppen sind: die 
Bundesplanung, die kantonale Richtpla‑
nung, das Planen in funktionalen Räumen, 
der Schutz und die Nutzung von Böden, 
das Bauen ausserhalb der Bauzone, das 
Bauen und Planen im Untergrund sowie 
die Koordination von Raumplanung und 
Umweltschutz.

	 Bundesplanung

Sachplan Verkehr: erster Teil 
Infrastruktur Schiene in Kraft
Der Bund koordiniert seine raumwirksamen 
Tätigkeiten in Sachplänen. Der Sachplan 
Verkehr besteht aus dem Verkehrsträger 
übergreifenden «Teil Programm» und den 
Verkehrsträger bezogenen «Umsetzungs‑
teilen Strasse und Schiene/öffentlicher 
Verkehr». Das Modul 1 des Sachplans In‑
frastruktur Schiene SIS trat im Herbst des 
Berichtsjahrs in Kraft. Dieses führt den be‑
stehenden Sachplan AlpTransit NEAT nach 
und stellt die bereits vom Parlament be‑
schlossenen sachplanrelevanten Vorhaben 
dar: Anschluss der Ost- und Westschweiz 
an das europäische Eisenbahn-Hochleis‑
tungsnetz sowie die zukünftige Entwick‑
lung der Bahninfrastruktur ZEB. Weil noch 
nicht zu allen raumwirksamen Projekten 
Objektblätter vorliegen, wird der SIS nach 
und nach angepasst und ergänzt. Die Ob‑
jektblätter zu den Programmen des Bundes 
und zum weiteren Ausbau von S-Bahnsys‑
temen oder von Bahnhöfen (Basel, Bern, 
Lausanne, Genf, Luzern, St. Gallen, Tessin, 
Zug, Zürich) werden bei den nächsten An‑
passungen des Sachplans erarbeitet. Ziel 
des SIS ist es, die beabsichtigte langfristige 
Entwicklung der Schieneninfrastruktur mit 
der räumlichen Entwicklung zu koordinie‑
ren und damit Planungssicherheit für die 
Kantone und Gemeinden zu schaffen. Aus 
diesem Grund enthält der Sachplan auch 
Vorhaben, deren Finanzierung noch offen 
ist. Die Sachplanfestlegungen erfuhren 
keine wesentlichen Änderungen gegenü‑
ber dem Sachplan AlpTransit und den gel‑
tenden Richtplänen der Kantone.

Mögliche Standortgebiete für 
geologische Tiefenlager
2008 genehmigte der Bundesrat den 
«Sachplan Geologische Tiefenlager», der 
das Auswahlverfahren für die Suche nach 
Standorten zur Lagerung radioaktiver 
Abfälle regelt. Nachdem 2009 die provi‑
sorischen Planungsperimeter vorgestellt 

wurden, legte das Bundesamt für Energie 
BFE Mitte 2010 die provisorischen Stand‑
ortregionen fest. Betroffen sind insgesamt 
202 Gemeinden aufgrund geologischer 
Gegebenheiten, künftiger oberirdischer 
Bauten oder ihrer Nähe zu den fraglichen 
Gebieten. Damit die wirtschaftlichen, 
ökologischen und gesellschaftlichen Aus‑
wirkungen eines künftigen geologischen 
Tiefenlagers abgeschätzt und mögliche 
Standorte miteinander verglichen werden 
können, präsentierte der Bund eine Me‑
thodik für eine entsprechende kantons
übergreifende Untersuchung.

Anforderungen an Schweizer 
Infrastrukturnetze steigen
Der erste Strategiebericht des Bundes zur 
Zukunft der Infrastrukturnetze enthält eine 
Gesamtschau über alle flächendeckenden 
Netze in den Bereichen Verkehr, Energie
versorgung und Telekommunikation. Der 
Bericht kommt zum Schluss, dass die 
Schweiz über qualitativ hoch stehende, 
gut funktionierende Infrastrukturnetze 
verfügt. In den kommenden Jahren wer‑
den allerdings die Anforderungen an diese 
Netze aufgrund zunehmender Nachfrage 
stark steigen. Dennoch müssen sie u.a. 
die Versorgungssicherheit gewährleis‑
ten, die Vorgaben des Umwelt- und Be‑
völkerungsschutzes erfüllen und die an‑
gestrebte Raumentwicklung unterstützen. 
Für eine nachhaltige Weiterentwicklung 
der Infrastrukturnetze besonders wichtig 
sind die Substanzerhaltung und die Mo‑
dernisierung der immer höher belasteten 
Infrastrukturnetze, die optimale Bewirt‑
schaftung der Kapazitäten sowie die Be‑
seitigung von Engpässen, die das System 
gefährden. Bei den staatlich finanzierten 
Infrastrukturnetzen Strasse und Schiene 
erwägt der Bundesrat die Ersetzung aller 
bisherigen Infrastrukturabgaben auf Bun‑
desebene durch eine flächendeckende, 
verkehrsträgerübergreifende, leistungs‑
abhängige Mobilitätsabgabe («Mobility 
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Pricing»). Eine solche würde die Finanzie‑
rung dank verursachergerechter Anreize 
auf eine tragfähige Grundlage stellen. 
Anlässlich der Anhörung des Berichts An‑
fang 2010 bemängelte die VLP-ASPAN das 
Fehlen eines Hinweises auf die Rolle der 
Planungsinstrumente des Bundes sowie 
auf den Stellenwert des Raumkonzeptes 
Schweiz im Hinblick auf die künftige Infra‑
strukturplanung. Bei Vorhaben des Bundes 
müsse zwingend eine frühzeitige, mit den 
kantonalen Richtplänen koordinierte Ab‑
stimmung von Raumplanung und Infra‑
strukturentwicklung über einen Sachplan 
erfolgen (siehe auch Jahresbericht, Teil 
VLP-ASPAN).

Standortsuche für Abbau von 
Hartgestein 
Im Dezember 2008 hat der Bundesrat 
Grundsätze zur Hartgesteinsversorgung 
festgesetzt. Um eine langfristige Versor‑
gung mit Hartgesteinen zu erreichen, 
müssen dabei frühzeitig Standorte aus‑
serhalb der Landschaften von nationaler 
Bedeutung BLN evaluiert werden. Eine 
Projektgruppe bestehend aus Vertretern 
des Verbandes Schweizerischer Hartstein‑
brüche und der Schweizerischen Geotech‑
nischen Kommission, begleitet von Bund, 
Kantonen und Umweltverbänden ist dar‑
an, entsprechende Standorte aufzuzeigen 
und ihre fachliche und politische Machbar‑
keit abzuschätzen. 

	 Energie

Standortkriterien für Wind
energieanlagen
Gemäss Energiegesetz muss die Stromer‑
zeugung aus erneuerbaren Energien in der 
Schweiz bis 2030 um mindestens 5,4 Mil‑
liarden Kilowattstunden erhöht werden. 
An dieses Ziel soll die Windenergie einen 
Beitrag von über 10 Prozent leisten. Die 
kostendeckende Einspeisevergütung KEV 
für Strom aus erneuerbaren Energien hat 
in der Schweiz einen eigentlichen Wind‑
energie-Boom ausgelöst. Über 100 Wind‑
energieanlagen sind zurzeit in Planung 
und Projektierung. Die Vorhaben führen 
jedoch oft zu Konflikten mit Landschafts‑
schutzinteressen und Bedenken der Bevöl‑
kerung vor übermässigem Lärm. Kriterien 
für die Standortwahl können helfen, sol‑
che Zielkonflikte zu lösen und sie können 
zu einer einheitlichen Rechtsanwendung 
führen. In landschaftlich heiklen Gebie‑
ten wie dem Jurabogen sind die Kantone 
daran, überregional zusammenzuarbeiten 
und die Standorte für die Windpärke und 
Windanlagen in den kantonalen Richtplä‑
nen zu koordinieren. Die CEAT (Commu‑
nauté d’études pour l’aménagement du 
territore, EPFL) untersuchte im Auftrag 
der CORAT (Westschweizer Kantonspla‑
ner) den Umgang mit Windanlagen in den 
Westschweizer Kantonen (inklusive Bern 
und Solothurn). Ziel der Studie war neben 
einer Bestandesaufnahme eine verbesserte 
Koordination zwischen den Kantonen.

	 Geoinformation

Zunehmende Bedeutung 
öffentlicher Geodaten
Geoinformationen sind orts- und raum‑
bezogene Daten. 60-80 Prozent aller 
Entscheide, die Bürgerinnen und Bürger 
betreffen, sind mit Geoinformationen 
verbunden; und dies in praktisch allen Le‑
bensbereichen, von Verkehr, Energie, Um‑
welt, Landwirtschaft über Informatik und 
Telekommunikation bis zu Bildung, Kultur 
und Gesundheit. Besonders bedeutsam 
sind Geoinformationen somit auch für 
die Raumplanung. Das 2010 neu geschaf‑
fene Geoportal des Bundes – betrieben 
vom Bundesamt für Landestopografie 
swisstopo – ist eine öffentlich zugängliche 
Plattform für Geoinformationen. Neben 
den Landeskarten als Basisdaten können 
auf der Plattform beispielsweise Verkehrs‑
netze, Wanderwege, Gebäude- und Woh‑
nungsregister, Schutzgebiete und Biotope, 
die Arealstatistik oder der Stand der Na‑
turgefahrenkarten aufgerufen und überla‑
gert werden. 
www.geo.admin.ch

Gemeinsames Portal für Grund‑
stücksdaten
Um den Behörden, den Verwaltungen, 
den Planungsbüros und den Grundeigen‑
tümern den Zugang zu den notwendigen 
Grundstücksdaten zu erleichtern, wurde 
2010 unter der Internetadresse www.ca‑
dastre.ch ein gemeinsamer Zugang zu den 
Datenportalen der Amtlichen Vermessung, 
des Katasters der öffentlich-rechtlichen Ei‑
gentumsbeschränkungen (ÖREB-Kataster) 
und des Grundbuchs geschaffen. Beim 
ÖREB-Kataster ist man noch weit von 
der Nutzung und Anwendung entfernt, 
das Portal informiert jedoch über den 
künftigen Inhalt des Katasters und den 
Stand der Arbeiten. Ziel ist es, bis 2019 
ein schweizweites amtliches Informati‑
onssystem zu erstellen, das eine verbind‑
liche Zusammenfassung der wichtigsten 
öffentlichen Eigentumsbeschränkungen 
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bietet. Diese sollen für jedes Grundstück 
übersichtlich dargestellt werden. In einer 
ersten Etappe wird der Kataster in zwei bis 
fünf Kantonen aufgebaut. 
www.cadastre.ch

	 Grenzüberschrei‑
tende Zusammen
arbeit

Anzahl Gemeinden nimmt weiter ab
Seit 1990 sind Gemeindefusionen zum 
Thema geworden und im letzten Jahr‑
zehnt hat sich der Trend zu grösseren Ge‑
meinden erheblich verstärkt. Verschiedene 
Kantone unterstützen und fördern diese 
Entwicklung, da kleine Gemeinden immer 
mehr Mühe bekunden, ihre kommunalen 
Aufgaben zu lösen. Im vergangenen Jahr‑
zehnt entwickelte sich in den Kantonen 
Tessin, Graubünden, Jura, Wallis, Luzern, 
Neuenburg, Glarus und Freiburg eine ei‑
gentliche Fusionswelle. Besonders her‑
vorzuheben ist dabei der Kanton Glarus 
mit seiner auf den 1. Januar 2011 in Kraft 
getretenen Reduktion der Gemeinden von 
25 auf drei.

1990 zählte die Schweiz noch über 3000 
Gemeinden. Bis 2000 nahm die Zahl um 
125 und bis 2010 um weitere 312 Ge‑
meinden ab. Ende 2010 gab es in der 
Schweiz 2584 Gemeinden und ab 1. Ja‑
nuar 2011 werden es nochmals über 30 
weniger sein. 

Grenzüberschreitende Projekte
Die grenzüberschreitende Zusammenar‑
beit wird aber auch über raumplanerische 
Projekte gefördert. Beispiele hierfür sind 
die vom Bund geförderten Agglomerati‑
onsprogramme und Modellvorhaben (vgl. 
Kapitel Agglomeration). So wurde bei‑
spielsweise im Berichtsjahr im kantonsü‑
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bergreifenden «Agglomerationspark Lim‑
mattal» das Initialprojekt «durchgehender 
Limmatuferweg von Zürich bis Baden» 
weitergetrieben. Solche Projekte bedin‑
gen eine enge Kooperation zwischen den 
Kantonen, Regionalplanungsgruppen und 
Gemeinden.

	 Harmonisierung 
des Bau- und 
Planungsrechts

Interkantonale Vereinbarung in 
Kraft getreten
Nachdem die Kantone Graubünden, Bern, 
Freiburg, Basel-Landschaft, Aargau und 
Thurgau der Interkantonalen Vereinbarung 
über die Harmonisierung der Baubegriffe 
IVHB beigetreten sind, konnte das Konkor‑
dat Ende 2010 in Kraft treten. Mit der Ver‑
einbarung soll der heutige Regelungswirr‑
warr im Baubereich ein Ende finden. Rund 
30 Baubegriffe und Messweisen werden 
im Konkordat einheitlich umschrieben, 
vom massgebenden Terrain über die Be‑
zeichnung von Gebäuden und Gebäude‑
teilen sowie Längen- und Höhenbegriffen 
bis zu Abständen und Nutzungsziffern. 
Es geht dabei lediglich um eine formelle 
Harmonisierung: Kantone und Gemein‑
den übernehmen nur die Begriffe, die sie 
brauchen, bestimmen die jeweiligen Mas‑
se und Grössenordnungen aber selber. 
Eine derartige Harmonisierung vereinfacht 
das Bauwesen und entspricht in diesem 
Sinne auch einer zentralen Forderung der 
Bauwirtschaft. Am 1. Januar 2011 trat der 
Kanton Schaffhausen dem Konkordat bei. 
Auch andere Kantone, darunter der Kanton 
Zürich, dürften dem Konkordat beitreten. 
In Form von SIA-Normen wird das Bau- 
und Planungsrecht über die IVHB hinaus 
vereinheitlicht. Bisher erschienen sind die 
SIA-Normen 421 «Raumplanung – Nut‑
zungsziffern», 422 «Bauzonenkapazität», 
423 «Gebäudedimensionen und Abstän‑
de», wobei die Normen 421 und 423 teil‑
weise auch Bestandteil der IVHB sind. In 
Bearbeitung sind die Normen 424 «Rah‑
mennutzungspläne», 425 «Kommunale 
Erschliessungsplanung» und 426 «Sonder
nutzungsplan». Die Arbeiten zu einem 
«Controlling in der Nutzungsplanung», 
die ursprünglich als eigenständige Norm 
hätten erscheinen sollen, werden mögli‑
cherweise in die SIA-Ordnung 111 «Leis‑
tungsmodell – Planung und Beratung» 
überführt. 
www.bpuk.ch > Konkordate

	 Heimatschutz und 
Denkmalpflege

Finanzielle Mittel für die Denkmal‑
pflege
Der Bereich Heimatschutz und Denk‑
malpflege ist eine Verbundaufgabe von 
Bund und Kantonen und wurde bei der 
Neugestaltung des Finanzausgleichs und 
der Aufgabenteilung zwischen Bund und 
Kantonen NFA als solche bestätigt. Bund 
und Kantone teilen sich somit die Verant‑
wortung und die Finanzierung beim Hei‑
matschutz und bei der Denkmalpflege. 
Der Bundesrat versucht sich jedoch immer 
wieder aus der Verantwortung zu ziehen. 
So wollte er 2010 im Rahmen des Kon‑
solidierungsprogramms die Ausgaben für 
Heimatschutz und Denkmalpflege von 30 
Millionen Franken auf rund 16 Millionen 
Franken jährlich kürzen. Wie schon in den 
Jahren zuvor korrigierten die Eidgenös‑
sischen Räte diese Kürzung und sprachen 
sich für eine Beibehaltung des 30-Millio‑
nen-Beitrags aus. Diese finanziellen Mittel 
sind unumgänglich, um die vielfältigen 
und anspruchsvollen Aufgaben der Denk‑
malpflege zu erfüllen.

Wakkerpreis 2010 geht nach Fläsch
Das Weinbaudorf Fläsch in der Bündner 
Herrschaft wurde mit dem Wakkerpreis 
2010 ausgezeichnet. Zur Erhaltung seiner 
charakteristischen Wein- und Obstgärten 
im Dorfkern entschied sich die Gemeinde 
für eine raumplanerisch ungewöhnliche 
Massnahme. Mit einer tief greifenden Re‑
vision der Nutzungsplanung wurden die 
zu erhaltenden Flächen ausgezont und 
gingen teilweise in Gemeindeeigentum 
über. Dank einer Landumlegung erhiel‑
ten die früh in den Prozess einbezogenen 
Grundeigentümer Realersatz. Am Rande 
des Dorfes wurden Einzonungen mit hö‑
herer Ausnutzung vorgenommen. Auf‑
grund der besonderen örtlichen Gegeben‑
heiten findet die bauliche Verdichtung in 
Fläsch somit nicht im Zentrum, sondern 
am Rande des Dorfes statt. Damit kann 
das einmalige Ortsbild erhalten werden. 
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Die Gemeinde Fläsch setzt sich zudem für 
die Erstellung von Neubauten von hoher 
architektonischer Qualität ein. Sie fördert 
aktiv hochwertige zeitgenössische Archi‑
tektur, berät die Grundeigentümer und 
geht mit guten Beispielen voran. 

Bewahrung historischer Kulturland‑
schaften und Gartenanlagen
Historische Kulturlandschaften sind 
das Gemeinschaftswerk von Natur und 
Mensch. Sie sind Spuren der Wirtschafts- 
und Lebensformen früherer Gesellschaften 
und daher von besonderer kultureller Be‑
deutung. Der schonungsvolle Umgang mit 
den Kulturlandschaften muss nicht Ver‑
zicht auf Fortschritt bedeuten, er stellt viel‑
mehr einen Gewinn an Lebensqualität dar. 
ICOMOS, das Bundesamt für Kultur BAK 
sowie die Nationale Informationsstelle für 
Kulturgüter-Erhaltung NIKE forderten im 
Berichtsjahr in einer Resolution Massstäbe 
und Richtlinien für den Umgang mit Kul‑
turlandschaften. Vor einem planerischen 
und baulichen Eingriff in eine Kultur‑
landschaft seien neben den ökologischen 
und ästhetischen Werten die materiellen 
geschichtlichen Spuren zu erfassen und 
zu bewerten. Auf der Grundlage von In‑
ventaren seien geeignete Instrumente 
zum Schutz und zur Pflege sowie zu einer 
nachhaltigen Planung zu erarbeiten. Die 
Arbeitsgruppe «Gartendenkmalpflege» 
des ICOMOS hat sich zudem zum Ziel ge‑
setzt, gemeinsam mit verwandten Organi‑
sationen eine Liste historischer Gärten und 
Anlagen der Schweiz zu erstellen, da der 
Verlust dieser Gärten rasant fortschreitet. 
Diese Liste soll Denkmalpflege-, Natur‑
schutz- und Planungsfachstellen dazu ani‑
mieren, historische Gärten und Anlagen in 
ihrer Arbeit besser zu berücksichtigen. 
www.icomos.ch/arbeitsgruppen/gaerten

	 Immobilienmarkt, 
Wohnungsbau

Wohnungsstatistik 2009 als 
Registererhebung
Bis zur Volkszählung 2000 basierte die 
Gebäude- und Wohnungsstatistik auf 
Fragebogen bei Hauseigentümern und 
Immobilienverwaltungen. Heute werden 
die Grunddaten zum Immobilienpark 
(Schweiz) dem eidgenössischen Gebäude- 
und Wohnungsregister GWR entnommen. 
Die Registererhebung ist damit an die Stel‑
le der Volkszählung getreten.
Gemäss der ersten Registererhebung 
zählte die Schweiz Ende Dezember 2009 
1‘623‘000 Gebäude mit Wohnnutzung, 
elf Prozent mehr als im Jahr 2000. Drei von 
fünf Wohngebäuden (58%) sind Einfamili‑
enhäuser, wobei dies sowohl auf ländliche 
Regionen als auch auf städtische Gebiete 
zutrifft. Gemessen an allen Wohnungen 
machen die Einfamilienhäuser jedoch nur 
knapp einen Viertel aus. Die Mehrheit der 
Wohnungen (56%) befindet sich in Mehr‑
familienhäusern. Über die Hälfte der insge‑
samt rund vier Millionen Wohnungen der 
Schweiz sind Drei- oder Vierzimmerwoh‑
nungen. In den Bauperioden nach 1970 ist 
ein Wandel zu grösseren Wohnungen zu 
beobachten. Der Anteil der Dreizimmer‑
wohnungen reduziert sich kontinuierlich 
zu Gunsten der Fünfzimmerwohnungen. 
In der Bauperiode 2001-2009 stellen die 
Vier- und Fünfzimmerwohnungen deutlich 
die Mehrheit der Wohnungen dar (61%).

Wohnbaustatistik 2010
In der Schweiz wurden im Jahr 2010 
40’700 Wohnungen neu erstellt, das ent‑
spricht einem Plus von 5 Prozent gegen- 
über dem Jahr 2009. In den Gemeinden mit 
weniger als 10‘000 Einwohnern fielen die 
Zunahmen positiv aus, in den Gemeinden 
mit mehr als 10‘000 Einwohnern hinge‑
gen war ein Rückgang feststellbar. In den 
Agglomerationen der fünf grössten Städte 
(Zürich -19%, Basel -16,3%, Bern -51,3%, 
Lausanne +21% und Genf +10%) fiel die 
Jahresbilanz gesamthaft negativ aus (-16%). 

Schweizweit befanden sich Ende Dezem‑
ber 2010 67‘030 Wohnungen im Bau, 10 
Prozent mehr als im Vorjahr. Werden nur 
die kleineren Gemeinden mit bis zu 2000 
Einwohnern betrachtet, ist jedoch ein mi‑
nimaler Rückgang um ein Prozent zu be‑
obachten. Die Agglomerationen der fünf 
grössten Städte verzeichneten mit insge‑
samt 24‘750 im Bau befindlichen Woh‑
nungen einen Anstieg um 8,5 Prozent 
innert Jahresfrist. Eine deutliche Zunahme 
zeigte sich in der Agglomeration Bern, 
wo die im Bau befindlichen Wohnungen 
um 65,5 Prozent anstiegen. Rückläufige 
Zahlen hingegen waren in den Agglome‑
rationen Lausanne (-8%) und Basel (-2%) 
festzustellen.
Über das gesamte Jahr 2010 wurden in der 
Schweiz ein Prozent weniger Wohnungen 
bewilligt als 2009. Damit erhielten total 
49’620 Wohneinheiten neu eine Baube‑
willigung. Bei den Gemeinden mit bis zu 
5000 Einwohnern nahm die Zahl der bau‑
bewilligten Wohnungen innert Jahresfrist 
zu, in jenen mit mehr als 5000 Einwohnern 
hingegen ab. In den Agglomerationen der 
fünf grössten Städte fiel die Jahresbilanz 
mit einem Minus von 10 Prozent deutlich 
negativer aus. Einzig die Agglomeration 
Basel (+13%) verzeichnete einen Anstieg 
der baubewilligten Wohnungen gegenü‑
ber dem Jahr 2009. Ein eindeutiger Trend 
lässt sich aus dieser Jahresstatistik nicht 
herauslesen, da grosse Schwankungen in 
die eine Richtung oftmals mit einem spä‑
teren Umschlagen in die andere Richtung 
kompensiert werden. 

Auch die Immobilenmarktstudie der Cre‑
dit Suisse stellte für die Schweiz fest, dass 
weder die weltweite Rezession, noch die 
Immobilienkrisen in mehreren Ländern 
den Wohnungsmarkt zu destabilisieren 
vermochten. Die Nachfrage seitens der un‑
erwartet starken Zuwanderung habe dazu 
geführt, dass der Bedarf nach Wohnraum 
unverändert gross war. Seit einigen Jah‑
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ren nehme der Bau von Einfamilienhäu‑
sern jedoch kontinuierlich ab. Stattdessen 
wird schweizweit eine hohe Zahl von Ei‑
gentums- und Mietwohnungen erstellt. 
Raumplanerisch ist dies erfreulich, denn 
das Einfamilienhaus beansprucht viel Bo‑
den und oftmals mehr Energie als andere 
Siedlungsformen. Insbesondere unter dem 
Gesichtspunkt der Erschliessung ist das 
Einfamilienhaus ressourcenintensiv. 
Regional konzentriert sich die Wohnbautä‑
tigkeit auf die beiden grossen Wirtschafts‑
räume Zürich und Genf-Lausanne. In die‑
sen Räumen führen die grosse Nachfrage, 
die Baulandhortung und das entsprechend 
teure Bauland dafür, dass kaum leerer und 
zahlbarer Wohnraum vorhanden ist. Als 
Folge davon entstehen immer mehr Woh‑
nungen am Rande dieser Wirtschaftsräu‑
me.

Förderung des preisgünstigen 
Wohnungsbaus
Die grosse Nachfrage nach Wohnraum 
führt dazu, dass immer mehr Städte und 
Gemeinden mit dem Problem steigender 
Boden- und Wohnungspreise konfron‑
tiert sind. Besonders von dieser Situation 
betroffen sind grosse Städte und (steu‑
ergünstige) Gemeinden an attraktiven 
Lagen. Immer mehr Leute können sich 
an diesen Orten die hohen Wohnkosten 
nicht mehr leisten und sind gezwungen, 
wegzuziehen. Die Folgen dieser Entwick‑
lung sind eine einseitige Bevölkerungs‑
struktur, Verkehrsprobleme und negative 
Auswirkungen auf das gesellschaftliche 
und politische Leben der betroffenen 
Städte und Gemeinden. Im Auftrag des 
Bundesamtes für Wohnungswesen BWO 
hat die VLP-ASPAN in einer Studie auf‑
gezeigt, wie das gemeinnützige, langfris‑
tig preisgünstige Wohnungsangebot mit 
raumplanerischen Mitteln gefördert wer‑
den kann. Eine diesbezüglich mögliche 
Massnahme sind Quotenregelungen in 
der Bau- und Zonenordnung, das heisst 

die Festlegung von Wohnanteilen für den 
gemeinnützigen Wohnungsbau. Dabei 
wird in gewissen Zonen ein Anteil der zu 
erstellenden Bruttogeschossfläche für den 
gemeinnützigen Wohnungsbau reserviert. 
In der Stadt Zug haben die Stimmberech‑
tigten 2009 eine entsprechende Regelung 
gutgeheissen. Am 1. September 2010 
ist sie in Kraft getreten und hat schweiz‑
weit ein grosses Medienecho ausgelöst. 
Eine andere Massnahme zur Förderung 
des preisgünstigen Wohnungsbaus ist die 
Einräumung eines Kaufsrechts zugunsten 
der Gemeinde bei Neueinzonungen. Bei 
dieser Regelung kann die Gemeinde ei‑
nen Teil des neu eingezonten Baulandes 
käuflich erwerben und dafür sorgen, dass 
auf der entsprechenden Fläche preisgüns‑
tiger Wohnraum entsteht. Die Gemeinde 
kann diesen Wohnraum selber erstel‑
len oder das Bauland an gemeinnützige 
Wohnbauträger abgeben. Sie kann aber 
auch auf die Ausübung des Kaufsrechts 
verzichten, wenn der Grundeigentümer 
selber preisgünstigen Wohnraum erstellt. 
Eine entsprechende Regelung kennt die 
Gemeinde Oberägeri im Kanton Zug. Eine 
weitere mögliche Massnahme, um den 
preisgünstigen Wohnraum zu fördern, ist 
die Gewährung eines Ausnützungsbonus. 
Aus raumplanerischer Sicht ist diese Mass
nahme jedoch nicht unbedingt empfeh‑
lenswert. Damit der Anreiz zur Erstellung 
preisgünstigen Wohnraums vorhanden ist, 
muss der Bonus sehr hoch sein. Dies aber 
kann zu gestalterischen Problemen führen 
und eine einheitliche Quartierentwicklung 
verunmöglichen. Gefördert werden kann 
der gemeinnützige Wohnungsbau zudem 
aus den Erträgen der Mehrwertabgabe, 
sofern der Kanton bzw. die Gemeinde 
eine solche Regelung kennt. 

	 Industriebrachen

Zwischennutzungen als Chance
Nach wie vor sind in der Schweiz Hun‑
derte von Industriearealen ganz oder 
teilweise ungenutzt. Auf der Internetsei‑
te «Industriebrachen-Plattform Schweiz» 
können sich Grundeigentümer, Investo‑
ren, Gemeindebehörden oder potenzielle 
Zwischennutzer einen Überblick über die 
Potenziale und Nutzungsmöglichkeiten im 
Zusammenhang mit der Revitalisierung von 
Industriebrachen verschaffen. Obwohl je‑
des Umnutzungsprojekt seine Eigenheiten 
besitzt, vermittelt der Wegweiser «Umnut‑
zungsablauf» wertvolle Verfahrens- und 
Vorgehenshinweise bei der Umnutzung 
von Industriebrachen. Zwischennutzungen 
können bei diesen Prozessen eine sinnvolle 
Übergangslösung darstellen. Auf einer se‑
paraten Internetseite findet sich ein «Leit‑
faden Zwischennutzung», der anhand von 
Beispielen über verschiedenste Gesichts‑
punkte bei Planung und Realisation von 
Zwischennutzungen informiert.
www.areale.ch 

www.zwischennutzung.ch
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	 Internationale 
Zusammenarbeit

INTERREG - grenzübergreifende 
Zusammenarbeit
Die länderübergreifende Zusammenar‑
beit ist für ein kleines Binnenland wie die 
Schweiz sehr wichtig. Wirtschaftliche Ver‑
flechtungen, die Organisation des öffent‑
lichen Verkehrs und andere Herausforde‑
rungen lassen sich in den Grenzräumen 
nur über die Landesgrenzen hinweg sinn‑
voll angehen. Die Schweiz verfügt mit den 
Metropolitanregionen Basel und Genf/
Lausanne, mit dem Tessin, der Bodensee‑
region und gewissen Alpentälern über 
verschiedene Arten von Grenzräumen. 
Seit 20 Jahren werden mit dem INTERREG-
Instrument der Europäischen Kommission 
grenzübergreifende Projekte gefördert 
und umgesetzt. Schweizer Partner betei‑
ligen sich seit Beginn aktiv an den ver‑
schiedenen Programmen. Seit 1995 stellt 
der Bund Mittel zur Verfügung – heute 
im Rahmen der Schweizer Regionalpolitik 
des SECO – und hat seither über 800 IN‑
TERREG-Projekte unterstützt. Die Projekte 
werden jeweils mit kantonalen und Dritt‑
mitteln kofinanziert. Die breite Palette von 
Projekten reicht von Lehrlingsaustausch‑
programmen über gemeinsame Raument‑
wicklungsprojekte, grenzüberschreitende 
Transportsysteme und den Aufbau von 
Nanoclustern bis hin zu Projekten zur För‑
derung des Service Public in den Alpen. An 
INTERREG-Projekten beteiligen sich in der 
Schweiz neben den Kantonen und den Ge‑
meinden auch Universitäten, Hochschulen 
sowie verschiedene Organisationen. 
>> www.are.admin.ch/themen/international

	 Kantonale Planung

Bundesrat genehmigt drei 
kantonale Richtpläne 
Im Berichtsjahr genehmigte der Bundesrat 
die drei gesamthaft überarbeiteten Richt‑
pläne der Kanone Basel-Stadt, Basel-Land‑
schaft und Thurgau.

Der Kanton Basel-Stadt legt im Richtplan 
die Stossrichtung der räumlichen Entwick‑
lung fest und geht mit der Strategie und 
den Konzeptkarten bereits in Richtung des 
vom Bund angestrebten, verbindlichen 
kantonalen Raumkonzepts. Im Bereich 
Siedlung enthält der Richtplan klare Strate‑
gien zur Siedlungsentwicklung nach innen 
und zeigt den sorgfältigen Umgang mit 
gezielten, klar abgegrenzten Siedlungs‑
erweiterungen auf. So enthält der Richt‑
planbeschluss Vorgaben darüber, welche 
Abklärungen und Regelungen vor bzw. 
während einer Umzonung im Rahmen 
der neuen Siedlungsgebiete vorzunehmen 
sind. Der Siedlungsqualität, der im städ‑
tischen Gebiet im Rahmen der baulichen 
Verdichtung eine hohe Bedeutung zu‑
kommt und der in den Richtplänen bisher 
eher wenig Beachtung geschenkt wurde, 
wird ein eigenes Kapitel gewidmet. Bei‑
spielswiese werden zur Schaffung von 
Frei- und Grünräumen Vorzugsgebiete der 
Entdichtung bezeichnet oder die Idee for‑
muliert, aus dem Mehrwertabgabefonds 
geeignete Grundstücke zu erwerben und 
zu Parkanlagen umzuwandeln. Beim Ver‑
kehr kommt dem Langsamverkehr als 
stadtgerechte Mobilitätsform besonderes 
Gewicht zu. Die örtlichen Festlegungen 
zu den Fliessgewässern, dem Natur- und 
Landschaftsschutz sowie der Land- und 
Waldwirtschaft bilden den Rahmen zur 
Steuerung der räumlichen Tätigkeiten im 
Bereich Natur und Landschaft. 

Der Richtplan des Kantons Basel-Land-
schaft hält im Bereich Siedlung fest, dass 
die Siedlungsentwicklung der nächsten 
zehn bis fünfzehn Jahre weitgehend auf 

die bestehenden, rechtskräftig ausge‑
schiedenen Bauzonen zu beschränken ist. 
Bauzonenerweiterungen werden auf klar 
definierte, zentral gelegene Achsen und 
Zentren beschränkt und es werden Sied‑
lungstrenngürtel festgelegt. Die Gemein‑
den sind angewiesen, ihre Nutzungsreser‑
ven in überbauten Gebieten festzustellen 
und nachzuführen. Der Bereich Verkehr ist 
mit der Siedlungsentwicklung abgestimmt. 
Mit einer flächendeckenden Kartierung der 
landwirtschaftlichen Nutzfläche wurde die 
Grundlage für die Erhebung der Fruchtfol‑
geflächen geschaffen. 

Der Kanton Thurgau führt bewährte In‑
halte des letzten Richtplans, wie beispiels‑
weise das Prinzip der ausgeglichenen Flä
chenbilanz, weiter. Neueinzonungen sind 
entsprechend mit der Rückführung von 
unüberbautem Bauland in das Landwirt‑
schaftsgebiet zu kompensieren. Besonders 
herausfordernd für den Thurgau ist, dass 
die einzelnen Kantonsteile auf verschie‑
dene ausserkantonale Zentren ausgerich‑
tet sind. Mit der Bezeichnung von Ent‑
wicklungsräumen und -achsen sowie von 
kantonalen sowie regionalen Zentren wird 
die Siedlungsentwicklung differenziert ge‑
steuert. Im Bereich Natur und Landschaft 
nehmen das Landwirtschaftsgebiet, der 
Natur- und Landschaftsschutz und die Ver‑
netzung der Lebensräume einen hohen 
Stellenwert ein. Dies zeigt sich auch in 
der konsequenten Umsetzung des kanto‑
nalen Landschaftsentwicklungskonzepts. 
Der Kanton Thurgau verfügt über viele 
qualitativ gute Böden, die zu den Frucht‑
folgeflächen zählen und die es – unter 
anderem mit dem oben erwähnten Flä‑
chenausgleichsprinzip – zu erhalten gilt. In 
Bezug auf das Bundesinventar der Land‑
schaften und Naturdenkmäler von natio‑
naler Bedeutung BLN fordert der Bund von 
Thurgau – wie übrigens auch vom Kanton 
Basel-Landschaft – weitergehende Mass‑
nahmen zur Umsetzung der Schutzziele.
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Mit Vorbehalten hat der Bundesrat die 
Richtplananpassung des Kantons Solo-
thurn «Interessengebiet für Freizeit und 
Erholung Weissenstein» genehmigt. Der 
Kern der Richtplananpassung besteht 
aus dem Ersatz der alten, aus historischer 
Sicht erhaltenswerten Sesselbahn auf den 
Weissenstein durch eine neue Seilbahn. 
Den Entscheid über die neue Bahn hat der 
Kanton Solothurn in ein Gesamtpaket ein‑
gebettet, in welchem er Eckpunkte zum 
Freizeit- und Erholungsgebiet Weissen‑
stein festgelegt hat. Der Bau der neuen 
Bahn soll besser an den öffentlichen Ver‑
kehr angebunden werden; zudem sollen 
die Strasse auf den Weissenstein an Sonn- 

und Feiertagen gesperrt und das Parkre‑
gime neu geregelt werden. Zusätzlich soll 
ein Konzept zu neuen Freizeitnutzungen 
auf dem Weissenstein entwickelt werden. 
Da der Weissenstein im Bundesinventar 
der Landschaften und Naturdenkmäler 
von nationaler Bedeutung BLN aufgeführt 
ist, verlangt der Bund, bei der weiteren 
Planung sicher zu stellen, dass Linienfüh‑
rung, Dimensionierung und Gestaltung 
der neuen Seilbahn die Landschaft nicht 
schwerwiegend beeinträchtigen. Mit der 
Genehmigung der Richtplananpassung 
rückt der Bau einer neuen Seilbahn ein 
Stück näher; er ist aber noch nicht defini‑
tiv beschlossen. 

Der Richtplan des Kantons Aargau wur‑
de gesamthaft überarbeitet. Die Revi‑
sion richtete sich nach verschiedenen 
bereits genehmigten kantonalen Strate‑
gien. Dazu gehören das Entwicklungs‑
leitbild für den Kanton Aargau (2009 bis 
2018) sowie die Planungsberichte raum
entwicklungAARGAU, mobilitätAARGAU, 
energieAARGAU, landwirtschaftAARGAU 
und waldentwicklungAARGAU. Auch das 
auf den 1. Januar 2010 in Kraft getretene 
revidierte Baugesetz soll im revidierten 
Richtplan umgesetzt werden. Nach ei‑
ner Behördenvernehmlassung wurde der 
Richtplan bis Ende 2010 in die öffentliche 
Mitwirkung geschickt.
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Der Kanton Neuenburg hat im Frühjahr 
2010 seinen Richtplan in die Vernehmlas‑
sung geschickt. Im Teil Siedlung werden ei‑
nige interessante Neuerungen vorgeschla‑
gen. Rahmennutzungspläne sollen nur 
noch genehmigt werden, wenn bei der 
Bauzonendimensionierung der regionale 
Bedarf berücksichtigt und nachgewiesen 
wird. Wird neues Bauland eingezont, muss 
dieses mit dem öffentlichen Verkehr er‑
schlossen sein, wobei die Anforderungen 
an die Erschliessungsgüte im urbanen 
Raum höher sind. Soll ausserhalb einer 
ordentlichen Bauzonenrevision Bauland 
eingezont werden, muss dieses innerhalb 
von fünf Jahren überbaut und eine gleich‑
wertige Fläche Bauland ausgezont wer‑
den. Um die Problematik der überdimensi‑
onierten, schlecht gelegenen Bauzonen in 
den Griff zu kriegen, verpflichtet sich der 
Kanton, Lösungen für einen Flächenab‑
tausch und Kompensationsmechanismen 
zu erarbeiten. Im kantonalen Baugesetz 
soll diesbezüglich eine gesetzliche Grund‑
lage geschaffen werden. 

Im Kanton Bern verabschiedete der Regie
rungsrat den Raumplanungsbericht ’10 
zuhanden des Grossen Rats. Obwohl im 
Kanton Bern der Boden grundsätzlich 
haushälterisch genutzt wird, ortet der 
Bericht einige raumplanerische Heraus‑
forderungen. Die Siedlungsentwicklung 
soll an zentrale, gut erschlossene Lagen 
gelenkt werden, aber dort besteht oft 
ein Mangel an verfügbarem Bauland. Bei 
den Ortsplanungen stellt der Bericht ei‑
nen Mangel an Qualität fest und es fehlen 
vielfach gesamtheitliche Entwicklungskon‑
zepte. Handlungsbedarf bestehe auch bei 
den Fruchtfolgeflächen FFF. Diese besten 
Ackerböden stehen unter grossem Sied‑
lungsdruck. In der grossrätlichen Diskus‑
sion des Raumplanungsberichts wurde 
ein erhöhter Schutz der FFF und eine mi‑
nimale Ausnützungsziffer von 0,6 für neu 
eingezonte FFF gefordert. Um die Planung 

auf regionaler Stufe verbindlicher zu ma‑
chen, werden im Kanton Bern Regionale 
Gesamtverkehrs- und Siedlungskonzepte 
erarbeitet.

Im Kanton Schaffhausen ist die Richt‑
plangesamtrevision angelaufen. Als erster 
Schritt wurde ein kantonales Raumkon‑
zept erarbeitet, das als Grundlage für die 
weitere Bearbeitung der Richtplaninhalte 
dienen wird.

Kanton Zug definiert Entwicklungs‑
ziele 2030
Der Regierungsrat des Kantons Zug hat vor 
dem Hintergrund einer abgeschwächten 
Bevölkerungs- und Arbeitsplatzprognose 
neue Entwicklungsziele festgelegt. Danach 
soll das vom Kantonsrat im Richtplan fest‑
gelegte Wachstumsziel bezüglich Bevölke‑
rung nach unten korrigiert werden. Auch 
bei den Arbeitsplätzen wird ein massvolles 
Wachstum angestrebt. Die neuen Wachs‑
tumsziele sind ein wichtiges Instrument der 
Kantonsplanung. Die Baudirektion hat den 
Auftrag, die Zielwerte mit den Gemeinden 
zu diskutieren und eine Anpassung des 
Richtplans an die Hand zu nehmen. Dabei 
ist aufzuzeigen, welche Folgen die neuen 
Zielwerte auf die Wohn- und Arbeitszonen 
haben und wie sie sich auf die Planung 
von Naherholungsräumen, Verkehrsinfra‑
strukturen, Spital- und Schulräumen sowie 
auf die Themen Alterswohnen und sozio‑
demographische Entwicklung auswirken.

Monitoring der kantonalen Raum‑
planung
Zeitgleich zur angelaufenen Debatte um 
die Landschaftsinitiative, die Teilrevision 
des Raumplanungsgesetzes und die Erar‑
beitung des Raumkonzepts veröffentlichte 
Avenir Suisse im Sommer 2010 ein Inven‑
tar der kantonalen Instrumente zur Sied‑
lungssteuerung. In einer aufwändigen Stu‑
die wurden die Vielfalt und Effizienz des 
raumplanerischen Instrumentariums zur 

Siedlungsentwicklung analysiert. Damit 
konnte ein Überblick über die Instrumen‑
te, Methoden und Raumplanungsprak‑
tiken der 26 Kantone geschaffen werden. 
Trotz der heiklen Aufgabe, geeignete Indi‑
katoren zu finden und die ausgewählten 
Beurteilungskriterien angemessen zu ge‑
wichten, entstand ein differenziertes Bild 
der Raumplanungspraxis der einzelnen 
Kantone – eingebettet in ein Gesamtbild 
aller Schweizer Kantone. Neben den Fort‑
schritten der letzten Jahre, führte die Stu‑
die aber auch die Vollzugsdefizite vor Au‑
gen. Die viel diskutierte Mehrwertabgabe 
wurde im Bericht - aus ökonomischer Sicht 
– positiv gewürdigt. Nach Meinung der 
VLP-ASPAN muss man, um zu einem dif‑
ferenzierten Bild zu gelangen, den Bericht 
sorgfältig lesen. Aussagen dürfen nicht auf 
dem vordergründig spektakulären Gesam‑
tranking der 26 Kantone beruhen, denn 
damit würde man Äpfel mit Birnen verglei‑
chen: der Kanton Appenzell Innerrhoden 
ist nicht Zürich und der Kanton Jura nicht 
Genf. Viel interessanter, aussagekräftiger 
und lehrreicher als das Gesamtranking 
sind die Teilrankings zu den untersuchten 
Bereichen und die an verschiedener Stelle 
im Bericht vorgenommenen Gruppenbil‑
dungen. So werden in der Studie, neben 
den städtischen und städtisch-geprägten 
Kantonen Basel-Stadt, Genf, Zürich und 
Zug, die Bergkantone Graubünden und 
Wallis sowie Uri und Glarus miteinander 
verglichen. Interessant ist auch die Gegen‑
überstellung von Schwyz und Zug, haben 
beide Kantone doch grosse Ähnlichkeiten 
in Bezug auf Lage, Erreichbarkeit und Steu‑
ergunst. In vielen Bereichen miteinander 
vergleichbar sind schliesslich auch die Ag‑
glomerationskantone Aargau, Baselland, 
Luzern, Neuenburg, Schwyz, Solothurn, 
St. Gallen, Thurgau, Freiburg und Waadt. 
Die Studie erweist sich als grosser Fundus 
der aktuellen Kantonsplanung, aus dem 
die einzelnen Kantone voneinander lernen 
können. In einer Stellungsnahme begrüss‑
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te auch die Bau-, Planungs- und Umwelt‑
direktoren-Konferenz BPUK die Unter‑
suchung von Avenir Suisse. Diese liefere 
verschiedene Denk- und Lösungsansätze 
für die Zukunft. Hinter einige Indikatoren 
und Methoden der Studie setzten die Bau‑
direktoren aber ein Fragezeichen; sie wür‑
den zu gewissen Verzerrungen führen.

	 Kommunikation

Videoportal zur Raumentwicklung
Nach zweijähriger Arbeit lancierte der 
Kanton Aargau im September 2010 unter 
dem Titel «zeitraumaargau.ch» ein einzig‑
artiges Videoportal, das die vergangene, 
gegenwärtige und zukünftig mögliche 
räumliche Entwicklung des Kantons Aar‑
gau dokumentiert und unter anderem 350 
historische und rund 50 aktuelle Filme zum 
Aargau beinhaltet. Der Aargau hat sich be‑
völkerungsmässig zum viertgrössten Kan‑
ton der Schweiz entwickelt und wird stark 
weiter wachsen. Bis 2035 werden rund 
135‘000 zusätzliche Personen im Aargau 
wohnen. Dieses Bevölkerungswachstum 
wird Auswirkungen auf die Regionen 
und Gemeinden haben, da Wohnen, Ar‑
beiten, Freizeit, Erholung und Mobilität 
vermehrt Raum beanspruchen. Mit dem 
neu geschaffenen Videoportal möchte der 
Kanton der Bevölkerung die räumlichen 
Herausforderungen bewusst machen und 
eine breite Diskussion über die zukünftige 
Nutzung und Gestaltung des Lebensraums 
anstossen. Die schwierige Thematik der 
Raumentwicklung soll einer breiten Öf‑
fentlichkeit nähergebracht werden. Durch 
den modulhaften Aufbau können einzelne 
Beiträge thematisch, zeitlich oder räumlich 
angegangen werden.
www.zeitraumaargau.ch

Historische Stadtentwicklung 
online
Das historische Stadtmodell «Zürich um 
1800» kann seit 2010 im Internet besucht 
werden. Die Besucherinnen und Besucher 
können online verfolgen, wie sich ge‑
schichtsträchtige Orte wie der Lindenhof, 
das Grossmünster, der Paradeplatz oder 
die verschiedenen Stadtbefestigungsanla‑
gen im Lauf der Jahrhunderte – ausgehend 
von der Situation Ende des 18. Jahrhun‑
derts – verändert haben. 
www.stadtmodell-zuerich.ch

Ausstellung zur Landschafts
veränderung
Unter dem Titel «Stadt vor Augen – Land‑
schaft im Kopf» gastierte in den Städten 
Aarau und Bern eine Wanderausstellung 
über die räumliche Verwandlung der 
Schweiz. Die Schweiz der schönen Land‑
schaften, der Berge, Seen, Wälder, grünen 
Matten und idyllischen Bauernhöfen exis‑
tiert in unseren Köpfen und in der Touris‑
muswerbung. Vor unseren Augen haben 
wir jedoch einen Siedlungsteppich vom 
Boden- bis zum Genfersee, verwoben mit 
dem dichtesten Strassen- und Bahnnetz 
Europas. Wenn Natur und Landschaft 
nicht nur als Erinnerung in den Köpfen 
überleben sollen, braucht es eine Ausein‑
andersetzung zur Frage «Welche Schweiz 
wollen wir?» Die Ausstellung und das 
Begleitprogramm an den beiden Ausstel‑
lungsorten boten einen Einstieg in diese 
Diskussion. 
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	 Ländlicher Raum 
und Berggebiet

Wachstum auch in Schweizer 
Berggebieten
In den Schweizer Berggebieten hat sich 
die wirtschaftliche Situation in den letzten 
Jahren verbessert. So sind im Zeitraum von 
2005 bis 2008 in den Berggebieten der 
Schweiz jährlich 1,9 Prozent Erwerbstätige 
hinzugekommen (Schweiz: +2.2%). 2008 
gab es hier rund 560’000 Vollzeitstellen 
(ca. ein Fünftel der schweizerischen Voll‑
zeitstellen). Viele neue Stellen wurden im 
zweiten oder dritten Sektor geschaffen. 
Im Landwirtschaftssektor hat die Zahl der 
Vollzeitstellen seit 2005 deutlich abge‑
nommen. Der wirtschaftliche Aufwärts
trend geht einher mit einem allgemeinen 
Bevölkerungswachstum, welches aber in 
bestimmten strukturschwachen Regionen 
auch rückläufige Tendenzen zeigt (u.a. 
Goms, Glarus Süd, Bergell, Puschlav). Zwi‑
schen 1980 und 2008 hat die Bevölkerung 
in den Berggebieten von 1,47 auf 1,82 
Mio. zugenommen. Seit 1998 liegt das 
Bevölkerungswachstum unter jenem der 
anderen Regionen der Schweiz. Auch die 
Überalterung ist in den Berggebieten aus‑
geprägter als im schweizerischen Durch‑
schnitt. Die wirtschaftliche Entwicklung 
und das Bevölkerungswachstum führen 
auch im Berggebiet zu einer fortschrei‑
tenden Zersiedlung sowie zum Verlust von 
landwirtschaftlichen Flächen. 
www.sab.ch

	 Landwirtschaft

Berggebiet erhält mehr 
Direktzahlungen
Eine von insgesamt dreizehn vom Bun‑
desrat beschlossenen Änderungen land‑
wirtschaftlicher Verordnungen betrifft die 
Direktzahlungen an die Landwirtschaft. 
Vorgesehen sind mehr Direktzahlungen 
für das Berggebiet, den Biolandbau und 
den Ackerbau. Um die Bewirtschaftung 
von schwierigem Gelände im Berggebiet 
zu sichern, wird der Beitrag für Hanglagen 
um 40 Franken und für Steillagen um 110 
Franken pro Hektare erhöht. Auch die Söm‑
merungsbeiträge sollen erhöht werden. 
Zudem wird die Besitzstandswahrung für 
die Tierhaltung unter erschwerenden Pro‑
duktionsbedingungen um zwei Jahre ver‑
längert. Unter anderem sollen diese Mass‑
nahmen dazu beitragen, die Verwaldung 
des Berggebiets einzudämmen und die für 
den Tourismus und die Biodiversität wert‑
volle Kulturlandschaft zu erhalten. Um der 
rückläufigen Entwicklung der Ackerfläche 
und des Biolandbaus entgegenzuwirken, 
werden der Zusatzbeitrag für das offene 
Ackerland und die Dauerkulturen um 20 
Franken sowie die Biobeiträge für die Spe‑
zialkulturen um 150 Franken erhöht.

Landwirtschaftlicher Struktur
wandel im Kanton Zürich
Im Kanton Zürich verliert der Primärsektor 
an volkswirtschaftlicher Bedeutung. So sta‑
gniert die Bruttowertschöpfung der Land‑
wirtschaft, während jene der Industrie- 
und Dienstleistungsunternehmen wächst. 
Auch der Anteil an der Beschäftigung hat 
sich seit 1985 auf 1,5 Prozent halbiert. 
Aufgrund des grossen Siedlungsdrucks 
nahm die landwirtschaftliche Nutzfläche 
von 1985 bis 2008 um 2’200 Hektaren 
ab, was der Fläche von rund 3’000 Fuss‑
ballfeldern entspricht. Die durchschnitt‑
liche Betriebsgrösse wuchs zwischen 1985 
und 2008 von 11,6 auf 18,1 Hektaren an. 
Zur Erledigung der anfallenden Arbeiten 
werden vermehrt Maschinen eingesetzt. 

Somit schreitet auch im Kanton Zürich 
die Mechanisierung der Landwirtschaft 
voran. Die Flächenproduktivität stagniert 
jedoch. Dies hängt unter anderem mit der 
schweizerischen Agrarpolitik zusammen, 
die von der Landwirtschaft einerseits eine 
konsequente Ausrichtung auf den Markt, 
andererseits den Schutz der Umwelt und 
die Bewahrung der Lebensqualität im 
ländlichen Raum verlangt.
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	 Lehre, Forschung, 
Ausbildung

Die ETH und die Raumwissen‑
schaften
Im Auftrag des ETH-Ratspräsidenten 
und den Präsidenten der ETH Zürich und 
Lausanne hatten die Professoren Lampu
gnani (ETH Zürich), Levy (ETH Lausanne) 
und Scholl (ETH Zürich) im Herbst 2009 
eine Veranstaltung mit internationaler Aus
strahlung zu bedeutsamen Forschungs‑
feldern der Raumwissenschaften an der 
ETH Zürich durchgeführt. Im Februar 2010 
fand eine Folgeveranstaltung an der ETH 
Lausanne statt. Anlass dazu war der Auf‑
trag des ETH-Rates, zukünftig bedeutsame 
Forschungsfelder im Bereich der Raumwis‑
senschaften darzulegen. Die Forschungs‑
vorhaben werden nun im Rahmen beson‑
derer Forschungsinitiativen weiterverfolgt.

ETH Zürich
Der Masterstudiengang «Raumentwick‑
lung und Infrastruktursysteme», der im 
Herbst 2006 seinen Betrieb aufnahm, ist 
mittlerweile gut etabliert. Mehr als vier‑
zig Studierende sind eingeschrieben. Auf 
grosses Interesse stösst der traditionsreiche 
berufsbegleitende Master of Advanced 
Studies (MAS) Raumplanung, das frühere 
Nachdiplomstudium in Raumplanung. 
Im Herbst 2011 werden voraussichtlich 
20 Teilnehmer das MAS in Raumplanung 
und 10 im Bereich CAS abschliessen. Der 
Bedarf der Praxis an Absolventen solcher 
Ausbildungen ist enorm. Ende 2010 wur‑
de eine spezielle Veranstaltung zur Zu‑
kunft der Innenentwicklung unserer Städ‑
te mit führenden Planern aus Basel, Zürich, 
München und Frankfurt durchgeführt. In 
einer weiteren Veranstaltung wurden Räu‑
me und Projekte von nationaler Bedeutung 
(SAPONI, siehe auch unten) von Fachleuten 
aus verschiedenen europäischen Ländern 
vorgestellt. Beide Veranstaltungen waren 
auch der Fachöffentlichkeit zugänglich 
und fanden grossen Anklang.
Begonnen haben die Vorbereitungen 
für den Jahrgang 2011/13. Die Teilneh‑

menden werden Gelegenheit haben, ihre 
Kenntnisse an zwei herausfordernden 
Projektaufgaben zu vertiefen, nämlich der 
räumlichen Entwicklung von Zürich und 
der Raumentwicklung und Raumplanung 
im Wallis. Sie werden dabei von erfah‑
renen Experten aus der Praxis begleitet.
Auf Initiative der Professur für Raument‑
wicklung wurde 2007 ein internationa‑
les Doktorandenkolleg «Forschungslabor 
Raum – Perspektiven europäischer Metro‑
polregionen»  ins Leben gerufen. Unter 
Mitwirkung von Professuren aus Ham‑
burg, München, Stuttgart, Karlsruhe und 
Wien beschäftigen sich die nahezu dreis‑
sig Doktorandinnen und Doktoranden mit 
raumbedeutsamen Fragen in ausgewähl‑
ten Laborräumen im Einzugsbereich der 
Hochschulstandorte. Das Doktorandenkol‑
leg tritt nun in die Schlussphase. Die Mehr‑
zahl der Teilnehmer beabsichtigt 2011 ihre 
Dissertationen abzuschliessen.
Die Ergebnisse des Modellvorhabens 
«Siedlungsflächenpotenziale für eine Sied‑
lungsentwicklung nach Innen», das die 
Professur Raumentwicklung gemeinsam 
mit dem ARE und dem Kanton Schwyz 
durchgeführt hat, konnten am 26. März 
2010 an der ETH Zürich vor über 250 Teil‑
nehmern präsentiert werden. Zahlreiche 
Kantone interessieren sich für diesen un‑
ter der Bezeichnung «Raum+» laufenden 
Ansatz. Die Kantone St. Gallen und Wal‑
lis haben 2010 bereits mit Folgeprojekten 
begonnen. Das ARE hat die Professur 
beauftragt, die Voraussetzungen für eine 
schweizweite Ausweitung des Projektes 
«Raum+» zu prüfen. 
Seit 2009 finden an der ETH Zürich unter 
der Federführung des Instituts für Raum- 
und Landschaftsentwicklung internationa‑
le Symposien mit ausgewählten Fachleuten 
aus europäischen Ländern zu Räumen und 
Projekten von nationaler Bedeutung statt. 
Den unter dem Namen SAPONI (Spaces 
and Projects of National Importance) lau‑
fenden Diskussionsrunden steht die These 

zu Grunde, dass Räume und Projekte von 
nationaler Bedeutung nicht nur für das ein‑
zelne Land von Bedeutung sind, sondern 
zunehmend die Raumentwicklung in ganz 
Europa beeinflussen. Im ersten Symposi‑
um, das 2009 stattfand, wurden Beispiele 
national bedeutsamer Räume und Projekte 
präsentiert und Gemeinsamkeiten eruiert. 
Das zweite im Februar 2010 durchgeführ‑
te Symposium beschäftigte sich mit der 
Frage der «nationalen Bedeutsamkeit» 
und den treibenden Kräften bei solchen 
Projekten. Konkret ging es um das Was, 
Wie und Wer? Zu diesem Zweck wurde ein 
Positionspapier erarbeitet, das am dritten 
Symposium im Dezember 2010 in der glei‑
chen Expertenrunde diskutiert wurde. Die 
Ergebnisse der Gespräche werden 2011 
publiziert. Auf Schweizer Seite nahm ne‑
ben Vertretern der ETH Zürich der Direktor 
der VLP-ASPAN an den Gesprächen teil.
Auf Initiative der Professur für Raument‑
wicklung wurde ein Interreg-Projekt der 
EU zur Raum- und Eisenbahnentwicklung 
an der Nord-Süd-Transversale Rotterdam-
Genua eingereicht. Die Startveranstaltung 
hat im Mai 2010 in Mannheim stattgefun‑
den. Beteiligt sind neben Deutschland, den 
Niederlanden und Italien aus der Schweiz 
die ETH Zürich (Professur für Raument‑
wicklung), das Gotthard-Komitee und das 
Bundesamt für Raumentwicklung ARE. 

www.masraumplanung.ethz.ch

Master Raumentwicklung- und Infrastruktur

systeme: www.re-is.ethz.ch

Doktorandenkolleg: 

www.forschungslabor-raum.info

Modellvorhaben Raum+ Schwyz: 

www.raumplus.ethz.ch/index_sz.htm

Interreg-Projekt Raum und Eisenbahnentwicklung 

an der Nord-Süd-Transversale Rotterdam-Genua: 

www.code-24.eu

Professur Raumentwicklung: 

www.irl.ethz.ch/re/
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ETH Lausanne
Die Besonderheit der Lehrgänge an der 
Fakultät für Umweltwissenschaften, Ar‑
chitektur und Bauingenieurwesen ENAC 
der ETH Lausanne besteht darin, Verbin‑
dungen zwischen den einzelnen Diszipli‑
nen aufzubauen; Disziplinen, die sich alle 
mit Raum und Raumplanung befassen. Die 
Unterrichtskultur der ENAC besteht im ge‑
meinsamen Planen, sowohl in Bezug auf 
die Instrumente, Methoden und Beispiele 
als auch die Umsetzung. Dabei werden 
Problemfelder angegangen wie Klimaer‑
wärmung, Zunahme der Weltbevölkerung, 
Bildung von Megacitys, Nutzungsdruck 
auf den Boden, steigende Nachfrage nach 
Energie und Verkehrsmitteln, Unterhalt 
von Bauten, Schutz des Ökosystems und 
Umgang mit natur- und menschenverur‑
sachten Risiken. Diese komplexen Frage‑
stellungen werden im kreativen Dialog 
zwischen Wissenschaft, Kunst und Praxis 
angegangen. Das interdisziplinäre An‑
gebot («Gemeinsames Planen») erfolgt 
im Rahmen des Lehrgangs Städtebau 
und Raumentwicklung und richtet sich 
an Studierende der drei Abteilungen der 
ENAC, ab dem zweiten Bachelorjahr bis 
zur Masterarbeit. Im Bachelor-Lehrgang 
sind die ENAC-Wochen als interdiszip‑
linärer Unterricht draussen auf dem Feld 
gut eingeführt und bei den Studierenden 
sehr beliebt. Rechtlichen Fragen wird im 
Unterricht mehr Bedeutung zugemessen 
und neu eine einsemestrige Ausbildung 
angeboten. Im Masterstudium wurde der 
Lehrgang zur Stadt- und Raumentwick‑
lung ausgebaut. Er beinhaltet unter der 
Bezeichnung «Studio d’urbanisme» einen 
Workshop in Stadtplanung für die Studie‑
renden der drei Abteilungen. Die von der 
ENAC geförderte Interdisziplinarität wird 
auch ein Merkmal des Masterstudiums in 
Städtebau sein, das in Zusammenarbeit 
mit der Hochschule Lyon am Entstehen ist. 
Das Doktorandenkolleg Architektur und 
Städtewissenschaften EDAR (Programme 

doctoral Architecture et Sciences de la 
ville) vereint die Welt der Architektur und 
– mit Fokus Siedlungsraum – die Sozialwis‑
senschaften. 
Das Institut für Stadt und Raumplanung 
INTER (Institut de l’Urbain et des Terri‑
toires) vereint acht Laboratorien, Gruppen 
und Forschungszentren und arbeitet in 
den Bereichen Raumentwicklung, Städ‑
tebau, Geografie, Mobilität und Trans‑
portsysteme, Stadtsoziologie, Wirtschaft, 
Umweltmanagement, Geomatik und Geo-
Informationssysteme. Mit Raumplanung 
beschäftigt sich auch das Verkehrszentrum 
TraCe (Transport Center), eine Schnittstel‑
le zwischen Forschung und Praxis für alle 
Fragen rund um den Personen- und Gü‑
terverkehr. 
Die an der ETH Lausanne angesiedel‑
te Raumbeobachtungsplattform «Space 
Watch» hat im Februar 2010 unter dem 
Titel «The Space and us, Today and To‑
morrow» einen Workshop mit zahlreichen 
Fachleuten aus der Wissenschaft und Pra‑
xis durchgeführt. 
Zurzeit wird am Institut für Stadt und 
Raumplanung ein einziger längerer Wei‑
terbildungslehrgang angeboten. Es geht 
dabei um die Vermittlung von Experten‑
wissen im Immobilienbereich (Master of 
Advanced Studies MAS expertise dans 
l’immobilier). 

Studiengänge und Forschungsprojekte:  

http://enac.epfl.ch

Masterstudiengang MAS Expertenwissen im 

Immobilienbereich:  

http://expertise.epfl.ch

Mobilität und Verkehr:  

http://transport.epfl.ch

Forschungsgemeinschaft für 
Raumplanung CEAT 
Die CEAT (Communauté d‘études pour 
l‘aménagement du territoire) vermittelt an 
der ENAC der ETH Lausanne den Studie‑
renden der Bereiche Architektur, Bauin‑
genieurwesen, Naturwissenschaften und 
Umwelttechnik raumplanerisches Fach‑
wissen auf Bachelor- und Masterebene. 
Ausserdem hat sie bei der Ausarbeitung 
eines neuen Masterstudiengangs in Städ‑
tebau mitgewirkt. Auf dem Postgraduate-
Niveau hat die CEAT zum zwölften Mal 
das Seminar CUSO (Conférence univer‑
sitaire de Suisse occidentale) über Raum‑
planung durchgeführt. Dieses Mal ging es 
um «Die geografischen Informationssyste‑
me im Dienst der Raumentwicklung». Der 
Schlussbericht des Seminars wird 2011 in 
Buchform erscheinen. 
Verschiedene Untersuchungen, an wel‑
chen die CEAT 2010 beteiligt war, haben 
ihr wertvolle Informationen für Lehre und 
Forschung geliefert. Zu erwähnen sind 
Untersuchungen zum Controlling des 
Richtplans des Kantons Waadt und zum 
Agglomerationsprogramm Genf, Waadt 
und benachbartes Frankreich (projet 
d’agglomération franco-valdo-genevoise), 
Arbeiten rund um die Raumplanungs‑
plattform Jurabogen, eine Studie über 
Naturgefahren in der Waadt, die Stand‑
ortbestimmung von Windpärken im Rah‑
men kantonaler Planungen, Analysen zur 
demografischen Entwicklung und zur Mo‑
bilität sowie eine Auswertung der Agglo‑
merationspolitik des Bundes. 

Hochschule für Technik Rapperswil 
HSR
Im Jahr 2010 schlossen 33 Studierende 
an der HSR den Studiengang Raumpla‑
nung mit einer Bachelor-Arbeit ab, 30 
Studierende nahmen im Herbst 2010 das 
Studium auf. Der Einführungskurs «Lust 
auf Raumplanung» war mit 18 Studi‑
eninteressierten gut besucht. Im dreise‑
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mestrigen Masterstudiengang Master of 
Science in Engineering MSE wählten 14 
Studierende eine fachliche Vertiefung in 
Public Planning. In dieser Master Research 
bearbeiteten sie zahlreiche Projektarbeiten 
zu Themen der Raumplanung, des Städte‑
baus oder der Verkehrsplanung. Die ersten 
Masterabschlüsse werden für 2011 erwar‑
tet. Im Frühjahr 2010 startete das MAS in 
Raumentwicklung mit den Modulen Pro‑
jektmanagement, Nachhaltige Mobilität, 
GIS in der Planung sowie Agglomerations‑
planung. Diese Module können auch als 
Zertifikatslehrgänge CAS einzeln besucht 
werden.

Am Institut für Raumentwicklung IRAP der 
HSR ging die Institutsleitung im Herbst 
des Berichtsjahrs von Kurt Gilgen auf 
Andreas Schneider über. Die Forschungs‑
tätigkeiten des IRAP waren auch 2010 
sehr vielfältig. Im Kompetenzbereich 
«Siedlungsentwicklung und Städtebau» 
wurden unter anderem die Aneignung 
öffentlicher Räume durch Jugendliche, 
Möglichkeiten von Wohnumfeldverbesse‑
rungen oder Strategien zur sozialen Inte‑
gration und städtebaulichen Aufwertung 
eines Quartiers in Spreitenbach erforscht. 
Im Bereich «Grundlagen» wird aktuell an 
einem Werkzeugkasten zur Beurteilung 
der Nachhaltigkeit in der Raumplanung 

gearbeitet. Das Langzeitprojekt «Normen 
für die Raumplanung», das im Hinblick 
auf die Harmonisierung der Planungs- und 
Baugesetze der Kantone initiiert wurde 
und Grundlagen für die SIA-Normen lie‑
fert, konnte 2010 fortgeführt werden. Das 
IRAP steht auch jenen Kantonen beratend 
zur Verfügung, welche die Interkantonale 
Vereinbarung über die Harmonisierung der 
Baubegriffe unterzeichnet haben und ihre 
Planungs- und Baugesetze entsprechend 
anpassen werden. Weitere Forschungspro‑
jekte beschäftigen sich mit der Verkehrs‑
anbindung von Freizeitanlagen und mit 
dem Zusammenhang von demografischen 
und räumlichen Entwicklungen.
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Fachhochschule Westschweiz 	
HES-SO 

Die Abteilung Ingenieurwesen und Archi‑
tektur der HES-SO (Haute Ecole Spécialisée 
de Suisse Occidentale) hat sich stark dar‑
um bemüht, das Projekt für einen neuen 
Masterstudiengang in Ingenieurwissen‑
schaften und Raumplanung MIT (Master 
of Science en Ingénierie du territoire) vor‑
anzutreiben. Der Bund hat die Bewilligung 
zum Start des MIT für September 2011 er‑
teilt. Der Lehrgang wird eine wissenschaft‑
liche Berufsausbildung in den Bereichen 
Bauwesen, Geomatik, Raumentwicklung 
und Umwelttechnik anbieten und spezi‑
elles Gewicht auf die Interdisziplinarität 
und auf nichttechnische Kompetenzen 
legen. Unter anderem sollen Kompe‑
tenzen in den Bereichen Projektleitung 
und Management in Privatunternehmen 
und öffentlichen Verwaltungen erworben 
werden können. Mit Blick auf den Lehr‑
gang MIT hat die HEIG-VD den Bachelor-
Studienplan «Geomatik» angepasst. Mehr 
Gewicht wird der Vermittlung juristischer 
Kenntnisse und politischer Zusammen‑
hänge im Zusammenhang mit der Raum‑
planung beigemessen (Instrumente und 
Verfahren). Die Sensibilisierung für raum‑
planerische Fragen wird damit verstärkt, 
ohne die Fachausbildung in den Bereichen 
Bau, Geomatik und Umwelt zu beein‑
trächtigen. 
Die HEIG-VD verfügt seit mehreren Jahren 
über ein Institut in angewandter Forschung 
und Entwicklung. Dieses besteht aus zwei 
Hauptkompetenzgruppen: Die eine im 
Bauwesen und in der Geotechnik, die an‑
dere in der Geomatik und ihrer Anwen‑
dung. Das Institut soll nun mit einer dritten 
Kompetenzgruppe im Bereich Raumpla‑
nung und Umwelt erweitert werden. Ein 
Professor in Umwelttechnik hat deshalb im 
Mai 2010 seine Arbeit aufgenommen. Ein 
weiterer Professor für die Bereiche Boden‑
management und Raumplanung wurde 

angestellt; es handelt sich um den der‑
zeitigen Direktor des Forschungszentrums 
Raumplanung und Raumentwicklung der 
Universität Laval in Quebec. Zwei weitere 
Dozenten werden 2011 hinzukommen, ei‑
ner ist Spezialist für Mobilität und Verkehr; 
der andere Fachmann für Vermessungswe‑
sen und Bodenbewirtschaftung. Rechnet 
man die bestehenden Stellen hinzu, d. h. 
die Professuren für Wasserwirtschaft und 
Raumentwicklung, so verfügt die HEIG-VD 
über ein gut ausgebautes Team zur Erfül‑
lung ihres Bildungs- und Forschungsauf‑
trags.

Informationen für Leute in der 
Berufswahl
Die VLP-ASPAN setzt sich seit Jahren für 
gute Ausbildungsmöglichkeiten in der 
Raumplanung ein. Aus diesem Grund ist 
es dem Verband ein Anliegen, jungen 
Menschen und interessierten Erwachsenen 
das Arbeitsfeld der Raumplanung bekannt 
zu machen und damit für den notwen‑
digen Nachwuchs in der Raumplanung zu 
sorgen. Vor einigen Jahren hat die VLP-
ASPAN die Website www.raumplanungs‑
berufe.ch entwickelt. Darin wird über die 
Notwendigkeit der Raumplanung, über 
Arbeitsfelder der Raumplanung und die 
entsprechenden Ausbildungsmöglich‑
keiten informiert. Interviews mit Raumpla‑
nungsfachleuten und Studierenden ver‑
mitteln einen Einblick in den Arbeits- und 
Studienalltag und illustrieren die Breite des 
Tätigkeitsfeldes Raumplanung. Diese Seite 
wurde 2010 mit finanzieller Unterstützung 
der ETH Zürich, der HSR Hochschule für 
Technik Rapperswil sowie der Fachhoch‑
schule HEIG-VD Yverdon-les-Bains überar‑
beitet und aktualisiert. 
www.raumplanungsberufe.ch 

NFP 54: Nachhaltige Siedlungs- und 
Infrastrukturentwicklung
Das Nationale Forschungsprogramm NFP 
54, welches sich mit der «Nachhaltige 
Siedlungs- und Infrastrukturentwicklung» 
beschäftigt, nähert sich dem Ende. In 
zwei Themenheften wurden einzelne For‑
schungsarbeiten zur Raum- und Infrastruk‑
turentwicklung zusammengefasst und 
journalistisch aufbereitet. Die ausgewähl‑
ten Forschungsprojekte gingen verschie‑
denen Fragen nach. So wurde aufgezeigt, 
wie die Zersiedlung der Landschaft fassbar 
gemacht werden kann, welche Auswir‑
kung das Bevölkerungswachstum auf die 
Siedlungsentwicklung hat, wie sich die 
Qualität einer Wohnung auf den Mietzins 
niederschlägt, wie der Untergrund in die 
Planung miteinbezogen werden kann und 
mit welchen Strategien sich eine nachhal‑
tige Einfamilienhaussiedlung entwickeln 
lässt. Auf grosses Interesse stiess auch eine 
Fokusstudie zum Investitionsbedarf für 
die Infrastruktur- und Wohnbauten. Der 
Wiederbeschaffungswert der bestehen‑
den Infrastrukturen und Wohnbauten der 
Schweiz würde sich gemäss der Untersu‑
chung auf knapp 2’400 Milliarden Fran‑
ken belaufen. Unter Berücksichtigung der 
geplanten und absehbaren Erweiterungen 
erforderte das Bauwerk Schweiz somit 
in den kommenden zwei Jahrzehnten 
jährliche Investitionen von 65 Milliarden 
Franken oder 12 Prozent des Bruttoinland‑
produkts. Bei einer solchen Entwicklung 
bestehen vor allem bei der Strassen- und 
Schieneninfrastruktur grosse Lücken bei 
der Erneuerungsfinanzierung. 
www.nfp54.ch 

NFP 65: Neue urbane Dichte
Im Sommer 2010 startete das Nationale 
Forschungsprogramm 65 «Neue urbane 
Qualität». Mit den Forschungen sollen 
beispielhaft Grundlagen und Leitlinien für 
die zukünftige Gestaltung der Städte und 
Gemeinden erarbeitet werden. Es soll u. a. 
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untersucht werden, welche Auswirkungen 
die veränderten Lebensstile und die hohen 
Raumansprüche der Bevölkerung auf die 
Entwicklung der Städte haben. Leitbild 
für das NFP 65 ist das europäische Stadt‑
modell mit seinem vielfältigen Geflecht 
unterschiedlicher Nutzungen auf engstem 
Raum. Dieses bildet die ideale Vorausset‑
zung für das im Hinblick auf die Klimaer‑
wärmung notwendige Energiesparen. Das 
NFP 65 soll aber auch den unterschied‑
lichen Kulturen der Schweizer Städte ge‑
recht werden. So wird eines der Projekte 
grenzüberschreitend neue Leitlinien zur 
urbanen Gestaltung des alpinen und sub‑
alpinen Raums des Tessins erforschen. Ein 
weiteres Projekt wird untersuchen, wie die 
urbane Qualität der Grossregion Zürich ge‑
steigert werden kann. Das NFP 65 fördert 
fünf Projekte. Zwei sind an der ETH Zürich 
angesiedelt, die anderen bei der Universität 
Freiburg, der Universität der italienischen 
Schweiz USI und einem Architektur- und 
Planungsbüro in Rougemont. 
www.nfp65.ch

Datenbank zu Forschungsgruppen 
Umwelt
Über 1000 Forschungsgruppen der zehn 
Schweizer Universitäten, der Institutionen 
des ETH-Bereichs sowie der sieben Fach‑
hochschulen leisten Beiträge zur Umwelt‑
forschung. Zusätzlich sind noch mehr als 
30 private und öffentliche Institute in die‑
sem Bereich tätig. Kaum jemand hat den 
Überblick, welche Institution in welchem 
Bereich forscht. 2010 erstellte das BAFU 
eine Datenbank, in der die Schweizer For‑
schungsgruppen aus der Umweltforschung 
erfasst sind. Die neue Datenbank ermög
licht Abfragen nach Forschungsthemen, 
Institutionen oder Standorten und liefert 
als Resultat eine Liste der entsprechenden 
Forschungsgruppen mit Schlüsselbegriffen 
zu den Forschungsgebieten und direkten 
Links auf die Websites der Gruppen. 
www.umwelt-schweiz.ch/forschungsgruppen 

	 Mehrwertabgabe

Es tut sich etwas in den Kantonen
Während der Nationalrat über die Einfüh‑
rung einer Mehrwertabgabe auf Bundes
ebene diskutiert, sind verschiedene Kan‑
tone daran, die rechtlichen Grundlagen 
für eine solche Abgabe zu schaffen. Im 
Kanton Genf ist am 1. Januar 2011 eine 
entsprechende Regelung in Kraft getre‑
ten. Genf ist neben Basel-Stadt und Neu‑
enburg somit der dritte Kanton, der dem 
Gesetzgebungsauftrag des Bundes nach‑
gekommen ist. Die Regelung des Kantons 
Genf ist jedoch relativ bescheiden. Der 
Abgabesatz beträgt lediglich 15 Prozent 
und unter 100’000 Franken werden keine 
Mehrwerte abgeschöpft. Eine viel weiter‑
gehende Regelung schlägt der Staatsrat 
des Kantons Tessin in einem Gesetzes‑
entwurf vor. Mehrwerte sollen hier nicht 
nur bei Neueinzonungen, sondern auch 
bei Um- und Aufzonungen abgeschöpft 
werden und dies mit einem Abgabesatz 
von 40 Prozent. Einen regierungsrätlichen 
Entwurf zur Einführung einer Mehrwert‑
abgabe gibt es auch im Kanton Thurgau. 
Bei Neueinzonungen sollen 40 Prozent 
des Mehrwertes abgeschöpft und die Er‑
träge je zur Hälfte zwischen dem Kanton 
und der Gemeinde aufgeteilt werden. Die 
Gelder sind zweckgebunden für die Fi‑
nanzierung von Rückzonungen, für Infra‑
strukturbauten, die Förderung des öffent‑
lichen Verkehrs und für raumplanerische 
Massnahmen einzusetzen. Im Kanton 
Waadt hat der Grosse Rat anfangs 2011 
eine Vorlage für eine Infrastrukturabgabe 
gutgeheissen, die eine Form der Mehr‑
wertabschöpfung darstellt. Gemäss der 
Vorlage können sich die Gemeinden die 
Kosten für Infrastruktureinrichtungen und 
Gebietsausstattungen, die über die tech‑
nische Infrastruktur nach Artikel 19 RPG 
hinausgehen, bis zu 50 Prozent von den 
Grundeigentümern bezahlen lassen, wenn 
deren Liegenschaften aufgrund von Ein-, 
Um- und Aufzonungen einen Mehrwert 
erfahren haben. Die Gemeinden sind dabei 

frei, zu entscheiden, ob und in welchem 
Umfang sie die Abgaben erheben wollen. 
Die Kantone Bern, Graubünden, Glarus 
und Obwalden kennen eine Rechtsgrund‑
lage für eine vertragliche Mehrwertab
schöpfung durch die Gemeinden.
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	 Mobilfunk

Leitfaden Mobilfunk für Gemein‑
den und Städte
Die für die Erteilung von Baubewilligungen 
für Mobilfunksendeanlagen zuständigen 
Behörden stehen häufig unter grossem 
Druck und müssen vielfältige Ansprüche 
im Spannungsfeld von umwelt- und pla‑
nungsrechtlichen Vorgaben sowie die 
Befindlichkeiten der Bevölkerung berück‑
sichtigen. Ein 2010 publizierter Leitfaden 
bietet Gemeinden und Städten praktische 
Hilfe bei der Umsetzung dieser schwie‑
rigen Aufgabe und zeigt Möglichkeiten 
auf, wie die Standorte neuer Mobilfunkan‑
lagen gesteuert werden können. Der Leit‑
faden Mobilfunk wurde gemeinsam von 
der Schweizerischen Bau-, Planungs- und 
Umweltdirektoren-Konferenz BPUK, dem 
Schweizerischen Gemeindeverband, dem 
Schweizerischen Städteverband und den 
Bundesämtern für Umwelt, Kommunikati‑
on und Raumentwicklung erarbeitet. 
www.bafu.admin.ch/publikationen > Elektrosmog 

	 Nachhaltige 
Entwicklung

Langer Weg zur nachhaltigen 
Entwicklung
Das für die nachhaltige Entwicklung der 
Schweiz verantwortliche Bundesamt für 
Raumentwicklung ARE gab im Berichtsjahr 
einen Überblick über den aktuellen Stand 
der Umsetzung der «Strategie Nachhaltige 
Entwicklung». Generell lässt sich bei der 
Umsetzung der Massnahmen eine befrie‑
digende Bilanz ziehen. So verabschiedete 
der Bundesrat bei der Weiterentwick‑
lung der Klimapolitik als ersten wichtigen 
Schritt die Botschaft über die Schweizer 
Klimapolitik nach 2012. Mit einer Total‑
revision des CO2-Gesetzes sollen bis zu 
diesem Zeitpunkt die rechtlichen Grundla‑
gen für die zukünftige Klimapolitik gelegt 
werden. Beim Schutz vor Naturgefahren 
wurden die finanziellen Voraussetzungen 
für die Gefahrenprävention soweit auf‑
gestockt, dass die Finanzierung der von 
den Kantonen geplanten oder in Aus‑
führung stehenden Projekte sichergestellt 
ist. Im Bereich Energie wurde das Akti‑
onsprogramm EnergieSchweiz erfolgreich 
fortgesetzt und die Kantone führten mit 
Unterstützung des Bundes den Gebäude‑
energieausweis GEAK ein. Mit dem Raum‑
konzept Schweiz, das Anfang 2011 in eine 
breite, tripartit durchgeführte Konsultation 
geschickt wurde, legten Bund, Kantone, 
Städte und Gemeinden die strategische 
Grundlage für die künftige Schweizer 
Raumordnungspolitik. Im Zusammenhang 
mit der Koordination von Umweltschutz 
und Raumplanung sind die ersten Grund‑
lagen in den Bereichen Störfallvorsorge 
entlang risikorelevanter Bahnanlagen und 
Vorarbeiten einer Wirkungsbeurteilung 
von kantonalen Richtplänen im Hinblick 
auf die Nachhaltige Entwicklung erarbeitet 
worden. Im Massnahmenpaket «zukunfts‑
fähige Verkehrsinfrastruktur» wurden 
wichtige Entscheide zu den Programmen 
«Agglomerationsverkehr» und «Engpass‑
beseitigung Nationalstrassennetz», aber 
auch zur Finanzierung von Infrastruktur‑

vorhaben des öffentlichen Verkehrs FinöV 
getroffen. Trotz vieler positiver Tendenzen 
ist der Weg zu einer Nachhaltigen Entwick‑
lung jedoch noch lang. Das indikatorenba‑
sierte Nachhaltigkeitsmonitoring MONET 
zeigt, dass in vielen Schlüsselbereichen der 
«Strategie Nachhaltige Entwicklung» noch 
Aufholbedarf besteht.
www.are.admin.ch/themen/nachhaltig

www.bfs.admin.ch > Themen > 21 Nachhaltige 

Entwicklung > Cockpit

Nachhaltige Raumentwicklung in 
den Alpen
Der Verein «altitude 1400», eine im Wal‑
lis beheimatete und sich mit der nachhal‑
tigen Nutzung des Alpenraums auseinan‑
dersetzende Gruppierung, publizierte im 
Berichtsjahr eine Charta für eine nach‑
haltige Raumentwicklung in den Alpen. 
Ziel der Charta ist es, mit zehn konkreten 
Vorschlägen die Walliser Bevölkerung für 
eine nachhaltige Entwicklung der Bergge‑
meinden zu sensibilisieren sowie die unter‑
schiedlichen Interessen der verschiedenen 
Akteure wie Gemeindebehörden, Touris‑
musverantwortliche, Bauwirtschaft und 
Umweltverbände im Sinne zukunftsorien‑
tierten Entwicklung zusammenzuführen.
www.altitude1400.ch

Neues Instrument zur Beurteilung 
der Nachhaltigkeit 
Mit dem im Kanton Waadt entwickelten In‑
ternettool Boussole21 (oder Kompass21), 
lassen sich unkompliziert Stärken-Schwä‑
chen-Profile von Vorhaben in den drei Di‑
mensionen der Nachhaltigen Entwicklung 
(Wirtschaft, Umwelt, Gesellschaft) erstel‑
len. Es können verschiedene Varianten 
eines Projekts oder Situationen mit und 
ohne entsprechendes Projekt verglichen 
werden. Das Instrument ist zur Beurteilung 
jeglicher Art von Vorhaben konzipiert: auf 
strategischer Ebene beispielsweise für ein 
Entwicklungsmodell einer Region, auf 
konzeptioneller Ebene für Richtpläne oder 
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Raumkonzepte, aber auch für die Beurtei‑
lung konkreter Projekte. Boussole21 wur‑
de auf der Grundlage eines Erhebungsins‑
trumentes des Kantons Bern, des Berner 
Nachhaltigkeitskompasses, entwickelt. 
www.boussole21.ch

Gesundheitsfolgen von raumplane‑
rischen Massnahmen
Auf die körperliche und seelische Ge‑
sundheit der Bevölkerung haben unter 
anderem auch die Raum-, Verkehrs- und 
Stadtplanung einen grossen Einfluss. Ein 
2010 erschienener Leitfaden für die Ge‑
sundheitsfolgenabschätzung GFA zielt 
darauf ab, Fachleute bei der Entwicklung 
von Politiken, Programmen und Projekten, 
die für die Gesundheit förderlich sind, zu 
unterstützen und ihnen die Folgen ihrer 
Massnahmen auf die Gesundheit aufzu‑
zeigen. So haben beispielsweise der Kan‑
ton Tessin für die Verkehrsplanung der Re‑
gion Mendrisio, der Kanton Jura für sein 
überkommunales Gewerbegebiet ZARD 
und der Kanton Genf für sein Agglome‑
rationsporgramm franco-valdo-genevois 
eine GFA vorgenommen.
www.impactsante.ch 

	 Natur und 	
Landschaft

2010: Internationales Jahr der 
Biodiversität
Das Ziel des internationalen Jahrs der Bio‑
diversität bestand darin, die Bevölkerung 
für die Leistung der Ökosysteme, die Be‑
deutung von Schlüsselarten sowie für die 
ethische und moralische Verantwortung 
eines jeden Einzelnen zu sensibilisieren. 
In der Schweiz zeigen die Bemühungen 
zum Schutz ihrer Biodiversität erste An‑
zeichen von Erfolg. Die in der Biodiversi‑
tätskonvention der Vereinten Nationen 
festgehaltenen Ziele wurden jedoch nicht 
erreicht. Im Wald und in den Landwirt‑
schaftsgebieten wurden zwar Fortschritte 
erzielt. Diese reichen aber nicht aus, um 
die langfristige Erhaltung der Artenvielfalt 
zu garantieren. So ist die Biodiversität auf 
ausreichende Flächen von guter Qualität 
angewiesen und die Artenvielfalt und der 
Nutzen der Ökosysteme muss in den Sek‑
toralpolitiken verstärkt berücksichtigt wer‑
den. Die VLP-ASPAN hat als Beitrag zum 
internationalen Jahr der Biodiversität ein 
Grundlagenpapier erarbeitet, das aufzeigt, 
wie die Biodiversität mit den Instrumenten 
der Raumplanung gefördert werden kann 
(Natürliche Lebensräume in Bedrängnis 
– Förderung der Biodiversität mit raum‑
planerischen Mitteln, Raum & Umwelt, Nr. 
5/2010).

Landschaften der Schweiz weiter‑
hin unter Druck
Mit dem Projekt «Landschaftsbeobach‑
tung Schweiz» LABES zeigte das Bundes‑
amt für Umwelt BAFU im Berichtsjahr auf, 
wo sich im Zeitraum zwischen 1980 und 
2002 negative Trends der Landschafts‑
veränderung fortsetzten und wo Gegen‑
massnahmen erste Erfolge zeitigten. So 
hat die Landschaftszersiedlung zwischen 
1980 und 2002 schweizweit um fast 15 
Prozent zugenommen. Der Anteil der 
Siedlungen beträgt heute knapp 8 Pro‑
zent der Gesamtfläche der Schweiz und 
die unzerschnittenen Flächen haben sich 

im Mittelland von 1980 bis 2002 halbiert. 
Der Flächenanteil mit Nachtdunkelheit 
betrug im Jahr 2003 bloss noch rund 18 
Prozent. Im Mittelland existiert seit 1996 
kein Quadratkilometer mehr mit absoluter 
Dunkelheit während der Nacht. Die stetige 
Abnahme landschaftlicher Qualitäten in 
den letzten beiden Jahrzehnten hat Aus‑
wirkungen auf die Lebensqualität, die Bio‑
diversität und den Tourismus der Schweiz. 
Die Landschaftsbeobachtung Schweiz 
zeigt aber auch einzelne landschaftliche 
Verbesserungen auf: So wurden jährlich 
150 Kilometer eingedolte Gewässerläu‑
fe freigelegt. Gleichzeitig wurden jedoch 
120 Kilometer pro Jahr neu eingedolt. Die 
extensiv genutzten, vom Menschen nur 
wenig beeinflussten Waldflächen haben 
in der Schweiz fast überall zugenommen, 
was eine reichhaltige und spezialisierte 
Artenvielfalt fördert. Die Umweltbeobach‑
tung zeigt weiter auf, dass in Landschafts‑
schutzgebieten die Resultate bedeutend 
positiver ausfallen als in nicht geschützten 
Landschaften.

Neue Pärke am Entstehen
Seit 2007 fördert der Bund über die Verga‑
be von Finanzhilfen und einem Parklabel 
die Entstehung und den Betrieb von Pär‑
ken von nationaler Bedeutung. Es gibt drei 
Arten von Pärken: Nationalpärke, Regio‑
nale Naturpärke und Naturerlebnispärke.
Der Parc Adula, rund um die bekannte 
Greina-Hochebene im Grenzgebiet der 
Kantone Graubünden und Tessin, ist der 
erste Kandidat für einen neuen National‑
park in der Schweiz. 2010 gewährte das 
Bundesamt für Umwelt BAFU den beiden 
Kantonen für die Errichtung des Natio‑
nalparks Finanzhilfen. Der Parc Adula ist 
damit auf dem Weg, ein Nationalpark zu 
werden, der vollständig auf dem Ansatz 
der Freiwilligkeit und der partizipativen 
Entstehung in den Regionen beruht. Der 
Naturpark Urschweiz in den Kantonen Uri 
und Nidwalden erhielt Finanzhilfen für die 
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Errichtung eines Regionalen Naturparks. 
Für Finanzhilfen an sämtliche Pärke setzte 
das BAFU im Jahr 2010 insgesamt 7,5 Mil‑
lionen Franken ein (2008 waren es insge‑
samt 3,5 Millionen Franken, 2009 5,5 Mil‑
lionen Franken).

Das älteste UNESCO Biosphärenreservat 
der Schweiz, der Schweizerische National‑
park, wurde um die Val Müstair erweitert 
und vergrösserte seine Fläche um mehr als 
das Doppelte. Das BAFU sprach dem Re‑
gionalen Naturpark Biosfera Val Müstair 
im Kanton Graubünden das Parklabel für 
die Dauer von 10 Jahren zu. Auch die 
UNESCO stimmte 2010 der Erweiterung 
des Biosphärenreservats zu, obwohl noch 
nicht alle Vorgaben vollständig erfüllt sind. 
Mit dem Entscheid wurden die Anstren‑
gungen der Bevölkerung in der Val Müstair 
gewürdigt, auf demokratischem Weg 
einen regionalen Naturpark zu errichten 
und zusammen mit dem Schweizerischen 
Nationalpark langfristig ein UNESCO Bios‑
phärenreservat zu betreiben. Die UNESCO 
verlangte, die Kernzone des Nationalparks 
bis 2013 vollständig mit einer Pflegezone 
zu umgeben. Für die Erhaltung der Biodi‑
versität ist das erweiterte UNESCO Bios‑
phärenreservat Val Müstair-Parc Naziunal 
von grosser Wichtigkeit.

In der Schweiz gab es Ende 2010 vier Pär‑
ke von nationaler Bedeutung (UNESCO Bi‑
osphäre Entlebuch LU, Wildnispark Zürich 
Sihlwald ZH, Regionaler Naturpark Thal 
SO, Biosfera Val Müstair GR), 15 Pärke in 
Errichtung sowie den Schweizerischen Na‑
tionalpark. Um die Schweizer Pärke von na‑
tionaler Bedeutung besser zu vermarkten, 
plant das BAFU verschiedene Aktivitäten. 
Die Pärke sollen als touristische Destinati‑
onen und als Regionen mit einzigartigen 
Werten, Leistungen und Angeboten unter 
der Dachmarke Schweizer Pärke bekannt 
gemacht werden.
www.paerke.ch

Trockenwiesen und –weiden besser 
geschützt
Trockenwiesen und -weiden sind das Er‑
gebnis einer extensiven landwirtschaft‑
lichen Nutzung. Sie gelten als Inseln der 
Artenvielfalt, sind Lebensräume für zahl‑
reiche bestäubende Insekten und tragen 
zur Bodenstabilisierung bei. Zudem sind 
sie wichtige Elemente des historischen 
und kulturellen Erbes der Schweiz. Da sich 
die traditionelle Bewirtschaftung von Tro‑
ckenwiesen und -weiden heute nicht mehr 
lohnt, sind immer mehr dieser Lebensräu‑
me durch Nutzungsaufgaben oder durch 
die Intensivierung der Landwirtschaft 
bedroht. Nun sollen Trockenwiesen und 
-weiden besser geschützt werden. Mitte 
Januar 2010 verabschiedete der Bundesrat 
die Verordnung, welche die Umsetzung 
des Bundesinventars der Trockenwiesen 
und -weiden regelt. Das neue Inventar er‑
gänzt die bisherigen Inventare zum Schutz 
von natürlichen Lebensräumen wie Hoch- 
und Flachmoore, Amphibienlaichgebiete 
und Auen. Das Inventar enthält etwa 
3000 Trockenwiesen und –weiden von na‑
tionaler Bedeutung, mit einer Fläche von 
insgesamt rund 24 Tausend Hektaren, was 
1,5 Prozent der land- und alpwirtschaftlich 
genutzten Fläche der Schweiz entspricht. 
Die Kantone sind die Hauptakteure bei 
der Umsetzung des Inventars; sie sind für 
Schutz und Unterhalt der Biotope zustän‑
dig. Die rechtliche Sicherung erfolgt über 
eine Abstimmung mit den Plänen und Vor‑
schriften nach Raumplanungsgesetz sowie 
mittels Vereinbarungen mit den Bewirt‑
schaftenden.

Fonds Landschaft Schweiz bis 2021 
verlängert
Der Fonds Landschaft Schweiz FLS kann 
sein Engagement weiterführen. Nach dem 
Ständerat hatte Mitte des Berichtsjahrs 
auch der Nationalrat der FLS-Verlängerung 
bis ins Jahr 2021 zugestimmt. Das Parla‑
ment setzte sich damit über den Bundes‑

rat hinweg, der den FLS aus Spargründen 
nicht mehr verlängern wollte. Der Natio‑
nalrat sagte auch klar ja zu den 50 Milli‑
onen Franken, die der Bund in den Fonds 
einzahlen wird: zur Unterstützung von 
konkreten Projekten zur Erhaltung von 
naturnahen Kulturlandschaften. Der FLS 
wertete den Entscheid als grossen Vertrau‑
ensbeweis und Zeichen der Anerkennung 
für seine Arbeit für die Pflege und Aufwer‑
tung naturnaher Kulturlandschaften.

Vernehmlassung zur Landschafts‑
konvention
Die Landschaft spielt als Teil der Umwelt, 
als Lebensraum sowie als touristisches 
Kapital eine immer wesentlichere Rolle. 
Deshalb sollen sich regionale, nationale 
und internationale Akteure mit partizipa‑
tiven Ansätzen für die Landschaftsplanung 
und den Landschaftsschutz einsetzen. Die 
Europäische Landschaftskonvention geht 
von einem umfassenden Landschaftsver‑
ständnis aus, das sich nicht auf den Schutz 
der ökologischen und kulturellen Werte 
der Landschaft beschränkt, sondern ihre 
Bedeutung für das Wohl der Gesellschaft 
und als Wirtschaftsraum unterstreicht. 
Sie ist das erste völkerrechtliche Instru‑
ment zum sorgfältigen Umgang mit der 
Landschaft. Der Bundesrat eröffnete am 
1. Oktober 2010 die Vernehmlassung 
über die Ratifizierung des Europäischen 
Landschaftsübereinkommens bei Kanto‑
nen und Organisationen. Mit dem Land‑
schaftskonzept Schweiz von 1997 verfolgt 
die schweizerische Landschaftspolitik den 
gleichen Ansatz wie das Übereinkommen. 
Damit erfordert die Zustimmung zum 
Übereinkommen durch die Schweiz weder 
neue gesetzliche Instrumente noch zusätz‑
liche Mittel. 
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	 Naturgefahren

Zwei Drittel der Gefahrenkarten 
erstellt
Das Bundesamt für Umwelt BAFU hat‑
te den Kantonen für die Erarbeitung der 
Gefahrenkarten eine Frist bis Ende 2011 
gesetzt. Im Berichtsjahr zeichnete sich 
ab, dass vor allem grosse Kantone mehr 
Zeit brauchen, ihre notwendigen Gefah‑
renkarten für Hochwasser, Rutschungen, 
Sturzprozesse und Lawinen zu erstellen. 
Die Gefahrenkarten zeigen auf, welche 
Siedlungsräume durch Naturgefahren be‑
droht sind. Dort, wo die Karten Gefahren‑
gebiete ausscheiden, müssen die Gemein‑
den die raumplanerische Umsetzung in 
der Nutzungsplanung vornehmen, damit 

die Risiken durch Naturgefahren nicht zu‑
nehmen. 

Raumbedarf für Fliessgewässer 
In der Vergangenheit haben Bach- und 
Flusskorrektionen dazu beigetragen, dass 
sich grosse Gebiete der Schweiz wirtschaft‑
lich entwickeln konnten. Die Hochwas‑
serereignisse der letzten Jahrzehnte haben 
jedoch gezeigt, dass es einen absoluten 
Schutz vor den Schäden von Hochwassern 
nicht gibt. Vielmehr muss eine nachhaltige 
Raumnutzung angestrebt werden, die auf 
die vorhandenen Naturgefahren Rücksicht 
nimmt und den Gewässern den notwen‑
digen Raum zur Erfüllung ihrer vielfäl‑

tigen Funktionen zur Verfügung stellt. Als 
Grundlage zur Bestimmung des Raumbe‑
darfs der Fliessgewässer, veröffentlichte 
das Bundesamt für Umwelt BAFU die Pu‑
blikation «Strukturen der Fliessgewässer 
in der Schweiz». Mit einer einheitlichen 
Methode wurde der Zustand der Ge‑
wässerstruktur in 24 Kantonen erhoben. 
Schweizweit weisen 78 Prozent der Fliess‑
gewässer (ohne sehr grosse Flüsse) einen 
guten ökomorphologischen Zustand auf. 
22 Prozent der Fliessstrecken verfügen 
nicht über einen ausreichenden Gewäs‑
serraum. Ein ökomorphologischer Revi‑
talisierungsbedarf wird für rund 10‘800 
Gewässerkilometer ausgewiesen. 



26

2010 RAUMENTWICKLUNG

	 Nutzung des 	
Untergrunds

Nutzung des Untergrunds steuern 
und koordinieren
Mit der stetigen Erweiterung der Sied‑
lungsgebiete, der Raumsicherung zum 
Schutz vor Naturgefahren, den Umwelt‑
belastungen sowie mit Blick auf die Kul‑
turlanderhaltung und den Schutz schöner 
Landschaften und wertvoller Biotope wird 
die Nutzung des Untergrunds immer mehr 
zum Thema. Entsprechend verlangte der 
frühere National- und heutige Ständerat 
Felix Gutzwiller in einer Motion eine Er‑
gänzung des Raumplanungsgesetzes hin‑
sichtlich der Koordination und Planung der 
Nutzungen im Untergrund. Ein Anliegen, 
das auch von der Eidgenössischen Geolo‑
gischen Fachkommission unterstützt wur‑
de. Sie warnte davor, auf eine zukünftige 
Planung im Untergrund zu verzichten, 
da dieser immer häufiger und in immer 
grössere Tiefen erschlossen und genutzt 
werde. Nicht kalkulierbare Risiken würden 
Investoren abschrecken. Bereits existie‑
rende Nutzungen würden neue Projekte 
verteuern oder verunmöglichen. und un‑
koordinierte Nutzungen sich gegenseitig 
gefährden. Der Nationalrat erachtete eine 
Legiferierung überraschenderweise als un‑
nötig und lehnte die Motion ab. 

Digitalisierung des Untergrunds
Auch ohne rechtliche Grundlage im Bun‑
desgesetz über die Raumplanung wird das 
Management des Untergrunds in Zukunft 
grosse Bedeutung erlangen, etwa bei der 
Tiefenplanung, der Einlagerung radioak‑
tiver Abfälle in tiefen Gesteinsschichten, 
auf dem Gebiet der Umwelt- und Naturge‑
fahren oder der Nutzung von Geothermie. 
Ein von der Landesgeologie initiiertes Pro‑
jekt mit dem Titel GeoCover bezweckt die 
Erstellung eines geologischen Vektorda‑
tensatzes über die gesamte Schweiz. Bis 
2012 soll eine Abdeckung der Schweiz mit 
geologischen Vektordaten unter Einbezug 
von sämtlichen verfügbaren geologischen 
Kartengrundlagen erreicht werden. Dazu 

werden nebst der Vektorisierung des be‑
stehenden Geologischen Atlas der Schweiz 
auch bisher unveröffentlichte geologische 
Originalkartierungen und, wo nötig, klein‑
massstäbliche Spezialkarten verwendet.

	 Raumbeobachtung

Neue Volkszählung startete 2010
Die alle zehn Jahre stattfindende Volks‑
zählung wird ab 2010 nicht mehr in der 
bisherigen Form durchgeführt. An Stelle 
der Vollerhebung tritt eine jährliche Regis‑
tererhebung mit ergänzenden Stichpro‑
benerhebungen. Das neue System bringt 
für die Gemeinden und die Befragten eine 
Entlastung und es kann rascher an neue 
Bedürfnisse angepasst werden. Das neue 
System umfasst vier Arten von Statistiken: 
Die Basisstatistiken beruhen auf den Ein‑
wohnerregistern der Gemeinden und Kan‑
tone, den Bundespersonenregistern so‑
wie dem eidgenössischen Gebäude- und 
Wohnungsregister. Die Strukturstatistiken 
basieren auf einer jährlichen Stichpro‑
benerhebung bei 200’000 Personen und 
liefern eine generelle Übersicht über die 
Bevölkerungsstruktur. Dabei werden Infor‑
mationen erhoben, die in den Registern 
nicht vorhanden sind. Themen können 
u.a. Haushalte, Wohnen, Arbeit oder Mo‑
bilität sein. Auch die thematischen Statis‑
tiken gehen aus Stichprobenerhebungen 
hervor. Dabei werden in einem Fünfjahres-
Rhythmus einige Zehntausend Personen 
befragt. Themenschwerpunkte sind: 
«Aus- und Weiterbildung», «Gesundheit», 
«Familien und Generationen», «Sprache, 
Religion und Kultur». 2010 wurde die für 
die Raumplanung bedeutsame Thematik 
«Mobilität und Verkehr» erhoben. In der 
Omnibuserhebung werden aktuelle poli‑
tische, aber auch wissenschaftliche Frage‑
stellungen vertieft betrachtet.
www.bfs.admin.ch > Aktuell > Die neue Volks‑

zählung

Mehr Siedlungsflächen, weniger 
Äcker
Die Auswertung der dritten Arealstatistik 
2004/2006 schritt im Berichtsjahr voran. 
Ende 2010 waren die Auswertungen für 
18 Kantone abgeschlossen (ZH, BE, LU, SZ, 
OW, NW, ZG, FR, BS, BL, SO, SH, AG, TG, 
VD, NE, GE, JU). Das Siedlungswachstum 
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der ausgewerteten Kantone im Westen 
und Nordwesten der Schweiz hat sich von 
12 Prozent in der Beobachtungsperiode 
1982/1994 auf rund 9 Prozent in jener 
von 1994/2006 abgeschwächt. Die Aus‑
dehnung der Siedlungen schwächte sich in 
allen Kantonen ab, in einzelnen Kantonen 
besteht jedoch nach wie vor ein grosser 
Siedlungsdruck (Siedlungswachstum seit 
der zweiten Erhebung der Arealstatistik: 
OW +15%; JU +14%; LU, FR, je + 13%; 
SZ, NW, ZG je + 12%; TG +11%).
Der Anteil Siedlung an der Gesamtfläche 
stieg von 8,8 Prozent auf 10,6 Prozent. 
Der Zuwachs geht zu knapp 90 Prozent 
auf Kosten von Landwirtschaftsflächen. 
Von den neuen Siedlungsflächen sind 58 
Prozent Gebäudeareale (Wohnen und Ar‑
beit), 30 Prozent Verkehrsflächen, 5,2 Pro‑
zent besondere Siedlungsflächen (Abbau, 
Deponie, Ver- und Entsorgungsanlagen) 
sowie 6,5 Prozent Grün- und Freiflächen. 
Deutlich abgeschwächt hat sich das Wachs‑
tum der Industrie- und Gewerbeareale 
(von 21,1% auf 8,1%), etwas weniger die 
Gebäudeareale (von 16,7% auf 11,9%) 
und die Verkehrsflächen (von 8,6% auf 
5,6)%. Mit gut 15 Prozent blieb die Zu‑
nahme bei den Erholungs- und Grünanla‑
gen ungebremst hoch. Dazu haben auch 
die Golfplätze beigetragen, deren Fläche 
sich in 12 Jahren fast verdreifachte. Die 
Landwirtschaftsflächen machen nach den 
ausgewerteten Daten noch 47 Prozent der 
Landesfläche aus. 
www.bfs.admin.ch > 2 Raum, Umwelt > Areal‑

statistik

Wachstum und markante Alterung 
der Bevölkerung
Die Bevölkerung der Schweiz wird in den 
kommenden Jahrzehnten weiter zuneh‑
men und gemäss dem «mittleren» Refe‑
renzszenario des Bundesamtes für Statistik 
BFS von 7,8 Millionen Ende 2009 auf 9 
Millionen im Jahr 2060 ansteigen. Die‑
se Entwicklung dürfte hauptsächlich der 

Migration zuzuschreiben sein. Das Bevöl‑
kerungswachstum wird nicht alle Alters‑
klassen in gleichem Mass beeinflussen. 
Der Anteil der Personen ab 65 Jahren, der 
gegenwärtig rund 17 Prozent beträgt, wird 
sich rasch erhöhen und am Ende des Be‑
trachtungszeitraums bei über 28 Prozent 
liegen. Denn zwischen 2010 und 2035 
werden die Babyboom-Jahrgänge konti‑
nuierlich ins Rentenalter kommen. Infolge 
der grossen Zahl dieser Personen und ihrer 
hohen Lebenserwartung wird diese Alters‑
gruppe in den nächsten fünf Jahrzehnten 
um insgesamt 89 Prozent zunehmen. Die 
Zahl der Erwerbspersonen wird von 4,5 
Millionen Ende 2009 leicht ansteigen und 
bis Ende 2060 wieder auf 4,6 Millionen 
zurückgehen. Die Erwerbsquote der 15- 
bis 64-jährigen Frauen wird um 2,7 Pro‑
zentpunkte auf 80,2 Prozent zunehmen. 
Gleichzeitig wird das Bildungsniveau der 
Bevölkerung in der Schweiz deutlich an‑
steigen. Der Anteil der 25- bis 64-Jährigen 
mit Tertiärabschluss (Hochschulen und hö‑
here Berufsbildung) betrug im Jahr 2009 
35 Prozent und wird 2025 50 Prozent, 
2045 rund 60 Prozent erreichen.

Erreichbarkeit von Städten und 
Dörfern
Wie gut Schweizer Gemeinden erreichbar 
sind und welche regionalen Unterschiede 
bestehen, kann durch einen Vergleich al‑
ler Reisezeiten zwischen den Schweizer 
Gemeinden für den motorisierten Indivi‑
dualverkehr wie auch für den öffentlichen 
Verkehr ermittelt werden. Generell ist das 
Erreichbarkeitsniveau in der Schweiz hoch, 
bei der Art der Erschliessung bestehen je‑
doch Unterschiede. Während die Kernstäd‑
te Zürich, Basel, Bern, Genf und Lugano 
sowie die angrenzenden, dicht besiedelten 
Agglomerationen von Strasse und Schiene 
ähnlich gut erschlossen sind, zeigt sich, 
dass die peripheren, weniger dicht besie‑
delten Räume mit dem Auto besser er‑
reichbar sind. Vom Mittelland aus erreicht 

man mindestens eines der fünf Zentren 
mit dem Auto in weniger als einer Stun‑
de. Längere Autofahrten müssen Bewoh‑
ner und Bewohnerinnen der Walliser- und 
Bündnertäler in Kauf nehmen. Schlechter 
sieht die Bilanz für den öffentlichen Ver‑
kehr aus. Hier steigen die Reisezeiten - je 
nach Region und Lage - bereits im peri‑
pheren Raum um die Agglomerationen 
rasch auf eine Stunde und mehr. Diese 
Erkenntnisse bestärken die Forderung, die 
Raum- und die Verkehrsplanung stärker 
aufeinander abzustimmen und die räum‑
lichen Auswirkungen der künftigen Aus‑
bauten des Strassen- und Schienennetzes 
in die Beurteilung mit einzubeziehen. 
www.are.admin.ch/dokumentation/publikationen

Schweizer Städte im europäischen 
Vergleich 
Die zehn grössten Schweizer Städte nah‑
men erstmals am europäischen Projekt 
Urban Audit teil, im Rahmen dessen die 
städtische Lebensqualität gemessen wur‑
de. Die Untersuchungen ergaben unter 
anderem, dass sich die urbane Schweiz 
im europäischen Vergleich als kosmopoli‑
tisches Land präsentiert. Die 10 Schweizer 
Städte charakterisieren sich durch einen 
verhältnismässig kleinen Anteil an inlän‑
discher Bevölkerung. Spitzenreiter sind die 
Städte Genf, Lausanne und Lugano mit 56, 
62 respektive 63 Prozent Schweizerinnen 
und Schweizer, gefolgt von Basel und Zü‑
rich (67% und 69%). Im Vergleich dazu 
weisen beispielsweise die Städte Bologna, 
Turin, Besançon, Dijon, Dresden und Leip‑
zig mit 94% bis 96 % einen grossen Anteil 
inländischer Bevölkerung auf. 
Ein weiteres Ergebnis des Urban Audit 
zeigt, dass die französischen Städte den 
höchsten Jugendquotienten (Verhältnis 
zwischen den Personen unter 20 und jenen 
zwischen 20 und 64 Jahren) aufweisen. 
Mit einem Jugendquotienten von über 40 
Prozent sind Besançon und Lyon deutlich 
die «jüngsten» Städte, was auch bedeu‑
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tet, dass in diesen Städten die Personen im 
Erwerbsalter eine hohe finanzielle Belas‑
tung bezüglich der Jungen tragen. Mehre‑
re Deutschschweizer Städte (Bern, Zürich, 
Basel, Luzern) gehören zu den Städten mit 
den tiefsten Jugendquotienten (um 24 
Prozent). In Lausanne, Biel und Winterthur 
liegt der Jugendquotient um 30 Prozent. 

Erstes Urban Audit in grenzüber‑
schreitender Agglomeration Genf
Der urbane Raum franco-valdo-genevois 
weist mit ca. 800‘000 Einwohnerinnen und 
Einwohnern im Vergleich zu den grossen 
europäischen Agglomerationen eine eher 
bescheidene Grösse auf. Aufgrund seiner 
hohen Attraktivität gehört die grenzüber‑
schreitende Agglomeration jedoch zu den 
europäischen Agglomerationen mit einer 
starken Bevölkerungsentwicklung. Der 
jährliche Bevölkerungszuwachs – vor allem 
bedingt durch das Wachstum im franzö‑
sischen Teil – liegt bei etwa 2 Prozent. Auf‑
grund seines hohen Anteils von Familien 
mit kleinen Kindern (28%) weist der ur‑
bane Raum franco-valdo-genevois grosse 
Ähnlichkeit mit französischen Ballungsräu‑
men auf (bis zu 30%) und unterscheidet 
sich deutlich von den schweizerischen und 
noch ausgeprägter von den deutschen 
und italienischen Agglomerationen (zwi‑
schen 20 und 23%), in denen die demo‑
grafische Alterung weit fortgeschritten 
ist. Auch die Motorisierung gleicht eher 
süd- als nordeuropäischen Verhältnissen. 
Mit gut 530 Autos pro 1000 Einwohner 
ist der Motorisierungsgrad verhältnismäs‑
sig hoch, was mit der Motorisierung im 
französischen Teil zusammenhängt. (Im 
Vergleich: italienische Ballungsräume 600 
– 700 Autos; nordeuropäische Städte wie 
Kopenhagen 320 Autos pro 1000 E.). Der 
schweizerische Teil verleiht diesem Raum 
demgegenüber einen internationalen 
Charakter. In der Stadt Genf und im rest‑
lichen schweizerischen Teil des in die Un‑
tersuchung einbezogenen Raums ist der 

Anteil der Schweizer Staatsangehörigen 
relativ gering (56% bzw. 63%). 
www.bfs.admin.ch > International > Internationa‑

le Disparitäten

Basel-Stadt: Hohe Steuererträge in 
dichten Wohngebieten
Die Steuerstatistik des Kantons Basel-Stadt 
nach Gemeinden und Wohnviertel zeigt, 
dass erwartungsgemäss die gut situier‑
ten Wohnviertel Bruderholz, St. Alban, 
Altstadt Grossbasel sowie die Einwohner‑
gemeinden Riehen und Bettingen hohe 
mittlere Reineinkommen verzeichnen. 
Die kleinsten Reineinkommen werden in 
eher weniger noblen Stadtteilen versteu‑
ert. Betrachtet man jedoch den Ertrag 
pro Quadratmeter bewohnbare Fläche, 
ergibt sich ein anderes Bild. Gesamtkan‑
tonal generiert der Kanton Basel-Stadt 84 
Franken Einkommenssteuer pro Quadrat‑
meter bewohnbare Fläche. Den höchsten 
Wert mit 142 Franken pro Quadratmeter 
erreicht das Quartier Gotthelf (das vom 
durchschnittlichen Reineinkommen her 
genau im Basler Durchschnitt liegt) gefolgt 
von Matthäus mit 139 Franken (bezüglich 
Reineinkommen im hintersten Drittel). Die 
kleinsten Werte ergeben sich in Bettingen 
mit 29 (zweithöchstes durchschnittliches 
Reineinkommen) und Rosental mit 38 
Franken pro Quadratmeter. Die heute 
noch oft vorherrschende Meinung, nur in 
noblen und locker überbauten Quartieren 
liessen sich Steuern generieren, werden 
von dieser und ähnlichen Statistiken wi‑
derlegt. Auch in dichten Siedlungen mit 
hoher Wohnqualität siedeln sich gut Ver‑
dienende und gute Steuerzahler an. 
www.statistik-bs.ch/wirtschaft/steuern/bericht-

steuerstatistik.

Finanzstarke Gemeinden bleiben 
finanzstark
Die Steuerkraft der Zürcher Gemeinden 
ist in den vergangenen dreissig Jahren 
deutlich angestiegen. Allerdings konnten 
nicht alle Gemeinden gleichermassen vom 
Geldsegen profitieren: Besonders stark 
war die Zunahme in den finanzstarken 
Gemeinden, deren Zusammensetzung sich 
kaum verändert hat. Damit haben sich die 
Unterschiede zwischen den Gemeinden 
verstärkt. Grundsätzlich erweist sich die 
Struktur des Kantons Zürich hinsichtlich 
der Steuerkraft seiner Gemeinden als sehr 
stabil. Die Attraktivität einzelner Gemein‑
den als Wohn- und Standort für Menschen 
und Unternehmen bleibt über die Jahre 
bestehen. Wohlhabende Menschen lassen 
sich tendenziell eher in finanzstarken Ge‑
meinden nieder. Auch die für Unternehmen 
günstigen Standortfaktoren der Gemein‑
den können aufgrund der vorliegenden 
Resultate als stabil betrachtet werden. Ein 
grosses Angebot an Bauland macht somit 
aus steuerschwachen Gemeinden keine 
steuerstarken Gemeinden: Entscheidend 
bei der Wohn- und Standortwahl sind in 
erster Linie die Lage, Erreichbarkeit sowie 
Wohn- und Lebensqualität einer Gemein‑
de.
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	 Raumkonzept 
Schweiz

Denken und Planen in Handlungs‑
räumen
Im Berichtsjahr wurde das im Zeitraum von 
fünf Jahren von Bund, Kantonen, Städten 
und Gemeinden gemeinsam erarbeitete 
Raumkonzept Schweiz von den beteiligten 
Arbeitsgruppen verabschiedet. Anfang 
2011 wurde es vom Eidgenössischen De‑
partement für Umwelt, Verkehr, Energie 
und Kommunikation UVEK, der Konferenz 
der Kantonsregierungen, dem Städte- und 
dem Gemeindeverband in eine breite Kon‑
sultation geschickt. 
Hauptziel des Raumkonzepts ist es, erst‑
mals eine gemeinsame, von allen drei 
Staatsebenen erarbeitete und gemeinsam 
verabschiedete Vorstellung der künftigen 
räumlichen Entwicklung der Schweiz zu 
erhalten. Es will erreichen, dass wich‑
tige Qualitäten und Standortvorteile der 
Schweiz erhalten und gestärkt werden 
und soll als Orientierungs- und Entschei‑
dungshilfe für alle Akteure in der Rau‑
mentwicklung von den Gemeinde- bis zu 
den Bundesbehörden dienen. In diesem 
Sinne schlägt das Raumkonzept unter an‑
derem folgende gesamtschweizerischen 
Strategien vor: Zur Stärkung der Wettbe‑
werbsfähigkeit ist ein polyzentrisches Netz 
von Metropolitanräumen, Städten sowie 
ländlichen und touristischen Zentren zu 
schaffen. Die Siedlungsentwicklung soll 
auf mehrheitlich überbaute Gebiete ge‑
lenkt werden. Im Siedlungsgebiet sind zur 
Erhöhung der Wohn- und Lebensqualität 
Grün- und Freiräume zu schaffen. Sied‑
lungen und Verkehrsnetze sind besser auf‑
einander abzustimmen. Die Optimierung 
der bestehenden Verkehrsinfrastruktur 
steht vor dem Bau neuer Verkehrswege. 
Unverbaute, Identität stiftende Land‑
schaften sind besser in Wert zu setzen. 
Von zentraler Bedeutung ist das Planen 
und Handeln in überregionalen Hand‑
lungsräumen. Damit soll dem Umstand 
Rechnung getragen werden, dass heute 
ein Grossteil der Bevölkerung Gemeinde-, 

Kantons- und bisweilen gar Landesgren‑
zen überschreitet, um zur Arbeit zu fah‑
ren, die Freizeit zu verbringen oder einzu‑
kaufen. Das Raumkonzept unterscheidet 
entsprechend zwölf solcher Handlungs‑
räume: grossstädtisch geprägte (Zürich, 
Basel, Bassin Lémanique und die Haupt‑
stadtregion), klein- und mittelstädtisch 
geprägte (Luzern, Città Ticino, Jurabogen, 
Aareland, Nordostschweiz) sowie alpin ge‑
prägte Handlungsräume (Gotthard, Süd‑
westschweiz und Südostschweiz).

	 Raumplanung 	
in der Schule

Die gebaute Umwelt erfahren
Die gebaute Umwelt prägt die Gesell‑
schaft nachhaltig, dennoch wird Baukultur 
und Raumplanung in der Schule nur sel‑
ten zum Thema. Aus diesem Grund wurde 
2008 von verschiedenen Architekturver‑
bänden (u.a. SIA, BSA, BSLA) und dem 
Schweizerischen Heimatschutz der Verein 
SPACESPOT gegründet, der die Sensibili‑
sierung der Öffentlichkeit für den gestal‑
teten Lebensraum bezweckt. Zielgruppe 
sind Kinder und Schüler. Im Frühjahr 2010 
fand die Mitgliederversammlung des Ver‑
eins statt.
Mit Lehrmitteln und Publikationen unter‑
stützt SPACESPOT interessierte Lehrper‑
sonen beim Vermitteln des Themenbe‑
reichs gebaute Umwelt. Im Berichtsjahr 
erschien mit Unterstützung des Bundes‑
amtes für Wohnungsbau BWO das Lehr‑
mittel WohnRaum. Die sechs fächer
übergreifenden Themenhefte zu Wohnen, 
Infrastruktur, Siedlungsentwicklung etc. 
richten sich an die Sekundarschulstufe I. 
Die Bausteine sind lebensnah formuliert, 
sodass Lernende mit allen Sinnen Erfah‑
rungen sammeln und einleuchtende Er‑
gebnisse erarbeiten können.
www.spacespot.ch
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	 Rechtsprechung 

Die Rechtsprechung des Bundesgerichts 
in den Bereichen Raumplanung, Umwelt‑
schutz und Baupolizei wurde von der 
VLP-ASPAN in der Märzausgabe 2011 des 
Raum & Umwelt zusammengefasst.

	 Regionalpolitik

Unterschiedliche regionalwirt‑
schaftliche Entwicklung
Unter dem Titel «Die regionalwirtschaft‑
liche Entwicklung in der Schweiz» wurde 
2010 ein Regionenmonitoring publiziert. 
Dieses zeigte, dass sich die ländlichen 
Räume in den verschiedenen Regionen 
sehr unterschiedlich entwickeln. Bestätigt 
wurden zudem die grosse wirtschaftliche 
Bedeutung der Metropolregionen und ein 
weiteres Öffnen der Schere zwischen den 
urbanen und den ländlichen Gebieten bei 
der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit, 
sowohl bei den Einkommen als auch beim 
Arbeitsplatzangebot. Das Bild relativiert 
sich allerdings, wenn die Lebenshaltungs‑

kosten und weitere Wohlstandsfunktionen 
berücksichtigt werden. Auffallend ist ge‑
mäss Studie die positive Entwicklung der 
Arbeitsproduktivität im ländlichen Raum. 
Die Peripherie und die gut erreichbaren 
periurbanen ländlichen Räume haben dies‑
bezüglich deutliche Fortschritte gemacht. 
In Bezug auf den Tourismus wurde eine 
zunehmende Konzentration festgestellt. 
Während in den Metropolen und den Tou‑
rismuszentren die Hotelbetten am stärks‑
ten ausgelastet sind, liegt die Auslastung 
im peripheren Raum unter 25 Prozent und 
auch im schlecht erreichbaren periurbanen 
Raum sanken die Logiernächte. 
www.regiosuisse.ch/monitoring 
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Projekte der neuen Regionalpolitik 
sichtbar machen
Mit der Neuen Regionalpolitik NRP, die auf 
den 1. Januar 2008 in Kraft getreten ist, 
unterstützt der Bund das Berggebiet, den 
übrigen ländlichen Raum und die Grenzre‑
gionen der Schweiz bei der Bewältigung 
des Strukturwandels. Mit der NRP sollen 
die Standortvoraussetzungen für unter‑
nehmerische Aktivitäten verbessert und 
Innovationen, Wertschöpfung und Wett‑
bewerbsfähigkeit in den Zielregionen ge‑
fördert werden. Damit von Kantonen und 
Regionen erfolgreich lancierte Projekte 
Nachahmer finden, hat regiosuisse eine 
Datenbank mit Kontaktinformationen zu 
den Projektverantwortlichen eingerichtet. 
Mit finanzieller Unterstützung von regio‑
suisse wurde zudem ein «Leitfaden für die 
regionalwirtschaftliche Beurteilung von 
Entwicklungsstrategien und -projekten» 
entwickelt. Mit diesem lässt sich auf ein‑
fache Weise beurteilen, welche Auswir‑
kungen ein Projekt auf die regionale Wirt‑
schaft hat und wie es sich einbettet.
www.regiosuisse.ch

	 Siedlungs
entwicklung 

Potenziale der inneren Entwicklung 
Bevor die Siedlungsentwicklung erfolg‑
reich nach innen gelenkt werden kann, 
ist es notwendig, Kenntnis über das un‑
überbaute und unternutzte Bauland zu 
erhalten. Eine solche Bestandesaufnah‑
me nahm der Kanton Schwyz im Projekt 
«Raum+ Schwyz», unterstützt durch die 
ETH Zürich und das ARE, vor. Lokale Pla‑
ner und Behörden sowie externe Bera‑
ter erfassten gemeinsam möglichst alle 
Siedlungsflächenpotenziale des Kantons. 
Bauzonenpläne, Daten der Amtlichen 
Vermessung, Orthofotos etc. dienten als 
Datengrundlage. Vor Ort wurden die ers‑
ten Resultate überprüft und bereinigt und 
anschliessend in eine Internetplattform 
übertragen. In den dreissig Gemeinden 
des Kantons Schwyz wurden über 1700 
unüberbaute oder unternutzte Flächen im 
Umfang von rund 540 Hektaren erfasst. 
Dies entspricht 13 Prozent der gesamten 
Bauzone. 60 Prozent dieser Flächen liegen 
im weitgehend überbauten Siedlungsge‑
biet, 40 Prozent sind noch unüberbaute 
Bauzonen an den Siedlungsrändern. Rund 
die Hälfte des unüberbauten Baulandes 
ist aus verschiedenen Gründen blockiert 
und kurzfristig nicht verfügbar. Die Me‑
thode Raum+ fand auch schon in den 
Kantonen Basel-Landschaft und Uri sowie 
in der Oberen Leventina Anwendung. Im 
Kanton Schwyz war das Projekt Raum+ 
ein Modellvorhaben des ARE im Bereich 
«Nachhaltige Siedlungsentwicklung». Ver‑
schiedene weitere Kantone sind am Pro‑
jekt Raum+ interessiert. Dieses soll daher 
weitergeführt werden und der Lead von 
der ETH Zürich an das ARE übergehen.
www.raumplus.ethz.ch

Fiskalische Instrumente
Die Studie «Fiskalische Instrumente und 
Flächeninanspruchnahme» der Eidgenös‑
sischen Forschungsanstalt WSL durch‑
leuchtete das Steuer- und Subventionssys‑
tem der Schweiz und identifizierte, welche 

Steuern und Subventionen im Zusammen‑
hang mit Grundeigentum stehen und da‑
durch eine Rolle beim Flächenverbrauch 
spielen. Die Studie liefert erstmals einen 
systematischen Überblick über das heute 
bestehende Anreizsystem. Sie untersuchte 
flächenrelevante Steuern, Steuerabzüge, 
Abgaben und Subventionen auf Bundes- 
und Kantonsebene. Weil Steuern und Ab‑
gaben in den föderalistischen Strukturen 
der Schweiz sehr unterschiedlich einge‑
setzt werden, war es jedoch schwierig, die 
Flächenrelevanz fiskalischer Instrumente 
abschliessend zu beurteilen. Nebst einigen 
Steuern wurden in der Studie verschiedene 
Subventionen aus den Bereichen Verkehr, 
Wirtschaftsförderung, Wohnungswesen 
und Landwirtschaft als flächenrelevant ein‑
gestuft. Noch bedeutender als die Subven‑
tionen im engeren Sinne ist gemäss den 
Autoren der Studie die mangelnde Kosten‑
wahrheit, vorab in den Bereichen Verkehr 
und Infrastruktur. Die Abwälzung eines 
Teils dieser Kosten auf die Allgemeinheit 
begünstige die Zersiedelung. Die Analysen 
der Flächenentwicklung in den Kantonen 
Freiburg und Thurgau zeigten zudem, dass 
das überdurchschnittliche Flächenwachs‑
tum u. a. auf niedrige Baulandpreise, hohe 
Bauzonenreserven, explizite und implizite 
Förderung des Wohneigentums, die Wirt‑
schaftsförderung und eine aktive Ansied‑
lungspolitik zurückzuführen sind.
www.bafu.admin.ch/publikationen

Neues Planungsmodell 
Die Stimmenden der Luzerner Vororts‑
gemeinde Meggen hiessen Mitte 2010 
eine neue Bau- und Zonenordnung gut. 
Diese hat insofern Pioniercharakter, als 
Bebauungskonzepte zwingende Voraus‑
setzung für die Einzonung von zusätz‑
lichem Bauland sind. Im Gegensatz zu 
früheren Nutzungsplanungen wurden bei 
der angenommenen Revision nicht bloss 
«Blanko-Bauzonen» eingezont. Von den 
bauwilligen Grundeigentümern wurde 
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vielmehr verlangt – und dies vor der ei‑
gentlichen Einzonung - Konzepte vorzu‑
legen, die Aufschluss über Art und Weise 
der geplanten Überbauung geben. An‑
schliessend wurden die Bau- und Zonen‑
vorschriften diesen Konzepten angepasst 
und verabschiedet. Die Einzonungen be‑
ruhten zudem auf einem Leitbild, in dem 
die Gemeinde definierte, wo Land einge‑
zont werden soll. Mehrere Gemeinden im 
Kanton Luzern haben sich entschieden, 
diesen Weg ebenfalls zu beschreiten. 
Mit Verträgen zwischen Gemeinde und 
Grundeigentümer packte die Gemeinde 
Meggen ein weiteres Problem an, indem 
sie dafür sorgte, dass in der steuergünsti‑
gen Gemeinde, in welcher es kaum mehr 
erschwinglichen Wohnraum gibt, preis‑
günstige Wohnungen gebaut werden. Die 
Eigentümer der neu eingezonten Grund‑
stücke mit verdichteten Bauformen haben 
sich vertraglich verpflichtet, einen Viertel 
bis einen Drittel der neuen Wohnungen zu 
einem Mietzins von höchstens 2‘500 Fran‑
ken netto (4½ -Zimmer-Wohnung) anzu‑
bieten oder entsprechend erschwingliches 
Wohneigentum bereit zu stellen. 

Europäischer Dorferneuerungspreis
Vrin GR und St-Martin VS erhielten 2010 
von einer internationalen Jury den Europä‑
ischen Dorferneuerungspreis für besonde‑
re Leistungen in der Dorfentwicklung. Der 
Preis wird alle zwei Jahre vergeben. Veran‑
stalterin des Wettbewerbs ist die Europä‑
ische Arbeitsgemeinschaft Landentwick‑
lung und Dorferneuerung. Das Motto des 
Jahres 2010 lautete «Neue Energie für ein 
starkes Miteinander». Vrin wurde für seine 
«ganzheitliche, nachhaltige und motto‑
gerechte Dorfentwicklung von herausra‑
gender Qualität» ausgezeichnet; St-Martin 
für «besondere Leistungen in mehreren 
Bereichen der Dorfentwicklung». Insge‑
samt wurden 30 Wettbewerbsprojekte aus 
zehn Ländern prämiert. Bewertet wurden 
neben der äusseren Erscheinung vor allem 

die «inneren» Qualitäten der Dörfer wie 
eine angepasste wirtschaftliche Entwick‑
lung, die Schaffung sozialer Einrichtungen, 
kulturelle Initiativen, Weiterbildungsmass‑
nahmen oder die Auseinandersetzung mit 
Architektur, Siedlungsentwicklung, Ökolo‑
gie und Energieversorgung.

	 Stadtentwicklung, 
Städtebau

Bahnhofsgebiete in Entwicklung
An über 80 Standorten in der Schweiz will 
die SBB Areale, die für den Bahnbetrieb 
nicht mehr gebraucht werden, neuen Nut‑
zungen zuführen. In Genf, wo zusätzliche 
Flächen für den Wohnungsbau dringend 
gebraucht werden, sind grosse Wohn‑
projekte geplant. Neben dem Aus- und 
Umbau des Hauptbahnhofs Cornavin und 
dem Entwicklungsgebiet La Praille sollen 
auch die künftigen Haltestellen der neuen 
S-Bahn-Verbindung von Genf nach dem 
französischen Annemasse städtebaulich 
genutzt werden. Im Sommer 2010 wurde 
in Aarau das modernste Bahnhofsgebäu‑
de der Schweiz eröffnet. Neben dem SBB 
Reisezentrum, 17 Geschäften und den 
vier Gastronomiebetrieben im Parterre ha‑
ben verschiedene kantonale Institutionen 
die oberen fünf Stockwerke erworben. 
Hier entstanden Büroräumlichkeiten und 
ein Ärztezentrum. Auch in kleineren Or‑
ten werden Bahnhofgebiete entwickelt. 
Ein Beispiel hierfür ist der Eisenbahnkno‑
tenpunkt Sargans im Kanton St. Gallen. 
Hier startete im Frühjahr 2010 das Projekt 
«Bahnhofpark». Geplant sind unter ande‑
rem zusätzliche Gleisanlagen, ein neues 
Park+Ride, ein neuer Bushof und Veloab‑
stellhallen. Verschiedene neue Gewerbe- 
und Wohnbauten werden am praktisch 
autofreien Bahnhofplatz entstehen. Damit 
erhält die Gemeinde einen neuen Dorf‑
platz. 

Siedlungserneuerung auf Indus‑
triebrachen
Der Brachenreport der Schweiz 2008 
zählte 350 ausgediente Industrie-, Mili‑
tär- und Bahnareale mit einer Fläche von 
insgesamt 18 Millionen Quadratmetern. 
Viele dieser Brachen liegen an gut er‑
schlossenen Lagen, was einer Um- und 
Neunutzung der Areale entgegenkommt, 
wie die folgende Auswahl an Beispielen 
zeigt. In Genf wurden 2010 die Resultate 
eines Wettbewerbs für ein Ökoquartier 
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auf dem ehemaligen Artemis-Gelände ver‑
öffentlicht. Kanton und Stadt Genf sowie 
verschiedene Wohnbaugenossenschaften 
planen auf dem Areal bis zu 300 Woh‑
nungen, wobei ein Drittel den Kriterien 
des sozialen Wohnungsbaus entsprechen 
soll. Auf dem Selve-Areal in Thun entsteht 
ein neues Stadtquartier. Das direkt an der 
Aare gelegene Areal musste unter Einsatz 
grosser finanzieller Mittel von Altlasten 
befreit werden, bevor mit der Umnutzung 
begonnen werden konnte. Auf dem 6,6 
Hektaren grossen ehemaligen Beton- und 
Zementfabrikareal Richti in Wallisellen ZH 
erfolgte 2010 der Spatenstich für einen 
neuen urbanen Stadtteil. Die geplante Are‑
alüberbauung erfüllt die Vision der 2000-
Watt-Gesellschaft. Ebenfalls zu einem 
neuen Stadtteil soll sich das Areal der ehe‑
maligen Seidenspinnerei Zwicky zwischen 
Dübendorf und Wallisellen entwickeln. In 
der Aargauer Stadt Lenzburg soll das Are‑
al der ehemaligen Hero-Konservenfabrik 
in das neue Stadtquartier Gleis-Nord um‑
gestaltet werden. Etwa 400 Wohnungen 
und 600 Arbeitsplätze sind geplant, wobei 
das neue Gebiet einen höheren Grünflä‑
chenanteil und eine wesentlich kleinere 
Überbauungsdichte als das heutige Indus‑
triequartier erhalten soll.

Hoch hinaus
Hohe Häuser sind in der Schweiz kein Tabu 
mehr. Viele Städte erarbeiten ein Hoch‑
hauskonzept, um die markanten Silhou‑
etten ins Stadtbild einzuordnen. Der 126 
Meter hohe Prime Tower von Gigon/Guyer 
auf dem ehemaligen Maag-Areal in Zürich 
erreichte im Sommer des Berichtsjahrs 
seine endgültige Höhe. Im 36-stöckigen 
Gebäude entstehen Wohnungen, Büros 
und in der obersten Etage ein Gastrono‑
miebetrieb. Auch der 81 Meter hohe Mo‑
bino-Tower, der wie der Prime Tower in Zü‑
rich West liegt, war im Frühjahr 2010 im 
Rohbau fertig gestellt. In den obersten 14 
Stockwerken entstehen Luxuswohnungen, 

in den unteren zehn ein Designhotel. Das 
vorläufig höchste Haus der Schweiz soll in 
Basel entstehen. Das viel diskutierte Roche-
Hochhaus hat 2010 die Baubewilligung er‑
halten. Das 180-Meter-Bürohochhaus von 
Herzog & de Meuron wird Arbeitsplätze 
des Pharmakonzerns zusammenführen, 
die heute auf die ganze Stadt verteilt sind. 
In Chur ist das neue Einkaufs- und Gewer‑
becenter «City West» am Entstehen. Des‑
sen Wahrzeichen sind zwei etwa 80 Meter 
hohe Hochhäuser. Als Nutzungen sind ein 
Hotel, Büros, Wohnungen und verschie‑
dene Dienstleistungen vorgesehen. In 
Zug hatte Ende 2010 ein 60 Meter ho‑
her, futuristisch aussehender Wohn- und 
Gewerbekomplex «Uptown» seine Höhe 
erreicht. Das Hochhaus steht unmittelbar 
neben dem kürzlich eröffneten Eisstadion 
und erfüllt die Anforderung des neu ge‑
schaffenen Gütesiegels «greenproperty». 
Im nahe gelegenen Rotkreuz fasst Roche 
verschiedene Verwaltungseinheiten in 
einem knapp 70 Meter hohen Bürogebäu‑
de zusammen. Auf der Allmend in Luzern 
befanden sich 2010 ein neues Fussball‑
stadion, weitere Sportanlagen sowie die 
beiden Hochhäuser «Hochzwei» im Bau. 
Sportanlagen und Hochhäuser werden in 
einem Public Private Partnership-Modell 
realisiert. Die 77 und 88 Meter hohen 
Wohntürme sollen bis 2012 fertig gestellt 
werden. In Lausanne stehen die Chancen 
für das Hochhausprojekt Beaulieu gut. 
Bevor mit dem Bau des 84 Meter hohen 
Turms «Taoua» begonnen werden kann, 
muss jedoch der Nutzungsplan angepasst 
werden. Die Realisierung der Hochhäuser 
in La Praille in Genf ist zurzeit unter ande‑
rem aufgrund der geologischen Gegeben‑
heiten noch ungewiss.

Richtplan Stadt St. Gallen
Die Stadt St. Gallen schickte im Herbst 
2010 ihren Richtplan, der in den kom‑
menden zwanzig Jahren als Richtschnur 
für die Stadtentwicklung gelten soll, in 

die Vernehmlassung. Gemäss Richtplan‑
entwurf wird in geeigneten Gebieten eine 
verdichtete Bauweise angestrebt, und an 
den Stadträndern werden nur wenige 
Siedlungserweiterungen vorgenommen. 
Mit dem im Richtplan enthaltenen Ver‑
kehrskonzept soll das erwartete Verkehrs‑
wachstum soweit als möglich über den 
öffentlichen Verkehr und das Rad- und 
Fusswegnetz bewältigt werden. Um die 
Bevölkerung über die Inhalte und Aus
wirkungen des Richtplans zu informie‑
ren und Fragen der Bewohnerinnen und 
Bewohner zu beantworten, unternahm 
der Stadtrat zusammen mit der Stadt‑
planerin eine «Richtplan-Tour» durch die 
Quartiere. 

Stadtplanung Basel
In der Stadt Basel startete Mitte des Be‑
richtsjahrs die öffentliche Planauflage des 
revidierten Zonenplans. Schwerpunktthe‑
men des Zonenplans sind die Entwick‑
lungen am Stadtrand, die Freiräume und 
der Ortsbildschutz. Am Stadtrand sollen 
Wohnraum für ca. 4’500 Einwohnerinnen 
und Einwohner sowie über zehn Hektaren 
neue öffentliche Grünräume entstehen. 
Damit möchte die Stadt Engpässen am 
städtischen Wohnungsmarkt begegnen. 
Der Umstand, dass mit dieser Stadtran‑
dentwicklung etwa zwanzig Prozent der 
Familiengärten verloren gehen, führte zur 
Initiative «Rettet die Familiengärten», wel‑
che die Familiengärten – in der Schweizer 
Stadt mit dem grössten Anteil an Familien‑
gärten – erhalten will. Mit der Erweiterung 
der Ortsbildschutz- und Schonzonen beab‑
sichtigt die Stadt wertvolle Stadtstrukturen 
und beliebte Wohnquartiere zu schützen.

Nach einem einjährigen Mitwirkungs‑
prozess präsentierte der Kanton Basel im 
Berichtsjahr die Resultate des Projekts «In‑
nenstadt – Qualität im Zentrum». Ein zen‑
trales Thema des Projekts waren der Um‑
gang mit dem massiven Nutzungsdruck in 
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der Innenstadt und die Sicherstellung der 
Nutzungsvielfalt. Zur Verbesserung des 
Nutzungsmanagements soll ein Entwick‑
lungsrichtplan Innenstadt erarbeitet wer‑
den, welcher es als behördenverbindlicher 
kommunaler Teilrichtplan erlauben soll, die 
verschiedenen Projekte, Instrumente und 
Gremien im Bereich der Raumnutzung ge‑
zielt zu koordinieren. 

Zukunft des Flugplatzes Dübendorf
Der Regierungsrat des Kantons Zürich 
sprach sich 2010 gegen eine weitere Nut‑
zung des 280 Hektaren grossen Flugplatzes 
Dübendorf als Flugareal aus. Die Lärmbe‑
lastung, die anhaltende Planungs- und 
Rechtsunsicherheit sowie der Ausschluss 
der Bevölkerung vom Flugplatzareal hem‑
men die Entwicklung dieses Gebiets. Als 
attraktiver Siedlungs- und Landschaftsraum 
ist das Flugplatzareal Dübendorf eine stra‑
tegische Landreserve erster Güte. Abklä‑
rungen haben gezeigt, dass für das Flug‑
platzareal verschiedene Sondernutzungen 
in Frage kommen: Denkbar sind Ansied‑
lungen in den Bereichen Gesundheit (Uni‑
versitätsspital) oder Forschung, aber auch 
Unternehmen der Leichtindustrie. Wichtig 
sind jedoch auch Massnahmen zur Auf‑
wertung des Landschafts- und Freiraumes 
sowie zur Verbesserung der Zugänglich‑
keit. In Zusammenarbeit mit dem Bund als 
Grundstückseigentümer, den Standortge‑
meinden und der Planungsregion Glattal 
will der Kanton Fragen der Finanzierung, 
der Erschliessung und der kommunalen 
Nutzungsplanungen bearbeiten und die 
dazu nötigen städtebaulichen und ver‑
kehrstechnischen Vertiefungsstudien aus‑
lösen. Eine Diskussion über die künftige 
Nutzung des Flugplatzgeländes ausgelöst 
hat auch die Zeitschrift Hochparterre mit 
einem grossen redaktionellen Beitrag und 
einer von der VLP-ASPAN mitunterstützen 
Podiumsdiskussion. 

	 Tourismus

Tourismusstandort Schweiz besitzt 
Potenzial
Der Tourismusstandort Schweiz ist einem 
starken Wettbewerbsdruck unterworfen. 
Auch wenn die Branche derzeit unter dem 
hohen Schweizerfranken leidet, ist die 
Ausgangslage im internationalen Wett‑
bewerb günstig. In einer Vergleichsstudie 
mit insgesamt 130 Ländern setzte das 
World Economic Forum WEF die Schweiz 
in Bezug auf ihr touristisches Potenzial 
auf den ersten Rang. Besonders positiv 
würden sich die politische Stabilität, Natur 
und Landschaft und die Leistungsfähigkeit 
der Infrastrukturen auswirken. Gemäss 
einem vom Bundesrat unter dem Titel 
«Wachstumsstrategie für den Tourismus‑
standort Schweiz» veröffentlichten Bericht 
sieht sich die Tourismusbranche aber mit 
verschiedenen Herausforderungen kon‑
frontiert: Sie muss unter anderem auf 
ein verändertes Nachfrageverhalten rea‑
gieren, strukturelle Defizite aufholen, auf 
den Klimawandel und auf landschaftliche 
Veränderungen reagieren. Entsprechend 
muss sie ihr Angebot diversifizieren und 
der Erhaltung der Landschaftsqualität so‑
wie der geordneten Siedlungsentwicklung 
mehr Beachtung schenken, insbesondere 
mit Blick auf den Zweitwohnungsbau. 

Feriendörfer umsichtig ansiedeln
In der Schweiz wurden in den letzten 
Jahren über 60 grosse touristische Beher‑
bergungsprojekte lanciert. Viele dieser Al‑
penresorts und Feriendörfer wurden oder 
werden jedoch nicht realisiert. Sie scheitern 
an der Finanzierung, den Beschränkungen 
der Lex Koller oder an ortsplanerischen 
Überlegungen. Bergbahnen, Detailhandel, 
Restaurants etc. können langfristig jedoch 
nur mit einem angemessenen Gästeauf‑
kommen überleben. Ferienwohnungen 
vermögen an diese Infrastruktur nur einen 
Beitrag zu leisten, wenn sie gut ausgelas‑
tet sind. Es gilt daher, die Anzahl «warmer 
Betten» in den Tourismusdestinationen 

zu erhöhen. Zu diesem Zweck haben die 
Tourismuskantone Bern, Graubünden und 
Wallis einen Leitfaden zur «Ansiedlung 
von Feriendörfern und Hotels» erarbeitet, 
der den Tourismusgemeinden helfen soll, 
nachhaltige Projekte mit «warmen Bet‑
ten» zu unterstützen und verdeckte For‑
men von Zweitwohnungen rechtzeitig zu 
erkennen.
www.awt.gr.ch > Themen > Neue Beherbergungs‑

formen
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	 Umweltschutz

Umwelt- und Ressourcenpolitik
2010 waren die Klimaveränderung und die 
Suche nach einer Lösung dieses Problems 
die dominierenden Themen der Umweltpo‑
litik. Die Revision des CO2-Gesetzes bildete 
den klimapolitischen Schwerpunkt. Die 
Gesetzesrevision ist der indirekte Gegen‑
vorschlag zur Initiative «Für ein gesundes 
Klima», die bis 2020 eine Reduktion der 
im Inland emittierten Treibhausgase um 
30 Prozent im Vergleich zu 1990 verlangt. 
Bei einigen zentralen Fragen der Vorlage 
haben National- und Ständerat unter‑
schiedliche Entscheide getroffen, so dass 
ein Differenzbereinigungsverfahren nötig 
war. Die UNO rief das Jahr 2010 zum inter‑
nationalen Jahr der Biodiversität aus. Das 
Bundesamt für Umwelt BAFU erarbeitete 
zu diesem Zweck eine Biodiversitätsstrate‑
gie zur Verminderung des Arten- und Le‑
bensraumverlustes und es förderte diverse 
Anlässe, mit dem Ziel, die Biodiversität 
und ihre Leistungen in der Schweiz bes‑
ser bekannt zu machen. Das BAFU nahm 
schliesslich die Umsetzung der vom Parla‑
ment angenommenen parlamentarischen 
Initiative «Schutz- und Nutzung der Ge‑
wässer» (als Gegenvorschlag zur Volksini‑
tiative «Lebendiges Wasser») an die Hand. 
Damit sollen die ökologische Qualität der 
Gewässer in der Schweiz massiv verbessert 
und gleichzeitig die Interessen der Gewäs‑
sernutzung und des Schutzes vor Naturge‑
fahren berücksichtigt werden.

Lärmgrenzwerte für militärische 
Anlagen
Das Umweltschutzgesetz USG und die 
Lärmschutzverordnung LSV haben zum 
Ziel, die Bevölkerung vor schädlichem 
oder lästigem Lärm zu schützen. Die LSV 
konkretisiert den Schutz durch die Festle‑
gung der Beurteilungsmethodik und durch 
Lärmbelastungsgrenzwerte für verschie‑
dene Anlagen wie Strassen, Eisenbahnen, 
Industrie- und Gewerbeanlagen, Flugplät‑
ze sowie zivile Schiessanlagen. Für die 

Beurteilung des Lärms von militärischen 
Waffen-, Schiess- und Übungsplätzen 
gab es bis Mitte 2010 keine Grenzwerte. 
Es kamen vom Bund erarbeitete proviso‑
rische Richtwerte zur Anwendung. In der 
ersten Hälfte 2010 gab der Bundesrat eine 
Anpassung der Lärmschutzverordnung mit 
der Festlegung von Belastungsgrenzwerten 
für Militäranlagen in die Vernehmlassung. 
Auf den 1. August 2010 setzte er die Ver‑
ordnungsrevision in Kraft. Die Verordnung 
schliesst eine Lücke im Schutz der Bevölke‑
rung vor Lärm und schafft für das Militär, 
die Gemeinden und die Bevölkerung mehr 
Rechtssicherheit. Aufgrund grober Schät‑
zungen sind rund 20‘000 Personen Lärm 
ausgesetzt, der über den in der Verord‑
nung definierten Immissionsgrenzwerten 
liegt. Die Sanierungsfrist für militärische 
Waffen-, Schiess- und Übungsplätze läuft 
bis am 31. Juli 2025. Grobe Schätzungen 
des Aufwands für die Sanierung der Mili‑
tärplätze gehen von Sanierungskosten von 
einigen Dutzend Millionen aus. Neben der 
Sanierungsfrist für Waffen-, Schiess- und 
Übungsplätze wurde die Frist zur Lärmsa‑
nierung von Militärflugplätzen um zehn 
Jahre auf den 31. Juli 2020 verlängert. 
Begründet wurde die Fristverlängerung 
mit dem ausstehenden Entscheid zur Be‑
schaffung neuer Kampfflugzeuge und der 
damit verbundenen Unklarheit über die 
künftigen Lärmimmissionen auf Militär‑
flugplätzen. 

Einrichtung von Umweltzonen
Das Departement für Umwelt, Verkehr, 
Energie und Kommunikation UVEK führ‑
te auf Anregung der Kantone Genf und 
Tessin im Herbst 2010 eine Anhörung zu 
den rechtlichen Grundlagen für die Ein‑
richtung von Umweltzonen durch. Mit der 
Vorlage hätten interessierte Kantone und 
Städte bestimmen können, dass gewisse 
Motorfahrzeuge mit besonders hohem 
Schadstoffausstoss eine von ihnen defi‑
nierte Zone nicht mehr befahren dürfen. 

Man erhoffte sich dadurch – dank bes‑
serer Luftqualität und einem vermehrten 
Umsteigen auf schadstoffärmere Motor‑
fahrzeuge beziehungsweise auf den öf‑
fentlichen Verkehr – eine Verbesserung 
der Lebensqualität. Die rund 3‘700 einge‑
gangenen Stellungnahmen zeigten jedoch 
eine mehrheitlich ablehnende Haltung. 
Insbesondere von den Kantonen, die für 
die Umsetzung verantwortlich gewesen 
wären, wurde die Vorlage mit grosser 
Mehrheit verworfen. Man ortete ein Miss‑
verhältnis zwischen dem Aufwand und 
der beschränkten Wirksamkeit von Um‑
weltzonen. Das UVEK verzichtete deshalb 
auf die Fortführung des Projekts. Eine Ver‑
besserung der Luftqualität könne auch mit 
anderen Massnahmen erreicht werden. Zu 
denken sei etwa an strengere Abgasvor‑
schriften für neue Motorfahrzeuge oder 
an eine steuerliche Bevorzugung von um‑
weltfreundlichen Fahrzeugen.

Rechtsetzung im Umweltbereich
Das Bundesamt für Umwelt hat eine neue 
Gesamtübersicht über die laufende und 
geplante Rechtsetzung im Umweltbereich 
für die Jahre 2010-2015 veröffentlicht. 
Sie enthält mit der Ratifikation der Land‑
schaftskonvention, der oben erwähnten 
Anpassung des Gewässerschutzgesetzes 
(als indirekter Gegenvorschlag zur Volks‑
initiative «Lebendiges Wasser») und der 
Ergänzung der Lärmschutzverordnung 
Hinweise auf zahlreiche Rechtsetzungen 
mit raumplanerischer Relevanz. 
www.bafu.admin.ch/recht > Umweltrecht
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	 Verkehr 

Geld für Nationalstrassen
Der Bund investierte 2010 fast 2,1 Milliar‑
den Franken in das Nationalstrassennetz. 
Ingesamt 945 Millionen wurden in den 
Bau von neuen Abschnitten investiert. 
Diese Mittel stammen aus dem Infrastruk‑
turfonds. Die grössten Kredite wurden fol‑
genden Kantonen zugeteilt: Bern 227 Mil‑
lionen, Wallis 211,2 Millionen, Jura 138,5 
Millionen, Zürich 93,1 Millionen, Graubün‑
den 56,2 Millionen, Obwalden 48,8 Millio‑
nen und Neuenburg 31,8 Millionen. Rund 
ein Drittel der Kredite floss in Projekte in 
der Romandie. Die Netzvollendung beim 
Nationalstrassenbau bleibt auch nach der 
Neuordnung des Finanzausgleichs und der 
Aufgabenteilung NFA eine Verbundaufga‑
be zwischen Bund und Kantonen: Die Bau‑
herrenaufgabe übernehmen weiterhin die 
Kantone, dem ASTRA kommt die Ober‑
aufsicht zu. Für den Ausbau und Unterhalt 
der bestehenden Nationalstrassen stellte 
das Parlament 2010 1,145 Milliarden Fran‑
ken bereit. Diese Gelder stammten aus der 
Spezialfinanzierung Strassenverkehr. In‑
vestiert wurde in total 448 Projekte; davon 
waren 142 in der Realisierung (Bau) und 
306 in der Projektierung. 
www.astra.admin.ch/autobahnschweiz

Teure Bahninfrastruktur
Unter dem Titel «Bahn 2030» laufen die 
Planungen für eine Weiterentwicklung des 
schweizerischen Bahnsystems über das 
Jahr 2030 hinaus. Es handelt sich um die 
Weiterführung von «Bahn 2000» und der 
«Zukünftige Entwicklung der Bahninfra‑
struktur ZEB». Zentrales Ziel des Projekts ist 
es, die Kapazitäten im Personenverkehr zu 
erhöhen. Zur Finanzierung von Bahn 2030 
wollte man ursprünglich den Fond zur Fi‑
nanzierung von Infrastrukturvorhaben des 
öffentlichen Verkehrs (FinöV-Fond) über 
grössere Anteile an der Schwerverkehrs‑
abgabe aufstocken. Das Bundesamt für 
Verkehr und die SBB errechneten jedoch 
einen Mehrbedarf im dreistelligen Millio‑

nenbereich, der durch den zeitlich befris‑
teten FinöV-Fond nicht gedeckt werden 
kann. Die Finanzierung soll daher gemäss 
Bundesrat stärker als bisher von den Nut‑
zenden (Verkehrsunternehmen, Fahrgäs‑
te) getragen werden; über eine Erhöhung 
der Trassenpreise und erhöhte Billetpreise. 
Zudem sollen die Kantone 300 Millionen 
Franken pro Jahr mehr für die Bahninfra‑
struktur zahlen. Geplant ist auch, dass 
die Steuervergünstigungen für Pendler in 
Höhe von 250 Millionen Franken pro Jahr 
gekürzt werden sollen. Der Bundesrat wird 
die Vernehmlassung zu dieser Vorlage 
2011 eröffnen. 

Historische Verkehrswege ge‑
schützt
Historische Verkehrswege wie Saumpfade, 
Wegpflästerungen oder Natursteinbrü‑
cken gehören zu den gefährdeten Kultur‑
denkmälern der Schweiz. Um sie zu schüt‑
zen, erteilte der Bund 1984 den Auftrag 
zur Erarbeitung eines Inventars der histo‑
rischen Verkehrswege. Dieses Inventar und 
mit ihm - als rechtliche Grundlage - die 
«Verordnung über das Bundesinventar der 
historischen Verkehrswege der Schweiz 
VIVS» traten am 1. Juli 2010 in Kraft. 
Das Inventar besteht aus umfangreichen 
Kartenwerken und Texten. Ins Inventar 
aufgenommen wurden nur historische 
Verkehrswege von nationaler Bedeutung, 
welche sowohl über eine herausragende 
geschichtliche Bedeutung als auch eine 
ausserordentliche traditionelle Wegsub
stanz verfügen. Die Aufnahme eines Ob‑
jektes ins Bundesinventar bindet in erster 
Linie die Behörden des Bundes, aber auch 
diejenigen von Kantonen und Gemeinden, 
die Bundesaufgaben erfüllen oder Bun‑
desbeiträge beanspruchen. Sie haben bei 
ihren Entscheiden darauf zu achten, dass 
die im Inventar aufgeführten Objekte un‑
geschmälert erhalten oder grösstmöglich 
geschont werden. Gemäss einem neue‑
ren Entscheid des Bundesgerichts ist das 

Inventar jedoch auch in der kantonalen 
Richtplanung und kommunalen Nutzungs‑
planung zu beachten. Die VLP-ASPAN hat 
sich mit der Frage, was die Berücksichti‑
gung der Bundesinventare durch die Kan‑
tone genau bedeutet, näher auseinander‑
gesetzt und ihre Überlegungen im Raum & 
Umwelt 1/2011 veröffentlicht.
www.ivs.admin.ch >online http://ivs-gis.admin.ch

«Prix Velo Infrastruktur 2010»
Alle zwei Jahre vergibt Pro Velo Schweiz 
einen «Prix Velo Infrastruktur» für Pro‑
jekte, Massnahmen oder Planungsinstru‑
mente mit Modellcharakter, welche das 
Velo fahren für die Bevölkerung attraktiv 
machen und damit die Städte und Ge‑
meinden vom motorisierten Individualver‑
kehr entlasten. Hauptpreisträger des «Prix 
Velo Infrastruktur 2010» war die Regional‑
planungsgruppe Espace Solothurn mit der 
Langsamverkehrs-Offensive Solothurn und 
Region (LOS!). Bei deren Aktivitäten geht 
es um die vernetzte Planung, Realisierung 
und Kommunikation von Infrastruktur und 
Massnahmen im Langsamverkehr. Aner‑
kennungspreise erhielten velopass (eine 
bikesharing Organisation aus der Roman‑
die) und die Stadt Burgdorf für ihre Velo‑
hochstrasse. Ziel des Preises ist es, dass die 
Beispiele als «Best Practices» auch «Schule 
machen».
www.pro-velo.ch > Themen > Infrastruktur

Tempo 30: Es geht vorwärts
Viele Ortszentren weisen stark belastete 
Strassen auf, was die Nutzung der Stras‑
senräume und die Aufenthaltsqualität 
beeinträchtigt. Um die Attraktivität der 
Zentren zu erhöhen, gilt es, die Trennwir‑
kung der Strassen für querende Fussgän‑
gerinnen und Fussgänger herabzusetzen 
und den fahrenden Verkehr auf tiefem 
Geschwindigkeitsniveau stetig zirkulieren 
zu lassen. Im Berichtsjahr hat das Bundes‑
gericht Tempo 30 auf der Ortsdurchfahrt 
Münsingen im Kanton Bern gutgeheis‑
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sen. Diese Hauptstrasse dient zwar dem 
Durchgangsverkehr; es kommt ihr aber 
auch eine wichtige Funktion als Haupt‑
geschäftsbereich eines Regionalzentrums 
mit zahlreichen Einkaufsläden, Gewer‑
be- und Dienstleistungsbetrieben zu. Die 
Waadtländer Gemeinde Renens führte im 
Sommer 2010, praktisch auf einen Schlag 
auf dem gesamten Gemeindegebiet – mit 
Ausnahme der Hauptachsen – Tempo 30 
ein. Diese schnelle Umsetzung wurde mit 
einer umfassenden Sensibilisierungs- und 
Informationskampagne begleitet.
www.renens-zone30.ch

	 Wald

Zustand des Schweizer Waldes
In den vergangenen elf Jahren wurde im 
Schweizer Wald mehr Holz als früher ge‑
nutzt. Die Vorräte sind aber immer noch 
hoch und das Waldareal hat sich weiter 
ausgedehnt. Die Schutzwälder haben sich 
mehrheitlich positiv entwickelt; sie sind 
heute wirkungsvoller und stabiler. Gleich‑
zeitig haben Naturereignisse mehr Bestän‑
de geschädigt und auch der Druck von 
Erholungssuchenden auf den Wald hat zu‑
genommen. Dies zeigt der Schlussbericht 
des dritten Landesforstinventars. 
Der Schweizer Wald bedeckt heute eine 
Fläche von 1,28 Millionen Hektaren. Im 
Vergleich zum zweiten Landesforstinven‑
tar (Aufnahmejahre 1993-1995) nahm 
die Waldfläche innerhalb von elf Jahren 
vor allem im Alpengebiet markant zu. 
Die Zunahme des Waldes im Umfang von 
rund 600 Quadratkilometern entspricht 
annähernd der Gesamtfläche des Kantons 
Glarus. Gemäss Untersuchung sind die 
Schutzwälder, die vor Lawinen, Murgän‑
gen und Steinschlag schützen, wirkungs‑
voller und stabiler geworden. Dies nicht 
zuletzt, weil auf knapp einem Drittel der 
Schutzwaldfläche in den letzten elf Jahren 
waldbauliche Pflegeeingriffe durchgeführt 
wurden. Der Schweizer Wald wird immer 
mehr auch zu einem Ort der Erholung und 
Freizeitaktivität. Heute werden bereits 2,5 
Prozent der Wälder in erster Linie als Er‑
holungswälder bewirtschaftet. Fast ein 
Viertel der Waldfläche liegt maximal 100 
Meter von Wegen entfernt, die täglich von 
mehr als 10 Personen begangen werden.
www.wsl.ch/dienstleistungen > Monitoring

Flexibilisierung der Waldpolitik
Auf die Zunahme der Waldfläche will man 
beim Bund 2010 gleich auf zwei Ebe‑
nen reagieren. Im August 2010 war der 
Entwurf für eine Weiterentwicklung des 
Waldprogramms Schweiz, das Grundlage 
für die Waldpolitik des Bundes bildet, in 
der Konsultation und kurz danach wurde 

eine Vernehmlassung zur Parlamenta‑
rischen Initiative der Kommission für Um‑
welt, Raumplanung und Energie (UREK) 
des Ständerates zur Flexibilisierung der 
Waldflächenpolitik eröffnet.
Im Entwurf für eine Weiterentwicklung 
des Waldprogramms Schweiz wird unter 
den Zielen festgehalten, dass der Wald in 
seiner räumlichen Verteilung grundsätzlich 
zu erhalten ist und seine Fläche nicht ab‑
nehmen soll. Die Entwicklung der Waldflä‑
che soll aber auf die landschaftliche Vielfalt 
und die angestrebte Raumentwicklung ab‑
gestimmt werden. Kleinflächige Waldum‑
verteilungen, die auf einer überkommu‑
nalen Planung beruhen, sollen in diesem 
Sinne möglich und der Kriterienkatalog 
für Rodungsbewilligungen im Sinne einer 
integralen Raumordnungspolitik ergänzt 
werden. In Gebieten mit einer erheblichen 
Zunahme der Waldfläche kann eine sol‑
che Lockerung der Rodungsvorausset‑
zungen sinnvoll sein, im Agglomerations‑
raum kann sie aber zu einem gefährlichen 
Dammbruch führen. 
Eine gewisse Flexibilisierung der Wald‑
flächenpolitik schlägt auch die UREK des 
Ständerates vor, indem die Kantone künf‑
tig in Gebieten, in denen der Wald er‑
heblich zunimmt, statische Waldgrenzen 
anordnen können. Eingewachsener Wald 
jenseits dieser Grenzen könnte danach 
jederzeit gerodet werden, wie dies heute 
auch entlang der Bauzonen der Fall ist. Als 
weitere Massnahme schlägt die UREK des 
Ständerates vor, dass auf Rodungsersatz 
künftig verzichtet werden kann, wenn 
es um Waldflächen geht, die in den letz‑
ten 50 Jahren eingewachsen sind und als 
landwirtschaftliche Nutzflächen zurückge‑
wonnen werden sollen, die dem Hochwas‑
serschutz und der Revitalisierung von Ge‑
wässern dienen oder für den Schutz von 
Biotopen benötigt werden.
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	 Zweitwohnungsbau

Massnahmen gegen den Zweit‑
wohnungsbau
Als flankierende Massnahme zur Aufhe‑
bung der Lex Koller und als indirekter Ge‑
genvorschlag zur Volksinitiative «Schluss 
mit dem uferlosen Zweitwohnungsbau», 
beschlossen die Eidgenössischen Räte eine 
Änderung des RPG. Danach sollen die 
Kantone in ihren Richtplänen die Gebiete 
bezeichnen, in denen Massnahmen ergrif‑
fen werden, die zu einem ausgewogenen 
Verhältnis zwischen Erst- und Zweitwoh‑
nungen führen. Die beiden Kammern 
waren sich in der Gesetzgebung jedoch 
lange Zeit uneinig. Der Ständerat vertrat 
die Auffassung, dass die Bestimmung zur 
Ergreifung von Massnahmen gegen den 
Zweitwohnungsbau konkretisiert werden 
sollte; und zwar hinsichtlich des Zweckes, 
den solche Massnahmen zu erfüllen ha‑
ben, als auch hinsichtlich der Elemente, die 
bei der Prüfung der Ausgewogenheit des 
Verhältnisses zwischen Erst- und Zweit‑
wohnungen massgebend sind. Der Nati‑
onalrat schloss sich diesem Konkretisie‑
rungswunsch des Ständerates vorerst nicht 
an, brachte aber ein völlig neues Element 
in die Vorlage ein, nämlich ein Vorschlag 
zur Lockerung der Vorschriften zu land‑
wirtschaftlichen Wohnbauten ausserhalb 
der Bauzonen. In der Einigungskonferenz 
wurde eine Kompromisslösung erarbei‑
tet, bei der der Ständerat Hand bot, den 
Umfang der Konkretisierung einzuschrän‑
ken, während sich der Nationalrat bereit 
erklärte, auf die Regelung zum Bauen aus‑
serhalb der Bauzone zu verzichten. Die‑
sem Einigungsantrag stimmten die beiden 
Räte zu. Dank der Haltung des Ständerats 
werden Massnahmen zur Eindämmung 
des Zweitwohnungsbaus wie die Möglich‑
keit der Kontingentierung, die Festlegung 
von Erstwohnanteilen, die Ausscheidung 
von Hotelzonen oder die Einführung von 
Lenkungsabgaben im Gesetz ausdrücklich 
genannt.

Planungshilfe für die kantonale 
Richtplanung
Eine 2010 erschienene Publikation mit 
dem Titel «Zweitwohnungsbau: Planungs‑
hilfe für die kantonale Richtplanung» zeigt 
den Kantonen auf, wie sie in der kanto‑
nalen Richtplanung die Entwicklung im 
Zweitwohnungsbau steuern können. Dar‑
über hinaus enthält die vom ARE in Zu‑
sammenarbeit mit den kantonalen Fach‑
stellen, den betroffenen Bundesstellen 
und Tourismusexperten erarbeitete Publi‑
kation Empfehlungen, wie Regionen und 
Gemeinden die Vorgaben des Richtplans 
umsetzen können. Die Massnahmen der 
Raumplanung beim Zweitwohnungsbau 
sollen dazu beitragen, die Erholungsland‑
schaft vor unzweckmässiger Überbauung 
zu schonen sowie die Siedlungsqualität zu 
erhalten und zu fördern. Angestrebt wird 
ein ausgewogenes Verhältnis zwischen 
Erst- und Zweitwohnungen. Namentlich 
sollen die Anzahl neuer Zweitwohnungen 
beschränkt, die Hotellerie und preisgünsti‑
ge Erstwohnungen gefördert und die heu‑
te noch vorwiegend «kalten Betten» in 
den Zweitwohnungen besser belegt wer‑
den. Für das Jahr 2011 ist eine Ergänzung 
der Planungshilfe zu den Themen «besse‑
re Auslastung von Zweitwohnungen» und 
«Beschränkung von Umnutzungen von 
bestehenden Erstwohnungen und Hotels 
in Zweitwohnungen» vorgesehen. 
www.are.admin.ch/themen > Zweitwohnungen

Richtplananpassung im Kanton 
Graubünden
Der Kanton Graubünden hat mit einer 
Richtplananpassung die oben erwähnte 
Bundesregelung zur Beschränkung des 
Zweitwohnungsbaus bereits vorwegge‑
nommen. Er verpflichtet 35 Tourismus‑
gemeinden bis Mitte 2013 Massnahmen 
zur Förderung des Erstwohnungsbaus und 
zur Lenkung des Zweitwohnungsbaus zu 
ergreifen. Vermietete Zweitwohnungen 
(warme Betten) sind von der Regelung 

nicht betroffen. Der Bundesrat hat die 
entsprechende Richtplananpassung 2010 
genehmigt. 

Mangelhafte Umsetzung von 
Erstwohnanteilplänen
Der Erstwohnanteilplan EWAP ist eines 
von verschiedenen Instrumenten, um den 
übermässigen Zweitwohnungsbau zu 
steuern und zahlbaren Wohnraum für die 
einheimische Bevölkerung sicherzustellen. 
Die Justiz-, Gemeinde- und Kirchendirek‑
tion des Kantons Bern liess im Jahr 2009 
die Einhaltung von allfälligen EWAP-Vor‑
schriften in ihren Gemeinden überprüfen. 
Geprüft wurde insbesondere, ob die Ge‑
meinden Zweckentfremdungsverbote ver‑
fügt und diese im Grundbuch angemerkt 
haben. Die Auswertungen zeigten, dass die 
Hälfte der dreissig bernischen Gemeinden 
mit Vorschriften über den Erstwohnungs‑
anteil diese korrekt oder nur mit geringfü‑
gigen Fehlern umsetzten. Die andere Hälf‑
te der Gemeinden vollzog die Vorschriften 
nicht oder nur mangelhaft, darunter auch 
grössere Tourismusgemeinden. Zu Schwie‑
rigkeiten beim Vollzug des EWAP führten 
unter anderem komplexe Ausführungsbe‑
stimmungen in den Gemeinden. 
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	 Personelle 	
Veränderungen

Bundesrätin Doris Leuthard neue 
Vorsteherin des UVEK
Am 1. November 2010 übernahm Bundes
rätin Doris Leuthard die Leitung des Eid‑
genössischen Departements für Umwelt, 
Verkehr, Energie und Kommunikation 
von Bundesrat Moritz Leuenberger. Sie 
übernahm damit auch die Verantwortung 
über die Raumplanung. Mit der Revision 
des Raumplanungsgesetzes und der Ver‑
nehmlassung zum Raumkonzept Schweiz 
stehen in den kommenden Monaten wich‑
tige Geschäfte auf dem Programm.

Neue Vizedirektoren im Bundesamt 
für Raumwentwicklung
Die bisherigen Sektionschefs Michel 
Matthey und Stephan Scheidegger wurden 
Mitte 2010 in das oberste Führungsgremi‑
um des Bundesamtes für Raumentwick‑
lung ARE gewählt. Michel Matthey führt 
die Sektion Planung und betreut als Vize‑
direktor den gesamten Raumplanungsbe‑
reich. Stephan Scheidegger, bisher Chef 
der Sektion Recht und Finanzen, leitet als 
Vizedirektor neu den Direktionsbereich 
«Recht, Finanzen, Politik». 

Neuer Direktor des Bundesamts für 
Wohnungswesen
Der Bundesrat ernannte Ernst Hauri zum 
Direktor des Bundesamts für Wohnungs‑
wesen BWO. Seit dem Weggang von Pe‑
ter Gurtner Ende 2009 leitete er das Amt 
interimistisch.

Neue Kantonsplanerinnen und 
Kantonsplaner 
Der Obwaldner Regierungsrat wählte Tho‑
mas Kappeler zum Leiter des neu geschaf‑
fenen Amts für Raumentwicklung und 
Verkehr. Er trat seine Stelle am 1. Dezem‑
ber 2009 an. Die wichtigsten Aufgabenbe‑
reiche im Amt für Raumentwicklung und 
Verkehr ARV sind die kantonale Richtpla‑
nung, die Begleitung und Genehmigung 
der kommunalen Nutzungsplanung, die 

integrale Verkehrsplanung sowie die Bau‑
koordination.

Der Staatsrat des Kantons Freiburg wählte 
Giancarla Papi zur Vorsteherin des Bau- 
und Raumplanungsamts BRPA. Sie trat ihr 
Amt am 1. Mai 2010 an. Giancarla Papi 
leitete seit 1995 die Abteilung kantonale 
Planung und begleitete im Rahmen ihrer 
Tätigkeiten die Revision des kantonalen 
Richtplans.

Katharina Dobler wurde zur neuen Kan‑
tonsplanerin des Kantons Bern im Amt für 
Gemeinden und Raumordnung gewählt. 
Sie trat ihre Stelle am 1. Januar 2011 an. 
In ihrer neuen Funktion wird Katharina 
Dobler unter anderem für den Abschluss 
der laufenden Anpassung des kantonalen 
Richtplans sowie die Weiterentwicklung 
der Agglomerationsprogramme in Rich‑
tung der regionalen Gesamtverkehrs- und 
Siedlungskonzepte verantwortlich sein.

Neuer Leiter des IRAP
Am 1. September 2010 übernahm Andreas 
Schneider die Leitung des Instituts für 
Raumentwicklung IRAP der Hochschule 
für Technik Rapperswil. Im IRAP wird an‑
gewandte Forschung und Planungsbe‑
gleitung in den vielfältigen Bereichen der 
Raumplanung betrieben.
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Aufgaben des Verbandes

Die VLP-ASPAN versteht sich als gesamtschweizerische Bera‑
tungs-, Informations- und Diskussionsplattform in Fragen der 
Raumentwicklung. Entsprechend bietet sie eine breite Palette an 
Dienstleistungen an: von Beratungs-, Informations-, über Doku‑
mentations- bis zu Ausbildungsangeboten. Die Angebote zielen 
darauf ab, Kompetenz, Wissen und Problemlösungsfähigkeiten 
der Akteure in der Raumplanung, insbesondere der Bau- und Pla‑
nungsbehörden von Kantonen und Gemeinden, zu fördern und 
zu stärken. Als überwiegend von der Öffentlichkeit getragene Or‑
ganisation geht die VLP-ASPAN die Raumordnungsfragen aus der 
Sicht des öffentlichen Interesses an und richtet ihre Tätigkeiten 
auf eine nachhaltige Entwicklung unter wirtschaftlichen, ökolo‑
gischen und sozialen Gesichtspunkten aus. Eine weitere Aufgabe 
der VLP-ASPAN besteht darin, sich in der Öffentlichkeit für die An‑
liegen der Raumplanung einzusetzen. In diesem Sinne fördert sie 
die Diskussionen um eine nachhaltige und qualitativ hoch stehen‑
de Raumentwicklung, äussert sich zu Gesetzes- und Planungsvor‑
lagen, führt das Sekretariat der «Parlamentarischen Gruppe für 
Raumentwicklung», ist Anlaufstelle für die Medien und trägt zur 
Vernetzung der unterschiedlichen raumplanerischen Akteure bei.

Vorstand

Der Vorstand ist das Steuerungs- und Kontrollorgan der VLP‑ASPAN.  
Er ist nach Landesteilen, Fachgebieten, persönlichem Erfahrungs
hintergrund und politischer Ausrichtung ausgewogen zusammen
gesetzt und wurde an der Mitgliederversammlung vom 3. Sep‑
tember 2010 in Solothurn personell teilweise erneuert. Neu 
gehören dem Vorstand die folgenden neun Mitglieder und drei 
ständigen Gäste an:

Walter Straumann, Regierungsrat des Kantons Solothurn,  
CVP (Präsident)
Stefan Sutter, Regierungsrat des Kantons Appenzell-Inner
rhoden, CVP (Vizepräsident)
Kurt Fluri, Stadtpräsident Solothurn und Nationalrat, FDP
Dr. Christian Gabathuler, Inhaber eines Büros für Raumplanung 
und Raumentwicklung, Maschwanden/ZH
Christoph Neuhaus, Regierungsrat des Kantons Bern, SVP
Dominique Nusbaumer, Vorsteher des Raumplanungsamtes des 
Kantons Jura
Dr. Pierre-Alain Rumley, Gemeindepräsident Val-de-Travers, SP
Dr. Heidi Z’graggen, Regierungsrätin des Kantons Uri, CVP
Prof. Dr. Barbara Zibell, Dipl.-Ing., Raumplanerin FSU/SRL, 
Professorin an der Universität Hannover, Thalwil/ZH
Dr. Maria Lezzi, Direktorin des Bundesamtes für Raum
entwicklung, Bern (Gast)
Christine Hofmann, stellvertretende Direktorin des Bundesamtes 
für Umwelt, Bern (Gast)
Ernst Hauri, Direktor des Bundesamtes für Wohnungswesen, 
Grenchen (Gast)

Infolge beruflicher Veränderung aus dem Vorstand ausgetreten 
ist 2010 Dr. Pierre Bonhôte, ehemaliger Ständerat, Grossrat und 
Stadtrat aus Neuenburg, SP (Vizepräsident).

Der Vorstand befasste sich schwergewichtig mit Fragen der stra‑
tegischen Ausrichtung des Verbandes. Er diskutierte ein Konzept 
für ein Beratungszentrum Siedlungsentwicklung, das in den 
kommenden Jahren als neue Dienstleistung der VLP-ASPAN auf‑
gebaut werden soll. Diskutiert wurde auch über eine Änderung 
des in der heutigen Zeit schwer vermittelbaren Vereinsnamens. 
Eine Namensänderung erscheint dem Vorstand zurzeit jedoch 
nicht opportun. Bei den Sachgeschäften stand die erste Etappe 
der Teilrevision des Bundesgesetzes über die Raumplanung im 
Vordergrund, die von den Eidgenössischen Räten zurzeit beraten 
wird. Die VLP-ASPAN unterstützt die Vorlage und liess entspre‑
chend den Mitgliedern des Ständerates und der vorberatenden 

	 Verbandsorgane
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Kommission des Nationalrats ein vom Präsidenten und Direktor 
der VLP-ASPAN unterzeichnetes Empfehlungsschreiben zukom‑
men. Der Ständerat hat den Entwurf des Bundesrates weitgehend 
übernommen und punktuell ausgebaut. In der nationalrätlichen 
Kommission gibt vor allem die Mehrwertabschöpfung zu reden, 
die vom Ständerat präzisiert wurde und von einer Mehrheit der 
Kantone abgelehnt wird. 

Zu drei raumplanungsrelevanten Geschäften des Bundes nahm 
die VLP-ASPAN im Berichtsjahr Stellung. In der Anhörung zum 
Bericht des Bundesrats zur Zukunft der nationalen Infrastruktur-
netze in der Schweiz brachte die VLP-ASPAN ihre Befriedigung 
darüber zum Ausdruck, dass der Bund erstmals eine Gesamtschau 
über die nationalen Infrastrukturnetzwerke präsentiert und da‑
bei grossen Wert auf eine sektorübergreifende Koordination legt. 
Aus raumplanerischer Sicht unterstützenswert sind zudem die im 
Bericht angestrebte Werterhaltung und Qualitätssicherung der 
bestehenden Netze und deren optimale Auslastung anstelle der 
Errichtung neuer Netze. Kritisiert wurde von der VLP-ASPAN die 
ungenügende Nutzung der raumplanerischen Instrumente zur 
Abstimmung der Infrastrukturentwicklung. Auch 30 Jahre nach 
Inkrafttreten des RPG sind die Sachplanungen des Bundes immer 
noch unvollständig und nicht selten tragen sie dem raumplane‑
rischen Gegenstromprinzip nur ungenügend Rechnung. Für die 
Sicherstellung des im Bericht angestrebten «Schutzes von Mensch, 
Umwelt und Infrastruktur» und zur postulierten «Beschleunigung 
der Bewilligungsverfahren» ist eine frühzeitige und mit den Richt‑
plänen der Kantone koordinierte Sachplanung des Bundes unum‑
gänglich. Eine wichtige Rolle für die Infrastrukturentwicklung des 
Bundes dürfte künftig auch dem sich in Erarbeitung befindenden 
Raumkonzept Schweiz zukommen. 
Stellung genommen hat die VLP-ASPAN im Weiteren zur Revision 
der Lärmschutzverordnung hinsichtlich der Belastungsgrenzwerte 
für den Lärm von militärischen Waffen-, Schiess- und Übungsplät-
zen. Die Vereinigung begrüsste die mit der Verordnungsrevision 
erfolgte Lückenschliessung beim Lärmschutz. Die Vorlage ermög‑
licht eine umfassende und differenzierte Erfassung des durch den 
militärischen Schiessbetrieb verursachten Lärms und sorgt damit 
für mehr Rechtssicherheit. Unerfreulich aus der Sicht der Lärm‑
betroffenen ist die in der Vorlage vorgesehene Ausdehnung der 
Sanierungsfrist um zehn Jahre. 
Die dritte Stellungnahme betraf die Initiative der ständerätlichen 
Kommission für Umwelt, Raumplanung, Energie und Kommunika‑
tion zur Flexibilisierung der Waldpolitik. Die vorgelegte Gesetzes‑
revision zielt darauf ab, bei Rodungen anstelle von Realersatz 
vermehrt Massnahmen zugunsten des Natur- und Landschafts‑
schutzes zu ermöglichen. Zudem soll der dynamische Waldbegriff 

in Gebieten, in denen der Wald zunimmt, relativiert und es sollen 
wie bei den Bauzonen fixe Waldgrenzen ermöglicht werden. Die 
VLP-ASPAN stimmte dieser Gesetzesanpassung zu, regte dabei 
aber an, für die Bezeichnung der Gebiete mit grosser Waldzunah‑
me auf die raumplanerischen Instrumente (kantonaler Richtplan) 
zurückzugreifen. 
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Beirat

Ende 2009 hat der Vorstand – wie dies die 2008 revidierten Sta‑
tuten vorsehen – einen Beirat eingesetzt, der den Vorstand und 
die Geschäftsstelle in strategischen und verbandspolitischen Fra‑
gen unterstützt und zu aktuellen Entwicklungen in der schweize‑
rischen Raumordnungspolitik Stellung bezieht. Am 25. Juni 2010 
traf sich der Beirat zur ersten Sitzung. Themen waren die Teilre‑
vision des RPG im Bereich Siedlung und deren Auswirkungen auf 
Kantone und Gemeinden. Inputreferate von Regierungsrat Heinz 
Tännler (Kanton Zug), Charles Buser (Direktor bauenschweiz) und 
Martin Boesch (Vertreter pro natura) lagen der Diskussion zugrun‑
de. Vorgestellt wurde an der Sitzung im Weiteren das auch im 
Vorstand diskutierte Konzept zum Aufbau eines Beratungszent‑
rums Siedlungsentwicklung. Noch gibt es bei diesem Vorhaben 
offene Fragen. Der Beirat ist dem Projekt gegenüber jedoch po‑
sitiv gestimmt.

Der 30-köpfige Beirat setzte sich 2010 wie folgt zusammen: 

Vorsitz
Walter Straumann, Regierungsrat Kanton Solothurn

Vertreterinnen und Vertreter der Kantone
Heidi Z’graggen, Regierungsrätin Kanton Uri
Heinz Tännler, Regierungsrat Kanton Zug
Susanne Gatti, Kantonsplanerin Schaffhausen
Philippe Gmür, Kantonsplaner Waadt
Paul Pfister, Kantonsplaner Aargau

Vertreterinnen und Vertreter der Städte, Gemeinden und Regionen
Manuela Bernasconi, Gemeinderätin Horw/LU
Christine Leu, Regionalplanungsverband nördliches Waadtland/VD
Rudolf Lippuner, Gemeindepräsident Grabs/SG
Nathalie Luyet Girardet, Stadtbaumeisterin Sion/VS
Ruedi Ott, Tiefbauamt der Stadt Zürich/ZH
Roland Tremp, Stadtrat Chur/GR
Bernard Woeffrey, Réseau urbain neuchâtelois RUN/NE

Vertreter des Bundes (und der SBB)
Jörg Amsler, Chef Abt. Strukturverbesserungen, Bundesamt für 
Landwirtschaft BLW
Roger Beier, Leiter Development SBB Immobilien
Christoph Julmy, Leiter Rechtsdienst und Landerwerb, Bundes‑
amt für Strassen ASTRA
Stephan Scheidegger, Vizedirektor Recht, Finanzen, Politik, 
Bundesamt für Raumentwicklung ARE 
Florian Wild, Chef Abteilung Recht, Bundesamt für Umwelt BAFU

Vertreter der Wissenschaft
Roland Prelaz-Droux, Professor Fachhochschule Westschweiz, 
Yverdon-les-Bains/VD
Bernd Scholl, Professor ETH Zürich, Institut für Raum- und Land‑
schaftsentwicklung/ZH

Vertreter der Sektionen und angeschlossenen Organisationen
Andrea Brüesch, Präsident Bündner Vereinigung für Raument‑
wicklung BVR
Fabio Giacomazzi, Vorstand ASPAN Ticino

Vertreterinnen und Vertreter von Wirtschafts-, Umwelt- und 
Fachverbänden
Hans-Georg Bächtold, Generalsekretär SIA 
Martin Boesch, pro natura
Charles Buser, Direktor bauenschweiz
Katharina Dobler, Fachverband Schweizer RaumplanerInnen FSU
Thomas Glatthard, Fachsekretär SOGI, Geschäftsführer geosuisse
Nathalie Herren, Planung, Architektur, Frauen PAF sowie LARES
Mario Lütolf, Direktor Schweizer Tourismus-Verband STV
Marco Rampini, Bund Schweizer Architekten BSA
Martin Würsch, Schweizerischer Bauernverband SBV

Mitgliederversammlung

Die Mitgliederversammlung fand am 3. September 2010 in 
Solothurn statt. Behandelt wurden die üblichen statutarischen 
Geschäfte. Neu in den Vorstand gewählt wurden Dr. Heidi 
Z’graggen, Regierungsrätin des Kantons Uri und Dr. Pierre-Alain 
Rumley, Gemeindepräsident von Val-de-Travers NE. Pierre-Alain 
Rumley ersetzt Pierre Bonhôte aus Neuenburg, der aufgrund einer 
beruflichen Veränderung zurückgetreten ist. Die Wahl von Regie‑
rungsrätin Z’graggen wurde aufgrund der 2008 erfolgten Statu‑
tenrevision möglich, mit welcher die Zahl der Vorstandsmitglieder 
erhöht wurde. Zum neuen Vizepräsidenten der VLP-ASPAN wurde 
Stefan Sutter, Regierungsrat des Kantons Appenzell Innerrhoden, 
gewählt.
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Geschäftsstelle

Die Geschäftsstelle setzte sich 2010 wie folgt zusammen:
Lukas Bühlmann	 Jurist (Direktor)
Christa Perregaux DuPasquier 	 Anwältin (Vizedirektorin, Leitung «Zentrale Dienste»)
Heidi Haag 	 Geografin, MAS Raumplanung ETH (Leitung «Aus- und Weiterbildung“)
Barbara Jud	 Juristin (ab 1. Juli 2010)
Sonia Blind Buri 	 Juristin
Edith Egger 	 Kauffrau, Zentrale Dienste
Anne Huber 	 Übersetzerin, Zentrale Dienste
Marco Hunziker 	 EDV-Sachbearbeiter, Zentrale Dienste
Samuel Kissling 	 Jurist
Daniela Pérez 	 Kauffrau, Zentrale Dienste
Madeleine Ramseyer 	 Fotografin, Desktop Publishing
Niklaus Spori 	 Rechtsanwalt (bis 31. Juli 2010)
Kathrin Dick 	 juristische Praktikantin (bis 15. September 2010)
Jonathan Grétillat 	 juristischer Praktikant (bis 31. Mai 2010)
Nesa Zimmermann 	 juristische Praktikantin (ab 18. Februar 2010)
Giulia Reimann	 juristische Praktikantin (ab 1. September 2010)
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Sektionen und angeschlossene Organisationen

Die VLP-ASPAN besteht aus Sektionen und angeschlossenen 
Organisationen. Die Sektionen erstrecken sich über das Gebiet 
mehrerer Kantone und sind mit der VLP-ASPAN organisatorisch 
und administrativ sehr eng verbunden. Die angeschlossenen Or‑
ganisationen decken das Gebiet eines einzelnen Kantons ab und 
sind aufgrund ihrer Geschichte unabhängiger. Gemäss den neuen 
Statuten der VLP-ASPAN sind mit den Sektionen und angeschlos‑

senen Organisationen Zusammenarbeits- und Leistungsverein‑
barungen abzuschliessen. Ende 2010 konnten mit der Raumpla‑
nungsgruppe Nordostschweiz RPG NO und der Zentralschweizer 
Vereinigung für Raumplanung ZVR erste Vereinbarungen unter‑
zeichnet werden.

Die nachfolgende Übersicht gibt einen Einblick über die Aktivi‑
täten der Sektionen und angeschlossenen Organisationen.

ASPAN-SO 
Association Suisse pour l’aménagement 

national - Suisse occidentale 

GE, VD, NE, JU, FR, VS

Manifestations
30.11.10: Assemblée générale et jour‑
née d’étude sur le thème «Du projet 
d’agglomération au projet de territoire 
suisse – Chances et défis» à Lausanne. 
Cette journée a été organisée en parte‑
nariat avec VLP‑ASPAN.
28.09.10: Voyage à Bâle, visite des 
quartiers de «Campus Novartis» et 
«Dreispitz», friche logistique.

Publications
Trois numéros des «Cahiers de l’ASPAN-
SO» publiés en encart de la revue 
«Tracés» de la SIA sur les thèmes suivants: 
«Le territoire de l’énergie», «Vue(s) sur le 
paysage» et «L’espace-rue».

Autre activité
Rédaction d’une brochure sur 
l’historique de l’ASPAN-SO.
Projet sur le thème de la densité: un 
groupe de quatre personnes travaille 
actuellement sur un projet pour expli‑
quer la densité de manière vulgarisée 
et sensibiliser différents publics cibles; 
la forme du projet n’est pas encore 
définie.

–

–

–

–

RPG NO
Raumplanungsgruppe Nordostschweiz 

ZH, TG, SH, SG, AI, AR, GL

Veranstaltungen
Es wurden drei Feierabendgespräche 
zum Thema «Naturgefahren: eine 
gesellschaftliche Herausforderung» 
durchgeführt, jeweils an zwei 
verschiedenen Orten:

19.04.10 (Winterthur) und 28.04.10 
(St. Gallen): Von der Risikoerfassung 
zur Risikoverminderung
18.08.10 (Frauenfeld) und 23.08.10 
(Winterthur): Das Spannungsfeld 
zwischen Eingriff ins Eigentum und 
Schutz des Eigentums
20.10.10 (St. Gallen) und 27.10.10 
(Frauenfeld): Staatsaufgabe und /oder 
Eigenverantwortung

Weitere Aktivitäten
Raumplanungspreis der RPG NO: 
erstmalige Vergabe eines Preises für 
innovative und nachhaltige Projekte 
aus dem Einzugsgebiet der RPG NO. 
Eingereicht wurden 15 Arbeiten. 
Erster Preisträger ist das Bau- und 
Umweltdepartement Appenzell 
Innerrhoden für das von ihm 
entwickelte Handbuch zur Einpassung 
landwirtschaftlicher Ökonomiebauten.

–

–

–

ZVR
Zentralschweizer Vereinigung für  

Raumplanung

LU, OW, NW, UR, SZ, ZG

Veranstaltungen
17.06.10: ZVR-Spezialvorstand zum  
Thema «Erholungsräume in der Sied
lungsplanung – Hohe Lebensqualität in 
den Wohn- und Arbeitsgebieten»
17.10.10: Mitgliederversammlung 
mit zwei Gastreferaten zur Studie von 
Avenir Suisse über die Richtplanung in 
den Kantonen
18.11.10: Tagung «Glasfasernetze 
in der Zentralschweiz – Highspeed-
Datenautobahn für Alle?»

Weitere Aktivitäten
Konzept und Texte für Internetauftritt 
erarbeitet.

ASPAN-TI
Gruppo regionale Ticino

Manifestazioni
23.02.10: Giornata di studio a Locarno 
sul tema «Informazione, partecipazione 
e comunicazione nella Pianificazione 
del territorio», organizzata in collabora‑
zione con il Centro di Formazione degli 
Enti locali.
06.05.10: Votazione dal Consiglio 
Direttivo di una risoluzione chieden‑

–

–

–

–

–
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do la riconsiderazione da parte dall’ 
Autorità federale della proposta messa 
in consultazione incluendo il comple‑
tamento di Alp Transit nel progetto di 
«Ferrovia 2030» con la circonvallazione 
di Bellinzona ed il prolungamento a sud 
di Lugano.
13.10.10: Assemblea generale a Men‑
drisio presso l’Accademia di architettu‑
ra. L’arch. Enrico Sassi presenta il tema 
«Architetture dello spazio pubblico 
contemporaneo».
16.11.10: Colloqui sulla Pianificazione 
del territorio in collaborazione con la 
SUPSI, sul tema del recupero della qua‑
lità urbana (caso del Mendrisiotto).
23.11.10: Colloqui sulla Pianificazione 
del territorio in collaborazione con la 
SUPSI, sul tema del territorio rurale e 
delle aree periferiche (caso della Regio‑
ne Tre Valli).

Pubblicazioni
INFORUM: Pubblicazione in italiano 
delle edizioni di gennaio e di luglio, in 
collaborazione con VLP‑ASPAN.
Compendio di pianificazione urbanisti‑
ca e legislazione edilizia. Autori: Fabio 
Giacomazzi, Alma Sartoris. Editore: 
Centro di formazione per gli Enti locali 
CFEL.

BVR
Bündner Vereinigung für Raumentwicklung

GR

Veranstaltungen
12.03.10: Mitgliederversammlung
24.03.10: Kurs «Grundkenntnisse im 
Baubewilligungsverfahren nach neuem 
KRG/KRVO»
26.03.10: Bauberatertagung in der 
Wakkerpreis-Gemeinde Fläsch
27.10.10: Kurs «Grundkenntnisse zum 
Baubewilligungsverfahren für Bauten 

–

–

–

–

–

–

–

–

–

und Anlagen ausserhalb der Bauzone», 
zusammen mit dem kantonalen Amt 
für Raumentwicklung

Informationen
Die Informationstätigkeit der BVR 
wird primär über die Internetseite 
sichergestellt. Deren Aktualisierung 
wurde 2010 abgeschlossen und mit der 
Plattform «Häufig gestellte Fragen FAQ» 
angereichert.

Weitere Aktivitäten
Starke Beanspruchung des Beratungs
angebots durch die Mitglieder der BVR
Überarbeitung des Musterbaugesetzes 
ist angelaufen
Erarbeitung eines Musterbaugesetzes 
für die italienischsprachigen 
Gemeinden unter Berücksichtigung 
der Interkantonalen Vereinbarung über 
die Harmonisierung des Baubegriffe 
IVHB (Legge edilizia per i Comuni del 
Grigioni italiano LE-Grit)
Mitwirkung am Aufbau einer 
Austauschplattform im Bereich des 
Bau- und Planungswesens für die 
italienischsprachigen Gemeinden 
(piattaforma di scambio)
Mitwirkung am Evaluationsprojekt 
«Baubewilligungsverfahren für Bauten 
innerhalb und ausserhalb der Bauzonen»
Präsidium des Fachausschusses 
Kulturlandschaft zum UNESCO-
Welterbe «Rhätische Bahn» 
Mitwirkung beim Projekt CAPACities 
(Entwicklung von alpinen Zentren)
Stellungnahmen zum neuen 
Geoinformationsgesetz, zur 
Teilrevision des kantonalen Natur- 
und Heimatschutzgesetzes sowie des 
Wasserrechtsgesetzes.

–

–

–

–

–

–

–

–

KPG-GAC
Kantonale Planungsgruppe Bern 

BE

Beratung
Telefonische Beratung und einmal 
monatlich dezentrale Beratungen in fünf 
Regionen

Seminare und Mitgliederversammlung
22.01.10: Seminar «Abwasserprobleme 
in der Gemeinde»
26.02.10: Seminar «Gemeinderecht: 
Rechtsprechung 2008/2009»
12.03.10: Seminar «20 Jahre 
Wasserbaugesetz – Änderungen und 
Anwendungspraxis»
26.05.10: Seminar «Wissenswertes 
über Gebühren und Abgaben, häufige 
Gemeinderechtsfragen»
02.09.10: Seminar «Einführung in die 
neuen, künftig für alle Gemeinden 
verbindlichen Begriffe und Messweisen 
im Baupolizeirecht»
29.10.10: Seminar «Naturgefahren: 
Haftung der Gemeinden»

Publikationen
Vier Ausgaben des KPG-Bulletin mit 
Fachbeiträgen zu aktuellen Themen
Entscheidsammlung KPG

Weitere Aktivitäten
Datenbank der kommunalen 
Bauregelemente 
Wegleitungen zum Bau- und 
Erschliessungswesen 
Bezahlte Mandate und Gutachten
Finanzwesen und Gemeinderecht als 
weitere Standbeine neben dem Bau- 
und Planungsrecht (Beratungs- und 
Schulungsangebote auch in diesen 
Bereichen).

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–

–
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Mitglieder

Der VLP-ASPAN gehören sämtliche Schweizer Kantone und gut 
die Hälfte der Gemeinden an, die etwa drei Viertel der Bevölke‑
rung repräsentieren. Mitglied ist auch das Fürstentum Liechten‑
stein. 2010 sind acht Gemeinden der VLP-ASPAN beigetreten und 
neun ausgetreten. Infolge Fusion ausgetreten sind zudem mehre‑
re Glarner Gemeinden. Von den drei neuen Glarner Gemeinden 
konnten Glarus Nord und Glarus als Mitglieder gewonnen wer‑
den; mit Glarus Süd laufen Gespräche über die Mitgliedschaft. 

Zugenommen hat 2010 die Zahl der Kollektivmitglieder. 27 Ein‑
tritten stehen 11 Austritte gegenüber. Bei den Einzelmitgliedern 
ist ein Rückgang zu verzeichnen. 39 Austritte stehen hier 28 Ein‑
tritten gegenüber.

Im Berichtsjahr konnte die bisher nicht ganz statutenkonforme 
Beitragsregelung von Kanton und Stadt Genf bereinigt werden. 
Aufgrund einer Vereinbarung aus den 1970er Jahren bestand 
zwischen Kanton und Stadt ein Beitragssplitting. Der Kanton be‑
zahlte nur die Hälfte seines Mitgliederbeitrags; die andere Hälfte 
übernahm die Stadt, bezahlte ihren eigenen Beitrag aber nicht. 
Ab 2011 bezahlen Kanton und Stadt, je für sich, ihre ordentlichen 
Beiträge.

Neu der VLP-ASPAN beigetreten sind die Gemeinden:
Auenstein AG
Schmitten FR
Vex VS
Vernayaz VS
Port-Valais VS
Moudon VD
Chavannes-près-Renens VD
Herrliberg ZH

Ausgetreten sind die Gemeinden:
Ballwil LU
Provence VD
Trey VD
Recherswil SO
Ernetschweil SG
Rances VD
Veltheim AG
Höfen BE
Villars-Burquin VD

n

n

n

n

n

n

n

n

n

n

n

n

n

n

n

n

n

n VLP-ASPAN Mitglieder
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Neue Gemeinden 2010

 
 
 
 
 
	 Schmitten FR	 Auenstein AG	 Herrliberg ZH	 Vex VS	
 
Einwohner 2010	 3791	 1514	 6‘069	 1571 

Bevölkerungszunahme 	 16.2%	 9.2%	  10.4% 	2 0.6%  
der letzten 10 Jahre 

Gesamtfläche*	 13.6 km2	 5.7 km2	 9.0 km2	 13.0 km2 

Siedlungsfläche 2006*	 11.8%	 17.6%	 19.2%	 11.1% 

Wohneigentumsquote 2000*	 56.2%	 74.4%	 46.1%	 73.5% 

Wegpendler Arbeit 2000*	 62.4%	 76.8%	 71.4%	 56.5% 
…mit öV	 16.0%	 8.9%	2 5.5%	 7.1% 
…mit Auto	 52.3%	 61.7%	 47.1%	 61.2% 

 
 

 
 
 
 
 
	 Vernayaz VS	 Port-Valais VS	 Moudon VD	 Chavannes-près-Renens VD	

Einwohner 2010	 1786	22 43	 4890	 6802 

Bevölkerungszunahme	 10.4%	 35%	 14.7%	22 % 
der letzten 10 Jahre 

Gesamtfläche*	 5.7 km2	 14.3 km2	 15.7 km2	 1.7 km2 

davon Siedlungsfläche 2006*	 17.3%	 10.4%	 14.3%	 60.8% 

Wohneigentumsquote 2000*	 61.2%	 65.5%	2 4.5%	 3.6% 

Wegpendler Arbeit 2000*	 67.9%	 63.9%	 38.4%	 78.0% 
…mit öV	 9.2%	 7.2%	 9.0%	2 6.4% 
…mit Auto	 61.5%	 69.7%	 47.7%	 43.5% 

 

* nach BFS Comparator 

 



50

2010 JAHRESBERICHT

	 FINANZEN

Entgegen dem Budget konnte 2010 ein positiver Rechnungsab‑
schluss verzeichnet werden. Anstatt mit einem Verlust von 22‘000 
Franken schliesst die Erfolgsrechung mit einem Gewinn von knapp 
4‘000 Franken ab. Zurückzuführen ist der positive Jahresabschluss 
auf erhöhte Einnahmen aus dem Dokumentenverkauf (Lehrbuch 
Einführung in die Raumplanung), eine unerwartete Gewinnbetei‑
ligung aus dem Verkauf des RPG-Kommentars in der Höhe von 
10‘000 Franken und Minderausgaben bei den Personalkosten. 
Nicht beansprucht werden mussten grössere Rückstellungen für 
Autoren- und Übersetzungshonorare beim RPG-Kommentar.

Finanzierung der VLP-ASPAN 2010

Dienstleistungen
20%

Bund 
14%

Kantone
36%

Gemeinden
23%

Einzel- und
Kollektivmitgl.
7%

Die Beratung ist einer von fünf Dienstleistungsbereichen der 
VLP-ASPAN. Darunter fallen Auskünfte, Gutachten, Stellungnah‑
men und Recherchen. Die Mitglieder erhalten unbürokratisch, 
rasch und bis zu einem gewissen Arbeitsaufwand unentgeltlich 
Auskünfte auf ihre Fragen in den Bereichen Raumplanung und 
Umwelt. Wie die nachfolgende Abbildung zeigt, haben die Bera‑
tungen in der Deutschschweiz 2010 um einen Drittel zugenom‑
men (von 154 auf 201 Anfragen). Auch in der Romandie gibt es 
eine Zunahme (von 71 auf 84 Anfragen). Im Mehrjahresvergleich 
sind die Zahlen jedoch, zumindest für das Welschland, stabil. Aus 
dem Tessin gibt es zehn Anfragen (im Vorjahr sechs) und aus dem 
Ausland gingen drei Anfragen ein. Klare Gründe für die jährlichen 
Schwankungen sind nicht ersichtlich. Aufgrund der verstärkten 
Präsenz der VLP-ASPAN werden ihre Dienstleistungen jedoch bes‑
ser wahrgenommen und das Beratungsangebot wird aufgrund 
der langjährigen Beratungstätigkeit immer bekannter. 

Die Beratungsdienstleistungen wurden von den einzelnen Mitglie‑
derkategorien unterschiedlich in Anspruch genommen. Die Anfra‑
gen seitens der Gemeinden haben im Vergleich zum Vorjahr leicht 
zugenommen (82 Anfragen gegenüber 74 im Jahr 2009). Gross 
ist der Anstieg jedoch bei den Anfragen aus den Kantonen (89 
Anfragen gegenüber 69 im Jahr zuvor). Insgesamt neun Anfragen 
(eine mehr als letztes Jahr) stammten von Bundesstellen. Bei den 
übrigen Ratsuchenden gab es im Vergleich zum Vorjahr bei allen 
Kategorien einen Zuwachs. So erhöhte sich die Zahl der Anfragen 
von Planungsbüros von zwölf auf zwanzig und der Universitäten 
von sechs auf zehn. Stark zugenommen haben auch die Anfragen 
von Medien, die bei der VLP-ASPAN in der Regel Hintergrundwis‑
sen zur Raumplanung abholen (plus 10 Anfragen).

Bei den einzelnen Themenbereichen sind die Anfragen zur Nut‑
zungsplanung (63) und zum Bauen ausserhalb der Bauzone (60) 
Spitzenreiter. Sie machen rund 40 Prozent der gesamten Bera‑
tungstätigkeit aus. Stark zugenommen gegenüber dem Vorjahr 
haben die Anfragen zur Mehrwertabschöpfung (von 3 auf 18 
Anfragen), was mit der höheren politischen Bedeutung des The‑
mas (Landschaftsinitiative und der Revision des Raumplanungs‑
gesetzes) zu tun haben dürfte. Auch in den Themenbereichen 
«Koordination, Verfahren und Rechtsschutz» (von 8 auf 22) sowie 
«Baurecht und Baupolizei» (von 15 auf 22) nahm die Zahl der An‑
fragen zu. Weniger stark wurde der Beratungsdienst hingegen bei 
Fragen der Erschliessung beansprucht (von 13 auf 9 Anfragen). In 
den anderen Bereichen gibt es nur geringfügige Schwankungen.

	 Beratung
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2010 war nicht nur eine erhöhte Beratungstätigkeit zu verzeich‑
nen, es wurden auch verhältnismässig viele Rechtsgutachten ver‑
fasst und andere grössere Mandate erledigt. Zu erwähnen sind:

Bundesamt für Raumentwicklung: Gutachten zu den Entschä‑
digungsfolgen bei Rückzonungen im Zusammenhang mit der 
Teilrevision des RPG im Bereich Siedlung
Bundesamt für Raumentwicklung: Kurzgutachten zum Um‑
gang mit der Landschaft und dem BLN bei der Prüfung und 
Genehmigung von kantonalen Richtplänen
Kanton Zürich, Baudirektion und Volkswirtschaftsdirektion: 
Hearing und Stellungnahmen zu zwei offenen Fragen im 
Zusammenhang mit der Flughafenproblematik
Kanton Bern: Gutachten zum Handlungsspielraum des Kan‑
tons Bern bei der Planung und Bewilligung von Bauten und 
Anlagen zur Energiegewinnung aus Biomasse
Kanton Wallis Dienststelle für Raumentwicklung: Auslegung 
des Begriffs «Weitgehend überbautes Gebiet (haut degré de 
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saturation)» im Zusammenhang mit dem Gefahrenschutz bei 
der 3. Rhonekorrektur
Kantone St. Gallen, Glarus und Schwyz: Vorbereitung und 
Durchführung eines Workshops zu verkehrsintensiven Einrich‑
tungen im Linthgebiet
Gemeinde Cham ZG: Teilweise Umzonung einer Parzelle von 
der Zone des öffentlichen Interesses in eine Wohnzone
Gemeinde Cham ZG: Gutachten in Sachen Richtplanung und 
Kiesabbau
Gemeinde Beringen SH: Gutachten zur Wiedereinführung der 
Ausnützungsziffer und maximal zulässiger Geschosszahlen, 
Entschädigung aus materieller Enteignung
Gemeinde Bulle FR: Unterstützung der Gemeinde bei den 
Einspracheverhandlungen im Zusammenhang mit der neuen 
Bau- und Zonenordnung 
Region Nyon VD: Prüfung von raumplanerischen Massnah‑
men zur Förderung des preisgünstigen Wohnungsbaus unter 
besonderer Berücksichtigung des waadtländischen Rechts

n

n

n

n
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INFORAUM und Raum & Umwelt

Die Information der Mitglieder über aktuelle Themen der Raum‑
planung und des Umweltschutzes erfolgt hauptsächlich über 
die beiden Verbandspublikationen «INFORAUM» und «Raum & 
Umwelt», die alle zwei Monate erscheinen. Konzeptionell wer‑
den im «INFORAUM» zwei bis drei Themen, häufig aus Anlass 
eines aktuellen Raumplanungsthemas oder neuen Bundesgerichts
entscheides, journalistisch und leicht verständlich aufgearbeitet. 
Zweimal pro Jahr erscheint eine italienische Ausgabe des «INFO
RAUM». Sie enthält teilweise aus den deutsch- oder französisch‑
sprachigen Ausgaben übernommene und übersetzte Artikel, teil‑
weise eigenständige italienische Beiträge, die von Mitgliedern der 
Tessiner Sektion oder vom kantonalen Amt für Raumentwicklung 
verfasst werden. Die Zeitschrift «Raum & Umwelt» verfolgt im 
Gegensatz zum «INFORAUM» einen wissenschaftlicheren Ansatz. 
Jede Ausgabe ist einem einzigen Thema gewidmet, das ausführ‑
lich und mit Literaturquellen oder Gerichtsentscheiden belegt, 
behandelt wird. 2010 wurden in der Reihe «Raum & Umwelt» 
folgende Themen aufgegriffen:
 
Januar	 Förderung des gemeinnützigen Wohnungsbaus
Nr. 1/10

März	 Die Rechtsprechung des Bundesgerichts 2009
Nr. 2/10

Mai	 Standortsteuerung von Mobilfunkantennen
Nr. 3/10

Juli	 Energiegewinnung aus Biomasse
Nr. 4/10

September	 Natürliche Lebensräume in Bedrängnis – Förderung
Nr. 5/10	 der Biodiversität mit raumplanerischen Mitteln

November	 Entschädigungsfragen bei Rückzonungen
Nr. 6/10

Die Mitglieder der VLP-ASPAN können die Publikationen «Raum 
& Umwelt» und «INFORAUM» auf der Website im Mitgliederbe‑
reich anschauen und herunterladen. Sie erhalten damit rasch und 
unkompliziert Zugriff auf alle seit 2001 publizierten Artikel der 
VLP-ASPAN.

	 Information

Newsletter und (erfolgloser) Blog

Über einen grossen Abonnentenkreis verfügt der ein- bis zwei‑
wöchig erscheinende Newsletter der VLP-ASPAN mit Kurzinfor‑
mationen zu aktuellen Ereignissen, amtlichen Verlautbarungen, 
interessanten Studien und innovativen Projekten. Knapp 1’300 
Personen haben den Newsletter abonniert. Wer über die neus‑
ten Veranstaltungen im Bereich der Raumentwicklung im Bild sein 
will, kann zudem den Veranstaltungsnewsletter anfordern. Rund 
900 Personen haben diesen abonniert.

2010 wurde ein Versuch gestartet, aktuelle raumplanerische The‑
men unter interessierten Kreisen im Internet breit zu diskutieren. 
Entsprechende, auf der Website der VLP-ASPAN gestartete Blogs 
wurden jedoch kaum genutzt. An den ausgewählten Themen und 
an der Bekanntmachung des neuen Diskussionsangebots dürfte 
es nicht gelegen haben. Die Mehrwertabschöpfung, die Revision 
des RPG und das Kantonsmonitoring in der Raumplanung von 
Avenir Suisse hätten für ausreichend Gesprächsstoff gesorgt und 
auf die Diskussionsmöglichkeiten wurde über verschiedene Kanä‑
le und bei unterschiedlichen Gelegenheiten hingewiesen. Einzig 
bei der Mehrwertabschöpfung kam ein kleiner Dialog zu Stande; 
dieser war jedoch auch nicht lebhaft genug, um den Blog weiter‑
zuführen. Vorerst wird es keine Blogs mehr geben. Bei besonders 
brisanten Themen können Gesprächsforen jedoch wieder ohne 
grossen Aufwand gestartet werden.

Kommentar RPG

Im Berichtsjahr konnte die Aktualisierung des Kommentars RPG 
mit der dritten Nachlieferung abgeschlossen werden. Neu hinzu‑
gekommen sind der Kommentar zu Artikel 24d (Landwirtschafts‑
fremde Wohnnutzung, hobbymässige Tierhaltung und schützens‑
werte Bauten und Anlagen) und eine umfassende Aktualisierung 
der Rechtsschutzbestimmungen des RPG (Art. 33 und 34). Letz‑
tere wurde aufgrund des neuen Bundesgerichtsgesetzes nötig. 
Die von Bundesrichter Heinz Aemisegger und Gerichtschreiber 
Stephan Haag kompetent kommentierten Rechtsschutzbestim‑
mungen wurden zudem in Form eines Separatdrucks als „Praxis‑
kommentar zum Rechtsschutz in der Raumplanung“ veröffentli‑
cht. Die Verkaufszahlen des Kommentars nahmen aufgrund der 
Nachlieferungen und der vollständigen Übersetzung des Werks 
in die Landessprachen deutsch und französisch erheblich zu. 
Gut angelaufen ist auch der Verkauf des Praxiskommentars zum 
Rechtsschutz.
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Die VLP-ASPAN unterhält verschiedene Datenbanken, die bei der 
Beantwortung von Anfragen und der Redaktion von Texten ei‑
nen raschen Überblick erlauben und die nötigen Informationen 
liefern.

Bibliotheksdatenbank

Im Vordergrund steht die Bibliotheksdatenbank. Sie enthält heu‑
te über 18‘000 Dokumente. Dazu gehören Dissertationen, Lehr‑
bücher, amtliche Publikationen, Pläne, Arbeitshilfen, Artikel aus 
Zeitungen und Zeitschriften, Unterrichtsmaterial und zunehmend 
auch Erzeugnisse der elektronischen Medien. Die Dokumente sind 
zusammengefasst und verschlagwortet. Neu können auch Studie‑
rende die Datenbank mit Zugriff zu allen erfassten Dokumenten 
nutzen. Die VLP-ASPAN stellt hierfür einen Studentenarbeitplatz 
zur Verfügung. 2010 haben zwei Studierende von diesem Ange‑
bot Gebrauch gemacht. 

Entscheidsammlung

Die Entscheidsammlung (ES VLP-ASPAN) enthält die wichtigsten 
raumplanungsrelevanten Bundes- und Verwaltungsgerichtsent‑
scheide in zusammengefasster Form. Suchbegriffe erleichtern den 
Benutzenden das rasche Auffinden von einschlägigen Urteilen. 
Zur effizienten Bearbeitung von Anfragen leistet die Entscheid‑
sammlung auch betriebsintern wertvolle Dienste und erweist sich 
als unabdingbares Arbeitsinstrument. Die Entscheidsammlung 
mit den heute über 3‘800 Entscheiden wird Abonnentinnen und 
Abonnenten im Mitgliederbereich der Website online angeboten. 
Sechsmal jährlich werden sie mittels E-Mail auf die neu aufge‑
schalteten Gerichtsentscheide aufmerksam gemacht.

Fotodatenbank

Die VLP-ASPAN unterhält zudem eine Fotodatenbank, die wert‑
volle Dienste im Zusammenhang mit der Illustration der Publika‑
tionen und Bebilderung von Referaten leistet. Sie steht auch den 
Mitgliedern und der Presse offen. Kantone und andere grossen 
Beitragszahler können das gewünschte Bildmaterial auf Anfrage 
kostenlos beziehen. Im Berichtsjahr konnten grössere Pendenzen 
bei der Aufarbeitung des Bildmaterials abgebaut werden.

 

	 Dokumentation

Weitere Publikationen

Das Lehrbuch «Einführung in die Raumplanung», das von der 
VLP-ASPAN an den Einführungskursen in die Raumplanung ab‑
gegeben und auch an einzelnen Universitäten und Hochschulen 
verwendet wird, wurde 2010 vollständig überarbeitet und thema‑
tisch erweitert. Die neue Ausgabe wird den Kursteilnehmenden 
im Frühjahr 2011 erstmals abgegeben. 

Zum ersten Mal erschienen ist 2010, unter der Federführung der 
ASPAN Ticino und mit finanzieller Unterstützung der VLP-ASPAN, 
ein Raumplanungslehrbuch auf Italienisch (Compendio di pianifi‑
cazione urbanistica e legislazione edilizia). Es kann über den Shop 
auf der Website der VLP-ASPAN bezogen werden.

Die Schrift «Begriffe zur Raumplanung – Ein Nachschlagwerk für 
die Praxis», welche seit längerem vergriffen ist, konnte aufgrund 
der beschränkten personellen Ressourcen und hohen Arbeitsbe‑
lastung im Berichtsjahr nicht überarbeitet werden. Die Aktualisie‑
rung des Werks soll  nach Möglichkeit 2011 erfolgen und mit den 
Begriffen der Interkantonalen Vereinbarung zur Harmonisierung 
der Baubegriffe IVHB sowie einzelnen SIA- Raumplanungsnormen 
ergänzt werden. Realistischerweise ist mit der Veröffentlichung 
des überarbeiteten Nachschlagewerks jedoch nicht vor 2012 zu 
rechnen.

Website Raumplanungsberufe

Die 2004 erstmals aufgeschaltete Website zu den Raumplanungs‑
berufen (www.raumplanungsberufe.ch) wurde im Berichtsjahr 
überarbeitet und aktualisiert. Sie stellt die Arbeitsfelder und Aus‑
bildungsmöglichkeiten im Bereich der Raumplanung dar und will 
junge Leute über das Berufsfeld der Raumplanung und entspre‑
chende Ausbildungswege informieren. Die inhaltliche Erneuerung 
und technische Anpassung wurden von der ETH Zürich und den 
Fachhochschulen Rapperswil und Yverdon-les-Bains finanziell un‑
terstützt. Die Website gibt es auch auf Französisch (www.metiers-
amenagement.ch).
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Internetdienstleistungen

Mitglieder der VLP-ASPAN können über den „Mitgliederbereich“ 
auf der Website auf zahlreiche Dokumente zurückgreifen. Unter 
anderem finden sie hier sämtliche Ausgaben des INFORAUM und 
die seit 2001 erschienenen Ausgaben des Raum & Umwelt. Auf 
ihrer Internetseite bietet die VLP-ASPAN zudem eine Stellenbörse 
und die Möglichkeit zur Veröffentlichung von Studienarbeiten im 
Bereich der Raumentwicklung an. In der Stellenbörse können Ar‑
beits-, Praktikums- sowie Lehrstellen kostenlos angeboten oder 
gesucht werden. Mit der Veröffentlichung von Studienarbeiten 
will die VLP-ASPAN Studierenden der Eidgenössischen Technischen 
Hochschulen, von Universitäten und Fachhochschulen, Gelegen‑
heit bieten, ihre oft interessanten und wertvollen Diplomarbeiten, 
Semesterarbeiten und Dissertationen zu raumplanungsrelevanten 
Themen einer breiteren Öffentlichkeit bekannt zu machen. Vom 
Angebot der Veröffentlichung von Studienarbeiten wird rege Ge‑
brauch gemacht und auch die Stellenbörse hat sich gut etabliert.
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Im Bereich Aus- und Weiterbildung werden seit ein paar Jahren 
mehr kleinere Veranstaltungen und weniger grosse angeboten; 
dies heisst: mehr Kurse und Workshops und weniger Tagungen. 
Mit dem geänderten Veranstaltungskonzept kann besser auf die 

	 Aus- und	
Weiterbildung

Datum	 Ort	 Thema

18 mars 2010	 Lausanne	 Cours de sensibilisation à la planification des transports 

19. März 2010	 Aarau	 Energiepolitische Weichenstellungen in der 
		  kommunalen Raumplanung 

März 2010	 Bern	 Einführungskurs in die Raumplanung 

April/Mai 2010	 Bern	 Einführungskurs in die Raumplanung (aufgrund der grossen Nachfrage) 

avril - septembre 2010	 Sion VS	 Cours d’introduction à l’aménagement du territoire 

Juni – September 2010	 Visp VS	 Einführungskurs in die Raumplanung  

1. Juli 2010	 Bern	 Workshop ÖREB-Kataster und Nutzungsplanung, im Auftrag der  
		  Kantonsplanerkonferenz KPK (Kommission Grundlagen) 

3. September 2010	 Solothurn	 Mitgliederversammlung und Fachtagung (zweisprachig) 
		  Revision RPG – Die siedlungspolitischen Herausforderungen der Kantone und 		
		  Gemeinden 

10. September 2010	 Dietikon ZH	 Werkstattgespräch – eine Veranstaltung von Chance Raumplanung 
		  Nachhaltige Reurbanisierung eines Industriegebietes am konkreten  
		  Beispiel SLS Dietikon 

20. September 2010	 Luzern	 Einführung in den Lärmschutz 

4. November 2010	 Einsiedeln SZ	 Gemeindeforum Raumplanung 
		  Revision der Nutzungsplanung – eine grosse Herausforderung für die Gemeinden 		
		  und Bezirke 

November 2010	 Zug	 Einführungskurs in die Raumplanung 

30. November 2010	 Baden AG	 Einführung in die Verkehrsplanung 

30 novembre 2010	 Lausanne	 Journée d’étude: Du projet d’agglomération au projet de territoire suisse –  
		  Chances et défis 

 

Bedürfnisse der Mitglieder eingegangen werden, und die Veran‑
staltungen erhalten ein klareres Profil. 
Folgende Veranstaltungen fanden 2010 statt:
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Tagungen

Bund und Kantone geben mit ihrer Energiepolitik sowie ver‑
schiedenen Energieprogrammen den Gemeinden Rahmenbedin‑
gungen, aber auch Anreize für ihre Energieplanung vor. An einer 
Tagung in Aarau zu den energiepolitische Weichenstellungen in 
den Gemeinden wurden der aktuelle Stand nationaler Energie‑
programme und deren Potenziale aufgezeigt. Die einflussreiche 
Rolle kantonaler Instrumente wurde exemplarisch am Beispiel 
des Kantons Bern dargestellt. Da die Umsetzung vieler effizienter 
Massnahmen auf kommunaler Ebene stattfindet, wurden die Pla‑
nungsverantwortlichen der Städte und Gemeinden ermuntert, im 
Sinne einer nachhaltigen Siedlungs- und Raumentwicklung ihre 
Handlungsspielräume auszunutzen. Genügend Stoff für eine le‑
bendige Podiumsdiskussion lieferte das Thema Gebäudesanierung 
und Errichtung von Solaranlagen im Umfeld denkmalgeschützter 
Bauten. Rund 100 Personen nahmen an der Tagung teil.
Die Rolle des kantonalen Richtplans war nicht nur im Zusammen‑
hang mit der Energieplanung ein Thema, sondern wurde auch an 
der zweisprachig durchgeführten Tagung in Solothurn diskutiert. 
Hier ging es um die siedlungspolitischen Herausforderungen der 
Kantone und Gemeinden im Zusammenhang mit der laufenden 
Teilrevision des RPG. Aktuelle Beispiele kantonaler und kommu‑
naler Planungen, die eine bessere Steuerung der Siedlungsent‑
wicklung und intensivere grenzüberschreitende Zusammenarbeit 
zum Inhalt haben, wurden den Teilnehmenden der gut besuchten 
Tagung (rund 160 Personen) aufgezeigt. Zudem konnten inno‑
vative Planungen und Erfolg versprechende Lösungen präsentiert 
und in einem Podiumsgespräch die politische Akzeptanz des Ge‑
setzesentwurfs ausgelotet werden. 
An der Tagung in Lausanne wurde der Stand verschiedener Agglo
merationsprogramme vorgestellt und deren Ausbau auf Bereiche 
über die Koordination von Siedlungsentwicklung und Verkehr 
hinaus diskutiert. Erörtert wurden dabei auch die Chancen und 
Schwierigkeiten neuer Formen der Zusammenarbeit, sowohl auf 
horizontaler wie vertikaler Ebene. Die für eine welsche Tagung 
zahlreichen TeilnehmerInnen (rund 80 Personen) erhielten neue 
Impulse, wertvolle Erkenntnisse und Einsicht in Best Practice-Bei‑
spiele.

Kurse, Seminare und Workshops

Zusammen mit der Schweizerischen Kantonsplanerkonferenz KPK 
fand im Berichtsjahr ein zweisprachig geführter Workshop zum 
Thema ÖREB-Kataster und Nutzungsplanung statt mit 50 Teilneh‑
menden. An der Veranstaltung wurden die Ziele, Hintergründe 

und Herausforderungen des Katasters der öffentlichrechtlichen 
Eigentumsbeschränkungen vorgestellt, der Stand der Arbeiten 
zum minimalen Geodatenmodell erörtert und rechtliche Fragen 
rund um die Bedeutung und Handhabung dieser Daten diskutiert 
(Wie und wann werden Geodaten rechtsgültig? Bedeutung von 
Rechtsmittelverfahren? Möglichkeit der stufenweisen Inkraftset‑
zung? usw.).
Die beiden ordentlichen dreitägigen Einführungskurse in die 
Raumplanung für die Deutschschweiz fanden im Berichtsjahr in 
Bern und in Zug statt. Aufgrund der grossen Nachfrage muss‑
te der Kurs in Bern ein zweites Mal durchgeführt werden. Hinzu 
kamen in Zusammenarbeit mit dem Kanton Wallis und unter der 
Mitwirkung von Raumplanungsfachleuten aus dem Gastgeber‑
kanton Einführungskurse in die Raumplanung in Sion und Visp, 
getrennt für den französisch- und deutschsprachigen Kantonsteil. 
Die Einführungskurse scheinen das Bedürfnis von Gemeindebe‑
hörden und weiteren Akteuren nach einer kurzen und intensiven 
Ausbildung über die Zusammenhänge, Verfahren und Instrumen‑
te der Raumplanung zu befriedigen. 
Als Ergänzung zu den Einführungskursen bietet die VLP-ASPAN 
zusammen mit externen Fachleuten regelmässig Kurse zu Spe‑
zialthemen an. Auch diese modulartig aufgebauten Kurse stossen 
auf grosses Interesse. Im Berichtsjahr fand ein Einführungskurs in 
den Lärmschutz (September in Luzern) und zwei Einführungskur‑
se in die Verkehrsplanung (März in Lausanne und November in 
Baden) statt. 

Weitere Veranstaltungen

Unter der Trägerschaft «Chance Raumplanung» wurde – eine 
Neuheit für die VLP-ASPAN – ein halbtätiges Werkstattgespräch 
mit dem Titel «Nachhaltige Reurbanisierung eines Industriege‑
bietes am konkreten Beispiel SLS Dietikon» organisiert. Vor Ort 
wurde aufgezeigt und diskutiert, wie ein Zentrumsgebiet von 
kantonaler Bedeutung in städtebaulicher, wirtschaftlicher und 
verkehrsmässiger Hinsicht bei gezielter Förderung der Energieef‑
fizienz erneuert werden kann. Die Veranstaltung erlaubte es, ei‑
nen Blick hinter die Kulissen zu werfen: Was war der Auslöser der 
Reurbanisierung, wer waren die Akteure, wie wurde der Prozess 
gestaltet, welches waren die Meilensteine und Erfolgsfaktoren, 
wo steht die Planung heute und wie geht es weiter? «Chance 
Raumplanung» ist eine Weiterbildungsplattform für Raumpla‑
nungsfachleute, der die grossen Planungsverbände und eine Rei‑
he von Hochschulen angehören. Am Werkstattgespräch nahmen 
rund 30 Personen teil.
Die Veranstaltungsreihe «Gemeindeforum Raumplanung» konn‑
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te nach dem geglückten Start 2008 im Berichtsjahr im Kanton 
Schwyz erfolgreich fortgesetzt werden (rund 60 Teilnehmende). 
Bei diesen Veranstaltungen greift die VLP-ASPAN in Zusammen‑
arbeit mit dem Kanton und den Gemeinden aktuelle kommunale 
Raumplanungsthemen auf und ermöglicht eine breite Diskussi‑
on unter Gemeindepolitikern, Mitarbeitenden der Verwaltungen, 
Fachleuten und Referenten. Die Schwyzer Veranstaltung vom 
4. November 2010 in Einsiedeln stand unter dem Titel «Revisi‑
on der Nutzungsplanung – eine grosse Herausforderung für die 
Gemeinden und Bezirke». Die Vorabendveranstaltung hatte zum 
Ziel, die Raumplanungsverantwortlichen der Gemeinden für die 
anspruchsvolle Aufgabe einer nachhaltigen Nutzungsplanung 
zu sensibilisieren, die zurzeit in vielen Gemeinden des Kantons 
ansteht. Unter der Mitwirkung von Kantons- und Gemeindever‑
tretern wurden Strategien, Planungsinstrumente und innovative 
Beispiele aus der Praxis vorgestellt und erörtert. 
Erstmalig waren die Raumplanungsverbände und der SIA unter 
der Federführung des Verbandes Schweizer RaumplanerInnen 
FSU mit gemeinsamen Anlässen im Januar 2010 an der Swissbau 
in Basel vertreten. Mit ihren Beiträgen wollten die beteiligten Ver‑
bände das diesjährige Kongressthema – die Nachhaltigkeit – in 
einen raumplanerischen Kontext stellen und Fragen der Raumpla‑
nung und Raumentwicklung einem breiten Publikum näherbrin‑
gen. Die VLP-ASPAN war mit einem Forumsbeitrag sowie durch 
die Mitwirkung am Podiumsgespräch zum Thema «Nachhaltiger 
Lebensraum – Was ist zu tun?» an der Veranstaltung präsent.

In Form eines Patronates mitgewirkt hat die VLP-ASPAN im 
Weiteren an einer Veranstaltung der Zeitschrift Hochparterre 
zur «Zukunft des Flugplatzes Dübendorf». Mit der sich abzeich‑
nenden Aufgabe des Militärflugplatzes wird an ausgezeichneter 
Lage in einem an sich dicht besiedelten Gebiet eine Fläche von 
256 Hektaren für eine neue Nutzung frei. Dies schafft verschie‑
dene Begehrlichkeiten. Die künftige Nutzung des Areals muss 
jedoch gut überlegt sein, umso mehr als das ganze Areal der Eid‑
genossenschaft gehört. Über die Bedeutung des Areals für die 
schweizerische Raumentwicklung und über mögliche künftige 
Nutzungen wurde am 12. Mai 2010 an einem Podiumsgespräch 
in Zürich diskutiert.
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Maria Lezzi zeigten die Bedeutung der Bahnhöfe als Bindeglied 
zwischen dem öffentlichen Verkehr und dem Langsamverkehr 
auf. Die Amtsdirektorin kam in ihren Ausführungen zudem auf 
die diesbezügliche Bedeutung der Agglomerationsprogramme 
zu sprechen. Seitens der SBB wurden die künftigen Strategien 
im Umgang mit dem Langsamverkehr und den Bedürfnissen von 
Städten und Gemeinden aufgezeigt, wie sie zurzeit auch mit der 
Städteposition CH diskutiert werden (siehe nachfolgend). Die Ver‑
anstaltung wurde gemeinsam von den Parlamentarischen Grup‑
pen Langsamverkehr, Kommunalpolitik und Raumentwicklung 
durchgeführt.

Seit Ende 2006 begleitet und unterstützt die VLP-ASPAN die Städ‑
teposition CH – ein Netzwerk von zwölf Städten, deren Anlie‑
gen es ist, sich in die laufenden Diskussionen über die räumliche 
Entwicklung (RPG-Revisionen, Raumkonzept) einzubringen und 
untereinander eine enge Zusammenarbeit sowie einen regelmäs‑
sigen Erfahrungsaustausch zu pflegen. Punktuell werden die Ge‑
spräche auf weitere mittlere und kleinere Städte ausgedehnt. Ein 
Thema, mit denen sich die Städte seit 2008 beschäftigen, sind 
Planungen und Bauvorhaben auf Bahnhofarealen. Wie eine bei 
den Städten 2009 durchgeführte Umfrage zeigte, führten solche 
Vorhaben in der Vergangenheit immer wieder zu Problemen. Um 
über die künftigen Formen der Zusammenarbeit zu diskutieren 
und Lösungen zu erarbeiten, haben zwischen hochrangigen Ver‑
tretern der SBB und einer sechsköpfigen Städtedelegation Ge‑
spräche stattgefunden. Dabei wurden seitens der SBB konkrete 
und lösungsorientierte Vorschläge vorgestellt, die 2011 den Städ‑
ten und Gemeinden an Informationsveranstaltungen in der deut‑
schen und welschen Schweiz vorgestellt werden sollen.

Internationale Kontakte

Seit 1962 findet jährlich ein internationales Planertreffen mit Dele‑
gationen aus den Niederlanden, Luxemburg, Österreich, Deutsch‑
land und der Schweiz statt. Es dient der gegenseitigen Information 
und gemeinsamen Diskussion aktueller Themen und grundsätz‑
licher Fragen der Raumentwicklung. Der relativ kleine Kreis der 
Teilnehmenden aus Praxis und Wissenschaft und die grosse Konti‑
nuität in der Zusammensetzung der Landesdelegationen machen 
die Treffen äusserst wertvoll und erleichtern den grenzüberschrei‑
tenden Meinungsaustausch, auch ausserhalb der jährlichen Zu‑
sammenkünfte. Die Treffen finden abwechslungsweise in einem 
der teilnehmenden Länder statt. 2010 fand das Treffen in Wien 
statt. Schwerpunkt bildeten die Themen «Wohnungsbau» sowie 
«Kommunikation in der Raumplanung». Die Länderdelegationen 

Vernetzung in der Schweiz

Die VLP-ASPAN verfügt über ein grosses Beziehungsnetz und ist 
eng mit den Kantonen, Städten und Gemeinden, aber auch mit 
den Hochschulen, Verbänden und der Privatwirtschaft verbunden. 
Sie führt das Sekretariat der «Parlamentarischen Gruppe für Raum
entwicklung», betreut die «Städteposition CH», ein Netzwerk, 
dem die zehn grössten Schweizer Städte (und die Kleinstädte 
Chur und Solothurn) angehören, und hat die Geschäftsstelle des 
Vereins Normen für Raumplanung inne, welche sich mit der Ver‑
einheitlichung des formellen Bau- und Planungsrechts beschäftigt. 
Der Direktor und die Mitarbeitenden der Geschäftsstelle wirken 
zudem in zahlreichen ständigen und temporären Fachgremien 
mit, so beispielsweise in der Eidgenössischen Kommission für 
Lärmbekämpfung, in der Westschweizer Kantonsplanerkonferenz 
CORAT, in der Arbeitsgruppe zum Raumkonzept Schweiz oder in 
Begleitgremien raumrelevanter Nationaler Forschungsprogramme. 
Engagiert ist die VLP-ASPAN auch in verschiedenen Arbeitsgrup‑
pen im Rahmen der 2. Etappe der RPG-Revision. Diese vielfältigen 
Kontakte geben einen guten Überblick über aktuelle raumplane‑
rische Fragen, zeigen neue Lösungsansätze auf und geben immer 
wieder Einblick in den nicht einfachen Vollzugsalltag. Sie beein‑
flussen die Aktivitäten und Handlungsfelder der VLP‑ASPAN und 
stellen eine wertvolle Ressource für die Beratungs-, Publikations- 
und Veranstaltungstätigkeit dar.

Die von der VLP-ASPAN betreute «Parlamentarische Gruppe für 
Raumentwicklung» bezweckt, ihre Mitglieder über aktuelle raum‑
planerische Fragen sowie kommende boden- und raumrelevante 
Ratsgeschäfte zu informieren und über die Parteigrenzen hinaus 
Diskussionen auszulösen. In der laufenden Legislatur sind 49 
Ratsmitglieder aus allen politischen Parteien Mitglied der Grup‑
pe. Dem Vorstand gehören sieben Ratsmitglieder an. Präsidiert 
wird die Gruppe vom Solothurner FDP-Nationalrat und Stadtpräsi‑
dent Kurt Fluri, Vizepräsident ist Fabio Pedrina, SP-Nationalrat aus 
dem Kanton Tessin. 2010 fanden zwei Plenumsveranstaltungen 
statt. Die Plenumsveranstaltung in der Frühjahrssession, die zu‑
sammen mit der «Parlamentarischen Gruppe Kommunalpolitik» 
und der «Parlamentarischen Gruppe Berggebiete» durchgeführt 
wurde, beschäftigte sich mit der ersten Etappe der RPG-Revision, 
die im Sommer vom Ständerat als Erstrat behandelt wurde. Der 
Städteverband, der Gemeindeverband, die Schweizerische Ar‑
beitsgemeinschaft für die Bergebiete und die VLP-ASPAN zeigten 
in kurzen Einschätzungen auf, wie sie die Vorlage beurteilen. In 
der Wintersession stand eine Veranstaltung zum Langsamver‑
kehr an Bahnhöfen auf dem Programm. Verkehrsexperte Klaus 
Zweibrücken von der Hochschule Rapperswil und ARE-Direktorin 

	Öffentlichkeitsarbeit
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repräsentieren auf Seiten der Planungspraxis die nationale Ebene, 
die mittleren Ebenen (Bundesländer/Regionen/Kantone), die kom‑
munale Ebene, d.h. vor allem die Städte sowie Planungsverbände 
und private Planungsbüros. Auf Wissenschaftsseite kommen die 
Mitwirkenden aus dem Hochschulbereich und aus ausseruniver‑
sitären Forschungseinrichtungen. Der Schweizer Delegation ge‑
hören zurzeit folgende Personen an: Maria Lezzi, Direktorin des 
Bundesamtes für Raumentwicklung, Paul Pfister, Kantonsplaner 
aus dem Kanton Aargau, Patrick Gmür, Direktor des Amtes für 
Städtebau der Stadt Zürich, Urs Meier, Büro Planpartner in Zürich, 
Prof. Bernd Scholl, Vorsteher des Instituts für Raum- und Land‑
schaftsentwicklung der ETH Zürich und als Delegationsleiter Lukas 
Bühlmann, Direktor der VLP-ASPAN.

Vertreterinnen und Vertreter der deutschen Akademie für Raum‑
forschung und Landesplanung ARL, des Bundesamtes für Rau‑
mentwicklung ARE, der VLP-ASPAN und der ETH Zürich (Institut 
für Raum- und Landschaftsentwicklung IRL) treffen sich seit ein 
paar Jahren ein- bis zweimal jährlich zu einem Erfahrungs- und 
Meinungsaustausch. Am 18. Januar 2010 ging es in Frankfurt/
Main um das Thema «Planungssysteme/Planungskulturen». Dabei 
wurde unter anderem die Frage aufgeworfen, ob Planung Kul‑
tur ist oder Kultur hat; eine Frage, die sich nicht abschliessend 
beantworten lässt. Planung hat Kultur, wenn man damit unter‑
schiedliche Werte, Einstellungen und Meinungen verbindet. Wird 
sie hingegen auf institutionelle Strukturen, Verfahren und Verhal‑
tensweise bezogen, ist sie selbst Kultur. Aus beiden Elementen 
ergibt sich eine Planungstradition. Weil Normen immer auch das 
Handeln bestimmen, ist der Einfluss der Europäischen Union und 
ihrer Regelwerke auf die Planungssysteme in den Mitgliedländern 
der EU nicht zu unterschätzen. Anderseits bilden Sprache und 
Mentalitäten immer auch Grenzen. Sie sorgen für differenzierte 
Anwendungen übergeordneter Normen, wie man dies auch am 
Beispiel der kantonalen Richtplanung zwischen der Deutsch- und 
Westschweiz erkennen kann. Die Fachbeiträge aus den beiden 
Ländern können als PDF-Datei auf der Website der VLP-ASPAN 
eingesehen werden. Die Beiträge aus der Schweiz stammten von 
Martin Vinzenz (stv. Sektionschef, Bundesamt für Raumentwick‑
lung), Robert von Rotz (Kantonsplaner Schwyz) und Hans-Georg 
Bächtold (Generalsekretär SIA). 

Seit 2009 finden an der ETH Zürich unter der Federführung des 
Instituts für Raum- und Landschaftsentwicklung internationale 
Symposien mit ausgewählten Fachleuten aus europäischen Län‑
dern zu Räumen und Projekten von nationaler Bedeutung statt 
(siehe vorne Teil Raumentwicklung, Abschnitt Lehre und For‑
schung). An den unter dem Namen SAPONI (Spaces and Projects 

of National Importance) laufenden Gesprächen nahm auf Schwei‑
zer Seite neben Vertretern der ETH Zürich auch der Direktor der 
VLP-ASPAN teil.

Referatstätigkeit und weitere Öffentlichkeitsarbeit

Im Berichtsjahr haben der Direktor und einzelne Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter der VLP-ASPAN in verschiedenen Fachzeitschriften 
Beiträge publiziert und sie wurden für Interviews und Referate 
angefragt. Diese Auftritte sind eine ausgezeichnete Möglichkeit, 
die Anliegen und Herausforderungen der Raumplanung breiten 
Bevölkerungskreisen bekannt zu machen und aufzuzeigen, wor‑
in der Nutzen raumplanerischer Anstrengungen liegt. Die nach‑
folgende Auswahl an Referaten, Interviews und Fachbeiträgen 
illustriert die Breite der Themen und Vielfalt der Adressaten bei 
entsprechenden Engagements:

«Museum oder Heidiland? Trends in der Schweizerischen 
Raumentwicklung», Referat am Dreikönigsanlass der FDP 
Brienz (6. Januar 2010, Brienz)
«Treiber und Trends für Stadtentwicklung und Wohnungs‑
märkte von Morgen», Mitwirkung an einem Podiumsge‑
spräch an der Fachveranstaltung Immobilien von Swisscanto 
(23. März 2010, Zürich)
«Säuliamt im Spannungsfeld der Planer – eine Bestandes‑
aufnahme», Mitwirkung am Podiumsgespräch (24. Februar 
2010, Affoltern am Albis)
«Siedlungsflächenpotenziale für eine Siedlungsentwicklung 
nach Innen», Impulsreferat und Teilnahme an der Podiumsdis‑
kussion an der Abschlussveranstaltung zum Modellvorhaben 
Raum+ Schwyz (26. März 2010, ETH Zürich) 
«Kommunale Biodiversität steuern und planen», Referat an 
der Tagung «Die Biodiversitätsgemeinde» des WWF (9. April 
2010, Bern)
Massnahmen zur Schaffung preisgünstigen Wohnraums; 
Referat und Mitwirkung an einem Runden Tisch im Rahmen 
des Wohnbauforums des Kantons Waadt (21. Mai 2010, 
Lausanne) 
«Bestrebungen der öffentlichen Hand zur Revitalisierung von 
Industriebrachen», Referat an der Tagung des Bundesamtes 
für Umwelt unter dem Titel «Industriebrachen nutzen – Eine 
Idee macht Boden gut» (17. Juni 2010, Bern)
«Landschaftsinitiative und indirekter Gegenvorschlag», In‑
formations- und Weiterbildungsveranstaltung des Amtes für 
Raumplanung des Kantons Basel-Landschaft, Einführung und 
Gesprächsmoderation (8. September 2010, Liestal)
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n
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n
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«Der Aargau wächst – Wie viele Bauzonen braucht der 
Aargau», Einführung in ein öffentliches Podiumsgespräch (9. 
September 2010, Naturama Aarau)
«Nachhaltige Raumentwicklung und Genossenschaften», 
Inputreferat und Diskussion zusammen mit ARE-Direktorin 
Maria Lezzi am 2. Forum der Schweizer Wohnbaugenossen‑
schaften (24. Dezember 2010, Luzern)
«Die juristischen Aspekte der Innenentwicklung», Referat am 
1. Oberwalliser Treff.Raum (9. November 2010, Brig)
«Vollzugsaufgaben der Baubehörden – Bauen ohne Bewilli‑
gung nicht belohnen», Referat an der Urner Baubehördenta‑
gung (15. November 2010, Altdorf)

Stark in den Medien präsent war die VLP-ASPAN im Berichtsjahr 
mit den Themen «Mehrwertabschöpfung» und «Preisgünstiger 
Wohnungsbau». Aber auch der erhebliche Siedlungsdruck und 
fortschreitende Bodenverbrauch waren immer wieder Gegen‑
stand von Interviews und Medienberichten. Beim Thema des 
preisgünstigen Wohnungsbaus hatte sich die VLP-ASPAN dank 
eines im Auftrag des Bundesamtes für Wohnungswesen erar‑
beiteten und anfangs 2010 publizierten Gutachtens das nötige 
Grundwissen erworben.

Regelmässig werden Beiträge, die im Verbandsorgan INFORAUM 
erschienen sind, von anderen Fachzeitschriften übernommen und 
einem weiteren Publikumskreis zugänglich gemacht. Solche Initi‑
ativen werden sehr begrüsst.

n

n

n

n
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Beratung

Information

Dokumentation

Aus- und Weiterbildung

PR/Lobbying

Auskünfte und Beratungen
Gutachten
Stellungnahmen
Recherchen
Einsitznahme in Fachgremien 
Expertenkommissionen

INFORAUM
Raum & Umwelt
www.vlp-aspan.ch
Newsletter

Schriftenfolge
Entscheidsammlung
Fotodatenbank
Arbeitshilfen, Lehrmittel
Kommentar RPG
Normen für die Raumplanung

Tagungen, Seminare
Einführungskurse in die Raum‑
planung
Vertiefungskurse Verkehr,  
Lärm etc.
Berufsinformationen  
www.raumplanungsberufe.ch

Kontakte zu Hochschulen und 
Verbänden
Sekretariat «Parlamentarische 
Gruppe für Raumentwicklung»
Medienarbeit
Referatstätigkeit 
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Bei uns erhalten Sie rasche und 
kompetente Unterstützung bei 
raumplanerischen und umwelt-
rechtlichen Problemen.

Wir informieren knapp und 
praxisnah über aktuelle Fragen 
und neue Tendenzen in der 
Raumentwicklung.

Wir haben einen guten Über-
blick über die vielfältigen raum
planerischen Aktivitäten und 
stellen Ihnen unser Wissen 
über unsere Publikationen und 
weitere Dienstleistungen zur 
Verfügung.

Zusammen mit unseren 
Sektionen bieten wir regel
mässig Tagungen, Kurse und 
Seminare zu aktuellen Fragen 
der Raumentwicklung an.
Besonders zu erwähnen ist 
der «Einführungskurs in die 
Raumplanung».

Wir setzen uns für eine 
nachhaltige Nutzung des 
Lebensraums Schweiz ein und 
unterhalten enge Kontakte zu 
den verschiedenen Akteuren 
der Raumentwicklung. 

	DienstleiStungen
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	 2010	 Vorjahr

Ertrag

Dienstleistungsertrag Zentralsekretariat	 303‘604.50	 321‘353.00

Honorarerträge	 71‘592.80	 100‘962.25

Entscheidsammlung	 37‘475.00	 40‘930.00

Dokumentenverkauf	 31‘764.75	 17‘078.75

Sekretariatsarbeiten	 5‘750.05	 17‘903.00

Schulungskurse	 145‘794.55	 144‘479.00

Uebriger Ertrag	 11‘227.35	 0.00

Ertrag aus Beiträgen	 1‘308‘798.20	 1‘280‘181.20

Beiträge Bund	 225‘000.00	 225‘000.00

Mitgliederbeiträge	 1‘310‘346.20	 1‘055‘181.20

Vermögensertrag	 23‘709.70	 27‘351.61

Uebriger Ertrag/Auflösung Rückstellungen	 3‘109.85	 100‘000.00

Ausserordentlicher Ertrag	 2‘030.15	 16‘328.55

Total Ertrag	 1‘641‘252.40	 1‘745‘214.36

		

Aufwand		

Projektaufwand	 211‘107.20	 198‘780.00

Personalaufwand	 1‘152‘936.60	 1‘217‘949.55

Sonstiger Betriebsaufwand	 244‘822.24	 292‘720.05

Abschreibungen	 28‘796.15	 81‘348.15

Total Aufwand	 1‘637‘662.19	 1‘790‘797.75

Jahresverlust / -gewinn	 3‘590.21	 -45‘583.39

 

Saldo Erfolgsrechnung	 1‘641‘252.40	 1‘745‘214.36

	 Erfolgsrechnung

per 31. Dezember
in CHF
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	 Bilanz

per 31. Dezember
in CHF

	 2010	 Vorjahr

Aktiven

Flüssige Mittel	 1‘479‘194.13	 1‘237‘425.74

Debitoren	 12‘875.55	 36‘825.95

Verrechnungssteuer	 7‘786.15	 8‘710.75

Aktive Rechnungsabgrenzungen	 29‘053.05	 8‘886.85

Finanzanlagen/Wertschriften	 601‘214.20	 851‘059.65

Mobile Sachanlagen	 1.00	 1.00

Total Aktiven	 2‘130‘124.08	 2‘142‘909.94

		

Passiven		

Kreditoren	 48‘830.35	 65‘251.57

Anzahlungen von Kunden	 4‘500.00	 0.00

Passive Rechnungsabgrenzungen	 73‘520.00	 74‘865.00

Rückstellungen	 1‘108‘000.00	 1‘111‘109.85

Eigenkapital	 895‘273.73	 891‘683.52

Anfangskapital	 891‘683.52	 937‘266.91

Total Passiven	 2‘130‘124.08	 2‘142‘909.94

Jahresverlust / -gewinn	 3‘590.21	 -45‘583.39

 

Bilanzsumme	 2‘130‘124.08	 2‘142‘909.94
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	 Bericht der	
REVISIONSstelle





Schweizerische Vereinigung
für Landesplanung
Sulgenrain 20
CH-3007 Bern
Tel. +41 (0)31 380 76 76
Fax +41 (0)31 380 76 77
info@vlp-aspan.ch
www.vlp-aspan.ch


